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EditorialAm Puls der Zeit

Die obige Überschrift meines Editorials habe ich mit einem wei-

nenden und einem lächelnden Auge gewählt. Warum? Weil die 

Beträge des Hessischen Ärzteblatts, das Sie gerade in den Hän-

den halten, brandaktuelle Themen aufgreifen und leider haben 

nicht alle einen positiven Anlass.

Die Delegiertenversammlung der LÄKH, Ihre demokratisch ge-

wählten Vertreterinnen und Vertreter, hat den russischen An-

griffskrieg gegen die Ukraine am 26. März einstimmig verurteilt 

und unterstützt die Aufnahme schwerstkranker Patientinnen 

und Patienten aus der Ukraine, denn es ist damit zu rechnen, dass 

die Ukraine Kriegsverletzte und kriegsunabhängig schwer er-

krankte Menschen nicht mehr adäquat versorgen kann. 

Der Fortbildungsartikel über die Rekonstruktionen nach Schuss- 

und Explosionsverletzungen greift diesen leider so erschreckend 

aktuellen Bezug auf. In ihrer bisherigen beruflichen Praxis haben 

Unfallchirurginnen und -chirurgen selten bis nie Schuss- und Ex-

plosionsverletzungen gesehen und versorgt. „Zum Glück“, möch-

te man da ausrufen. Vor dem Hintergrund des russischen An-

griffskriegs gegen die Ukraine könnte sich das nun leider ändern, 

denn Deutschland nimmt nicht nur Geflüchtete aus der Ukraine 

auf, sondern beteiligt sich auch an der Versorgung verwundeter 

Soldatinnen und Soldaten. Daher gilt mein Dank dem Autoren-

team des Bundeswehrzentralkrankenhauses Koblenz für den zu-

vor genannten Fortbildungsartikel, dem Erfahrungen aus Aus-

landseinsätzen sowie humanitären Hilfszusagen zu Grunde 

liegen.

Bekanntermaßen kann nicht nur der Körper, sondern auch die 

Seele Schaden nehmen. Auf Bitten des Europarats wurden inzwi-

schen unter anderem mit Beteiligung von Psychotraumaexper-

tinnen und -experten der Berliner Charité Empfehlungen erarbei-

tet, wie Helferinnen und Helfer besser mit Menschen umgehen 

und kommunizieren können, die eine Krise oder ein schwieriges 

Lebensereignis erlebt haben. Diese Empfehlungen richten sich an 

alle, die Menschen helfen, die traumatische Situationen erlebt ha-

ben, insbesondere an Mitarbeiter der Regierung und der Zivilge-

sellschaft sowie an Freiwillige, die ukrainischen Menschen aktiv 

helfen. Die „Empfehlungen für den Umgang mit Menschen in Kri-

sen und nach schweren Lebensereignissen“ können in sechs 

Sprachen unter diesem Stichwort auf der Website der Charité 

(www.charite.de) abgerufen werden oder unter dem Kurzlink: 

https://tinyurl.com/bdzb5dwr

Auch das Thema des Klimawandels hat angesichts des Ukraine-

kriegs und der ins öffentliche Bewusstsein gerückten Abhängig-

keit von russischen Gas- und Öllieferungen die Notwendigkeit 

verdeutlicht, selbst nicht nur im privaten, sondern auch im beruf-

lichen Alltag einen eigenen Beitrag zu leisten. Die Anregungen 

und Tipps in dem Beitrag „Klimaschutz – Praktische Umsetzung 

in der Hausarztpraxis“ können natürlich auch auf fachärztliche 

Praxen, MVZ ebenso wie auf Kliniken übertragen werden. Bitte 

denken Sie jetzt nicht: Das ist doch nur ein Tropfen auf dem hei-

ßen Stein. Nein, richtig ist, dass der stete Tropfen den Stein 

höhlt. Von vielen Tropfen ganz zu schweigen. 

Ungeachtet der Verantwortung des Einzelnen wird in der jetzi-

gen Krise der Energieversorgung deutlich, dass der Staat die Ver-

antwortung für die Daseinsvorsorge wieder übernehmen muss. 

Inzwischen wird vielfach bezweifelt, ob die in den vergangenen 

Jahren in weiten Teilen erfolgte Privatisierung der Daseinsvorsor-

ge – weg – von den zuvor meist kommunalwirtschaftlichen Be-

trieben – wirklich der richtige Weg war. Der Staat muss zumin-

dest klare Rahmenvorgaben setzen und deren Einhaltung über-

wachen, denn in modernen, arbeitsteiligen Gesellschaften kön-

nen sich die Menschen nicht selbst versorgen. Sie sind auf die Be-

reitstellung einer funktionierenden und zu einem akzeptablen 

Preis angebotenen Versorgung angewiesen. Das betrifft nicht 

nur die Energie und Gesundheitsversorgung (ambulant, statio-

när, Pflege, Medikamente), sondern z. B. auch Abwasserentsor-

gung/Wasserversorgung, Bildung, Brand- und Katastrophen-

schutz inklusive Rettungswesen, Müllabfuhr, aber auch Öffentli-

che Sicherheit, Post, Telekommunikation/Internet, Verkehrs- 

und Beförderungswesen und Wohnungswirtschaft.

Das gelungene Zusammenspiel dieser Bereiche bietet die Voraus-

setzungen, um ein möglichst gesundes Leben führen zu können. 

Das entbindet den Einzelnen wohlgemerkt nicht von seiner Ver-

pflichtung, im Rahmen seiner Möglichkeiten Sorge für sich selbst 

und Sorge für die anderen zu tragen. 

Den Beschäftigten im Gesundheitswesen, ob als Ärztin in der Kli-

nik, als Pfleger auf einer Intensivstation, als medizinische Fachan-

gestellte in der Praxis oder als medizinisch-technische Fachkraft 

im Labor, bleibt leider seit zwei Jahren kaum die Gelegenheit, 

Luft zu holen und sich eine Pause zu gönnen. Nicht nur die Pan-

demie, sondern auch der Fachkräftemangel sind dafür verant-

wortlich. Wir brauchen mehr Studien- und Ausbildungsplätze 

und nicht zuletzt attraktive Arbeitsbedingungen, denn wir ste-

hen hier im Wettbewerb mit den anderen Branchen.

Dr. med. Edgar Pinkowski

Präsident 
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CME: Schuss- und Explosionsverletzungen

Zertifizierter Fortbildungsartikel über die 

Grundsätze der Versorgung von Schuss- und 

Explosionsverletzungen. Mit speziellem Augen-

merk auf die plastisch-rekonstruktive Chirurgie 

der Extremitäten werden anhand von zwei Fall-

beispielen Versorgungsstrategien und ihre Be-

sonderheiten näher erläutert.

290

12. ordentliche Delegiertenversammlung

Putins Angriffskrieg und die Folgen der Corona-

Pandemie gehörten zu den zentralen Themen 

der Sitzung des hessischen Ärzteparlaments. 

Auf der Tagesordnung stand aber auch die 

Wahl von Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu 

Hatzbach zum Ehrenpräsidenten und Dr. med. 

Ursula Stüwe zur Ehrenpräsidentin der LÄKH.
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Bücher

Cannabislegalisierung – Pro und Contra

Die gesellschaftliche Diskussion rund um die 

Legalisierung von Cannabis ist kontrovers und 

bis heute nicht abgeschlossen. Ist es tatsächlich 

fortschrittlich, Cannabis zuzulassen? Was 

spricht dafür und was dagegen? Der Beitrag 

fasst die unterschiedlichen Positionen zusam-

men und gibt einen Ausblick. 

287

Serie Patientensicherheit: Die HKG 

In Teil 16 der Serie berichten der geschäftsfüh-

rende Direktor und die Leiterin des Bereichs 

Medizin und Qualität der Hessischen Kranken-

hausgesellschaft (HKG), Prof. Steffen Grammi-

ger und Christina Grün, was die HKG mit Pa-

tientensicherheit zu tun hat und wie diese in 

hessischen Kliniken umgesetzt wird.
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Stilles Herz

Josephine Links

S. 289

Wo immer möglich, verwenden wir in 

Texten des Hessischen Ärzteblattes 

beide Geschlechter. Aus Gründen der 

besseren Lesbarkeit wird manchmal 

nur die weibliche oder nur die männli-

che Form gewählt, auch wenn sich die 

Formulierungen auf Angehörige diver-

ser Geschlechter beziehen. Außerdem 

benutzen wir, sofern vorhanden, Ge-

schlechter übergreifende Begriffe; ver-

zichten aber auf Gender-Stern, Gen-

der-Gap oder Binnen-I. Unseren Auto-

rinnen und Autoren sind wir für die frei-

willige Beachtung dieser Hinweise 

dankbar, greifen aber nicht redigierend 

ein. (red)

Sprache im Hessischen Ärzteblatt

Inhalt
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Unbürokratische medizinische Hilfe

Der Beginn des Angriffskrieges in der 

Ukraine am 24. Februar 2022 stellt eine 

Zäsur dar. Sehr lange ist kein bewaffneter 

Konflikt auf europäischem Boden so sehr in das 

kollektive Bewusstsein geraten wie dieser Krieg. 

Viele von uns haben selbst die unkonkrete, aber 

schwelende Gefahr durch den drohenden Einsatz 

von Atomwaffen noch nicht erlebt. Eine Situation, 

wie sie nun entstanden ist, war noch vor Kurzem 

nahezu undenkbar.

Die resultierende humanitäre Katastrophe macht 

fassungslos. Dass dieser Krieg vor allem die Zivil-

bevölkerung trifft, ist schon kurz nach Beginn of-

fensichtlich. Bereits nach wenigen Wochen gibt es 

Städte und Regionen, die von der Versorgung mit 

Lebensmitteln und auch Medikamenten abge-

schnitten sind. Die Zahl der angegriffenen Flucht-

routen, Krankenhäuser sowie getöteter Menschen 

steigt täglich.

Es entwickelt sich eine große Welle an Solidarität. 

Auch die deutsche Ärzteschaft beteiligt sich von 

Beginn an. So werden Geld- und medizinische Sachspenden ge-

sammelt, Transporte in die Ukraine organisiert und ärztliche Hil-

fe vor Ort geleistet. Dieser Einsatz, den vor allem einzelne Ärztin-

nen und Ärzte, aber auch ärztliche Organisationen und Institutio-

nen erbringen, ist beeindruckend. Absehbar werden jedoch alle 

deutschen Kolleginnen und Kollegen gefragt sein, wenn es näm-

lich um die Versorgung von Geflüchteten geht. Unter jenen be-

findet sich eine hohe Zahl an Menschen, deren zeitnahe ärztliche 

Behandlung unabdingbar ist, wie Schwangere, Kinder, chronisch 

Kranke und schwer Traumatisierte.

Die medizinische Versorgung dieser Menschen wird nur möglich 

sein, wenn es gelingt, sie in bestehende Strukturen zu integrie-

ren. Eine Schlüsselposition kommt dabei der Gesundheitskarte 

zu: Obwohl bereits vor Jahren die Möglichkeit geschaffen wurde, 

dass Bundesländer Asylsuchende durch Krankenkassenverträge 

mit einer Gesundheitskarte ausstatten, wurde in Hessen bisher 

darauf verzichtet. Stattdessen wird weiterhin mit sogenannten 

Behandlungsscheinen gearbeitet, die vor einem Arztbesuch 

durch die zuständigen Ämter der Kommunen ausgestellt werden 

müssen. Dieser in hohem Maße bürokratische Prozess führt zu 

Verunsicherung der Geflüchteten, Verzögerung des Behand-

lungsbeginns, deutlich erhöhtem Verwaltungsauf-

wand in den Praxen und Kliniken mit den damit 

verbundenen Kosten sowie Fehlsteuerung auch 

leicht erkrankter Patienten in die Notaufnahmen. 

Die Landesärztekammer sowie KV Hessen und 

zahlreiche Verbände haben die Landespolitik be-

reits auf die Dringlichkeit der Einführung einer Ge-

sundheitskarte für Geflüchtete hingewiesen. 

Bleibt zu hoffen, dass diese bis zum Erscheinen 

dieses Artikels reagiert hat.

Selbstverständlich ist der Zugang zum Gesund-

heitssystem nicht die einzige Frage im Rahmen 

der medizinischen Versorgung ukrainischer Ge-

flüchteter, die einer schnellen und unbürokrati-

schen Lösung bedarf. So ist absehbar, dass gera-

de in den ersten Monaten ein hoher Bedarf an 

grundversorgenden Ärztinnen und Ärzten herr-

schen wird. Frühere Zuzugswellen haben ge-

zeigt, dass eine hohe Bereitschaft von Ärztinnen 

und Ärzten im Ruhestand und in der Elternzeit 

bestand, Engpässe durch einen zeitlich begrenz-

ten Einsatz zu überbrücken. Dies erfordert ein hohes Maß an 

Flexibilität und persönlichem Engagement. Leider wurden viele 

von ihnen im Nachhinein durch hohe Abgaben belastet, wie bei-

spielsweise Beiträge zur Deutschen Rentenversicherung, aus 

der sie aber in der Regel anschließend keine Rentenzahlungen 

erwarten dürfen. Einigen Kolleginnen und Kollegen gereichte 

ihr Engagement finanziell zum Nachteil. Das ist unzumutbar, 

ärztliche Nothilfe darf nicht zum Auffüllen leerer Staatskassen 

genutzt werden. Die politisch Verantwortlichen müssen sich 

diesmal im Vorfeld klar positionieren, wie sie dies zu verhindern 

gedenken.

Ich wünsche Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass Sie die 

nun auf Sie zukommende Arbeit mit der gleichen Professionalität 

und Freude am ärztlichen Beruf bewältigen, wie Sie sie in den zu-

rückliegenden Ausnahmesituationen bewiesen haben.

Svenja Krück

Präsidiumsmitglied der Landesärztekammer Hessen
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„Die  

Einführung  

einer  

Gesundheits-

karte für  

Geflüchtete  

ist schnell und  

unbürokratisch 

nötig“

Aus dem Präsidium

278 | Hessisches Ärzteblatt 5/2022

Best Practice-Beispiele  

„Klimafreundliches Arbeiten in Klinik und Praxis“ gesucht!

Umwelt und Klima spielen in allen Le-

bensbereichen eine immer wichtigere 

Rolle. Dieses Thema möchten wir auch 

im Hessischen Ärzteblatt mehr in den 

Fokus stellen. Wir suchen Best-Practice-

Beispiele: Wie setzen Sie sich mit Klima 

und Nachhaltigkeit in Ihrem ärztlichen 

Berufsalltag auseinander? Erzählen Sie 

uns von Ihren Ideen und Konzepten und 

motivieren Sie Ihre Kolleginnen und Kol-

legen in Klinik und Praxis zum Nachah-

men! Zuschriften an: haebl@laekh.de 
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Gemeinsames Innehalten der Delegierten im Gedenken an die Kriegsopfer in der Ukraine.
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Ärzteparlament prangert Überlastung  

im Gesundheitswesen an 

12. ordentliche Delegiertenversammlung, 16. Wahlperiode 2018–2023

Die Farben Blau und Gelb dominierten auf 

der Delegiertenversammlung der Landes-

ärztekammer Hessen (LÄKH) am 

26. März. Als Zeichen der Solidarität mit 

der Ukraine waren in der Stadthalle Fried-

berg – pandemiebedingt zum wiederhol-

ten Mal Tagungsort des Ärzteparlaments 

– die Flaggen des osteuropäischen Staa-

tes und der LÄKH gehisst. Auf den Plät-

zen standen blau-gelbe Aufsteller; viele 

Delegierte trugen Schutzmasken in den 

Farben der Ukraine. Putins Angriffskrieg 

und die Folgen der Corona-Pandemie  

gehörten zu den zentralen Themen der 

Sitzung. 

Ukraine-Resolution

Einstimmig verurteilte die Delegiertenver-

sammlung den Krieg gegen die Ukraine in 

einer Resolution. Darin nehmen die hessi-

schen Ärztinnen und Ärzte mit Erschütte-

rung zur Kenntnis, dass laut Weltgesund-

heitsorganisation zahlreiche Gesundheits-

einrichtungen und Krankenwagen im Ein-

satz Ziele von Angriffen der russischen Ar-

mee wurden. „Krankenhäuser und andere 

Gesundheitseinrichtungen stehen laut 

Genfer Konvention unter besonderem 

Schutz. Die Delegiertenversammlung ver-

urteilt jeden Verstoß gegen die Genfer 

Konvention auf das Schärfste und fordert 

die Kriegsführenden dringend zu deren 

Einhaltung auf“, heißt es in der Resolution. 

Die hessische Ärzteschaft unterstützt die 

Aufnahme schwerstkranker Patientinnen 

und Patienten aus der Ukraine und be-

grüßt die Ankündigung des Bundesge-

sundheitsministers, dass Geflüchtete aus 

der Ukraine einen Anspruch auf alle von 

der Gesetzlichen Krankenversicherung 

angebotenen Leistungen erhalten sollen.

Gesundheitskarte für Flüchtlinge 

aus der Ukraine

Das Land Hessen wurde aufgefordert, die 

Gesundheitskarte für Flüchtlinge aus der 

Ukraine auch in Hessen umgehend einzu-

führen. Flüchtlinge aus der Ukraine benö-

tigten einen schnellen, unbürokratischen 

und bundesweit einheitlichen Zugang zur 

medizinischen Versorgung, hieß es in der 

Begründung.

 Ehrenpräsidenten: Von Knoblauch 

zu Hatzbach und Stüwe 

Die Worte Anerkennung und Wertschät-

zung durchzogen die Sitzung, auf deren 

Tagesordnung die Wahl von Dr. med. 

Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach 

zum Ehrenpräsidenten und der ehemali-

gen Kammerpräsidentin Dr. med. Ursula 

Stüwe zur Ehrenpräsidentin der LÄKH 

stand. „Beide haben sich über Jahrzehnte 

für die Belange der hessischen Ärzte-

schaft und das Wohl der Patientinnen und 

Patienten eingesetzt“, erklärte Dr. med. 

Edgar Pinkowski. Einstimmig sprachen 

sich die Delegierten für die Ernennung des 

früheren Kammerpräsidenten und der frü-

heren Kammerpräsidentin aus. Mit 

Dr. med. Alfred Möhrle, der die Kammer 

von 1992 bis 2004 als Präsident lenkte – 

er war bereits 2011 zum Ehrenpräsiden-

ten ernannt worden – hat die LÄKH nun 

drei Ehrenpräsidenten. 

Glückwünsche und Blumen für den neuen Ehrenpräsidenten Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatz-

bach (2.v.r.) und die neue Ehrenpräsidentin Dr. med. Ursula Stüwe (2.v.l.) der Landesärztekammer 

Hessen, überreicht vom amtierenden Präsidenten Dr. med. Edgar Pinkowski (l.) und der Vizepräsiden-

tin Monika Buchalik.
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Mit der Silbernen 

Ehrennadel der 

Landesärztekam-

mer Hessen wurde 

Gerhard Leißling 

(Foto), ärztlicher 

Referent der LÄKH, 

geehrt, der seit 

rund 25 Jahren sowohl für das Protokoll 

der Delegiertenversammlung als auch die 

Gutachterbenennungen der LÄKH Ver-

antwortung trug und sich nun unter gro-

ßem Applaus in den Ruhestand verab-

schiedete. Künftig wird Petra Faath, 

Rechtsreferentin der LÄKH, das Protokoll 

führen.

Bericht zur Lage: Bund

Angesichts der hohen Arbeitsbelastung 

seit Beginn der Corona-Pandemie forder-

te Pinkowski in seinem Bericht zur Lage 

erneut steuerfreie Bonuszahlungen für 

Medizinische Fachangestellte. Damit, dass 

auch Ärztinnen und Ärzte für ihren Ein-

satz bedacht würden, könne nicht mehr 

gerechnet werden, bedauerte er. Auch die 

Novellierung der GOÄ sei in Gefahr, nach-

dem Bundesgesundheitsminister Karl Lau-

terbach sie nicht zu seinen Prioritäten 

zähle. 

Pinkowski berichtete über die stufenweise 

erfolgende Umsetzung der Corona-Impf-

pflicht für Beschäftigte in der Pflege und 

im Gesundheitswesen. „Die Landesärzte-

kammer Hessen ist selbst Teil der hessi-

schen Impfallianz und befürwortet die ein-

richtungsbezogene Impfpflicht.“ Nach der 

im Juli 2021 durchgeführten Online-Um-

frage der LÄKH bei ihren Mitgliedern sei-

en bereits 93 % der Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer geimpft gewesen, die inzwi-

schen vermutlich mit einer dritten oder 

eventuell sogar einer vierten Impfdosis 

geboostert seien, ergänzte der Ärztekam-

merpräsident.

In seinem Bericht informierte Pinkowski 

unter anderem auch über das neue Infek-

tionsschutzgesetz (IfSG), in dem eine Ge-

setzesänderung zur Umsetzung der Vor-

gaben zur Triage vorgesehen worden sei: 

Der neue § 5c des IfSG beschreibe die we-

sentlichen Kriterien für eine ärztliche Ent-

scheidung über die Zuteilung von pande-

miebedingt nicht ausreichenden überle-

benswichtigen, intensivmedizinischen Be-

handlungskapazitäten im Krankenhaus.

Ausdrücklich begrüßte Pinkowski den 

Stopp der zum 1. Januar 2022 vorgesehe-

nen verpflichtenden Einführung des E-Re-

zeptes. Laut Bundesgesundheitsministeri-

um soll die flächendeckende Einführung 

erst dann schrittweise erfolgen, wenn die 

gemeinsam mit der Selbstverwaltung ver-

einbarten Qualitätskriterien erreicht wer-

den. Auch dass die für den 1. Juli geplante 

zweite Stufe der eAU-Umsetzung zuguns-

ten einer vorgeschalteten Testphase ge-

stoppt wurde, stieß auf Zustimmung des 

Kammerpräsidenten.

Bericht zur Lage: Hessen

Mit Blick auf Hessen teilte Pinkowski mit, 

dass das Land zum 1. Januar 2023 die 

Gründung eines Landesgesundheitsamtes 

Hessen als dezentrale Behörde plane. Die 

Corona-Pandemie habe gezeigt, dass die 

Struktur der Gesundheitsämter in Hessen 

verbesserungsfähig ist. 

Außerdem berichtete Pinkowski über den 

Startschuss für das Pilotprojekt „Sekto-

renübergreifende ambulante Notfallver-

sorgung“ am 23. März. Ziel des SaN-Pro-

jekts, an dem sich neben dem Hessischen 

Ministerium für Soziales und Integration 

und anderen Partnern des Gesundheits-

wesens in Hessen auch die Landesärzte-

kammer beteiligt, ist die Verringerung un-

nötiger Rettungsdiensteinsätze und Ent-

lastung der Notaufnahmen.

Am 1. Januar 2022 ist die Novellierung des 

Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes Hes-

sen und des Maßregelvollzugsgesetzes in 

Kraft getreten. Leider sei die Kritik der 

LÄKH an der Berechtigung für Psychologi-

sche Psychotherapeuten, eine umfangrei-

che Stellungnahme inklusive Aussagen 

über die Notwendigkeit und Dauer von 

Behandlungsmaßnahmen der unterge-

brachten Personen abzugeben, nicht an-

genommen worden, bedauerte Pinkowski.

Auch bei der Änderung des am 12. Febru-

ar 2022 in Kraft getretenen hessischen 

Heilberufsgesetzes habe man den Ein-

wand der LÄKH gegen die Umbenennung 

der früheren Landeskammer für Psycholo-

gische Psychotherapeuten und für Kinder- 

und Jugendlichentherapeuten in Psycho-

therapeutenkammer Hessen nicht be-

rücksichtigt, obwohl die Psychotherapie 

ein elementarer Bestandteil ärztlichen 

Handelns ist. 

Abschließend kündigte der Ärztekam-

merpräsident zwei Online-Befragungen 

der LÄKH an: Die im April startende Mit-

gliederbefragung sowie die Usability-Um-

frage eLogbuch. 

Überlastung von Ärzten  

und anderen Gesundheitsberufen

In einer leidenschaftlichen Aussprache 

prangerte die Delegiertenversammlung 

die Überlastung und Überforderung von 

Ärztinnen und Ärzten sowie weiteren Be-

rufen im Gesundheitsweisen an. Es fehle 

an Wertschätzung, sowohl für Medizini-

sche Fachangestellte, für die keine Coro-

na-Prämie bewilligt worden sei, als auch 

an Wertschätzung für Ärztinnen und Ärz-

te in Praxis, Krankenhaus und Öffentli-

chem Gesundheitsdienst.

„Wir arbeiten seit zwei Jahren wie die 

Brunnenputzer. Die Situation in Praxen 

und Krankenhäusern ist katastrophal“, 

klagte Dr. med. Sabine Olischläger (Liste 

Die Hausärzte). „Was uns nervt, ist, dass 

unsere außergewöhnliche Belastung seit 

zwei Jahren nirgendwo dargestellt wird.“ 

Die Hausarztpraxis sei ein Hotspot. „Wir 

sind inzwischen über jeden froh, der 

nicht kommt.“ Doch weder Politik noch 

Öffentlichkeit nähmen die außergewöhn-

lichen Anforderungen an alle Beteiligten 

im Gesundheitswesen hinreichend wahr. 

„Was ich jetzt erlebe, ist eine absolute 

Ausnahme“, erklärte auch Svenja Krück 

(Junge Ärztinnen und Ärzte in Hessen). 

Wie viele junge Kolleginnen und Kollegen 

wisse sie nicht, ob sie den Beruf ange-

sichts der aktuellen Überforderung weiter 

Ärztekammer
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ausüben könne, machte die 32-Jährige 

deutlich. In ambulanter und stationärer 

Versorgung sowie im öffentlichen Ge-

sundheitswesen tätige Ärztinnen und Ärz-

te berichteten, infolge der täglichen Be-

lastungen und ständig wachsenden Zahl 

von Patientinnen und Patienten in Praxis 

und Krankenhaus kurz vor dem Burnout 

zu stehen.

„Wir müssen an dem Thema dran bleiben, 

sonst kommt es zu einem GAU“, bekräf-

tigte Michael Knoll (Liste Die Hausärzte). 

Dr. med. Susanne Johna (Marburger Bund 

Hessen) dankte Olischläger für ihre offe-

nen Worte. Scharf kritisierte sie ärztliche 

Spitzenfunktionäre wie den KBV-Vor-

standsvorsitzenden Dr. med. Andreas 

Gassen, der immer wieder erzählt habe, es 

gäbe keine Überlastung. „Wir müssen un-

sere zutiefst ärztliche Profession in den 

Vordergrund stellen“, forderte Johna. „Wir 

haben ganz klar eine Überlastung im sta-

tionären Bereich“, sagte Dr. med. Christi-

ne Hidas (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte Hessen). Aus dem nervenärztlichen 

Bereich ergänzte Prof. Dr. med. Alexandra 

Henneberg (Liste Fachärztinnen und 

Fachärzte), dass es noch nie eine so hohe 

Zahl an Depressionen und suizidalen Stö-

rungen gegeben habe wie heute. Man 

brauche mehr Personal und mehr Geld im 

System.

Corona-Bonus für MFA gefordert

Dr. med. Martin Hübner (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte) zeigte sich empört 

darüber, dass die Arbeit von Medizini-

schen Fachangestellten (MFA) von Politik 

und Gesellschaft kaum gewürdigt werde 

und machte sich für einen Corona-Bonus 

für MFA stark. Über 80 % der Patientinnen 

und Patienten seien vom niedergelasse-

nen Bereich aufgefangen und behandelt 

worden. „Wir sind aufgefordert, dies in der 

Öffentlichkeit deutlicher zu machen.“ 

Dr. med. Susan Trittmacher (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte) schlug vor, die 

Berufsgruppen im Gesundheitswesen auf 

einer gemeinsamen Plattform miteinan-

der zu verbinden. Da für die Corona-Prä-

mie ein fester Betrag von 500 Mio. € zur 

Verfügung stehe, der sich für den einzel-

nen reduziere, je mehr Empfänger festge-

legt würden, sprach sich Dr. med. Susanne 

Johna für eine vorübergehende, eventuell 

nach oben gedeckelte Steuerbefreiung 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 

Gesundheitswesen aus. 

 Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu 

Hatzbach (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte) regte eine Imagekampagne für den 

Arztberuf und andere medizinische Fach-

berufe an, um die Wertschätzung zu stei-

gern. Ein Vorschlag, den Dr. med. Brigitte 

Ende (Liste demokratischer Ärztinnen 

und Ärzte, LDÄÄ) nicht für erfolgverspre-

chend hielt. Sie appellierte an die Ärzte-

schaft, den Personen an ihrer Spitze zu sa-

gen, wie die Wirklichkeit aussehe und dass 

die Überforderung Realität sei.

ÖGD: „Wir pfeifen aus  

dem letzten Loch“

Die Lage im Öffentlichen Gesundheits-

dienst (ÖGD) beschrieb Dr. med. Henrik 

Reygers (Liste ÖGD) mit drastischen 

Worten: „Wir pfeifen aus dem letzten 

Loch.“ Es sei zwar richtig, dass einige Ge-

sundheitsämter in der Corona-Pandemie 

nicht so funktioniert hätten, wie es wün-

schenswert gewesen wäre, aber es fehl-

ten die Kapazitäten. Weit über die Hälfte 

der Ärztinnen und Ärzte im ÖGD seien 

älter als 55 Jahre. „Nicht die Gesundheits-

ämter sind das Übel, sondern das Sys-

tem.“ Wichtig sei, dass das künftige Lan-

desgesundheitsamt von einem Arzt ge-

führt werde. Mit seinen Ausführungen 

zum Psych. Krankengesetz habe Pin-

kowski ihm aus der Seele gesprochen, er-

gänzte Reygers: „Es ist noch schlimmer, 

als Sie es geschildert haben.“ 

Künftige Ärztegenerationen

Dr. med. Lars Bodammer (Marburger 

Bund Hessen) nahm insbesondere die Si-

tuation künftiger Ärztegenerationen in 

den Fokus. Junge Ärztinnen und Ärzte 

hätten in den vergangenen beiden Jahren 

unter erschwerten Bedingungen ihre Wei-

terbildung absolvieren müssen und zu we-

nig lernen können. Die Lage in der Weiter-

bildung sei katastrophal. Hier müsse sich 

dringend etwas ändern. Das Ärzteparla-

ment forderte die Politik auf, mehr Geld 

für das Gesundheitssystem zur Verfügung 

zu stellen und eine funktionierende Ver-

netzung von ambulanter und stationärer 

Versorgung sicherzustellen.

Versorgung von Menschen ohne 

Krankenversicherungsschutz 

Zum wiederholten Mal forderten die Dele-

gierten eine bessere medizinische Versor-

gung von Menschen ohne Krankenversi-

cherungsschutz. Dafür sollen ein landes-

weit gültiger anonymer Behandlungs-

schein und eine gesetzlich strukturierte 

Clearingstelle zur ggf. möglichen Reinte-

gration in bestehende Versicherungssys-

teme geschaffen werden. Um geeignete 

Maßnahmen zur Strukturierung und Fi-

nanzierung der Behandlung von Men-

schen ohne Krankenversicherungsschutz 

zu entwickeln, wird sich die Landesärzte-

kammer erneut mit der hessischen Lan-

desregierung in Verbindung setzen. Die 

Mitglieder der LÄKH werden aufgefor-

dert, die Petition von Medinetz Marburg & 

Gießen zu unterstützen unter folgendem 

Link: https://chng.it/7KvpXCBxwV

Impfnachweispflicht

Die Delegiertenversammlung appellierte 

außerdem an die Landespolitik, sich auf 

Bundesebene dafür einzusetzen, eine zeit-

lich befristete, allgemeine Impfnachweis-

pflicht gegen SARS-CoV-2-Viren einzu-

führen. Die Ärztevertreterinnen und -ver-

treter wiesen darauf hin, dass derzeit nur 

58 % der Bevölkerung vollständig gegen 

das Coronavirus geimpft sind. Auch wenn 

eine Impfung keine sterile Immunität er-

zeuge, erkrankten dreifach Geimpfte sel-

tener schwer, müssten seltener im Kran-

kenhaus behandelt werden und erkrank-

ten auch seltener an Long-Covid.

Damit es im Herbst nicht erneut zu einer 

starken Belastung oder gar Überlastung 

des Gesundheitswesens komme und er-

neut einschränkende Maßnahmen im All-

tag eingeführt werden müssten, sei eine 

hohe Impfquote, insbesondere der älteren 

Bevölkerung, erforderlich.

Das Hessische Ärzteblatt  

wird digital 

Wie eine Anfang des Jahres durchgeführ-

te, repräsentative Online-Umfrage zum 

Bezug des Hessischen Ärzteblatts (HÄBL) 

ergeben hat, lesen zwar 78 % der Befrag-

ten das HÄBL in Druckform, immerhin 

50 % können sich allerdings vorstellen, 

Ärztekammer
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das amtliche Mitteilungsblatt der LÄKH 

künftig auch ausschließlich online zu le-

sen: Diese Befragungsergebnisse stellte 

Manuel Maier, Justitiar der LÄKH, dem 

Vorschlag voraus, „die digitale Welt zu be-

treten, ohne die lieb gewonnene Papier-

Welt zu verlassen“. 

So sehe die mögliche Planung vor, die digi-

tale Version des HÄBL aus Kosten- und Kli-

maschutzgründen künftig zum federfüh-

renden Medium zu erklären. Vorstellbar 

sei schon jetzt, die Druckauflage um ca. 

30 % zu reduzieren. Ab 1. Januar 2023 

werde es einen Portalzugang für alle Kam-

mermitglieder geben, um diese ab 15. Juli 

2023 über das Erscheinen der Digitalaus-

gabe informieren zu können. Die Möglich-

keit, das HÄBL weiter in Papierform zu er-

halten, bleibe jedoch bestehen. 

In einer lebhaften Diskussion bat Dr. med. 

Peter Zürner, Liste Fachärztinnen und 

Fachärzte sowie Verantwortlicher Redak-

teur des HÄBL, um Unterstützung für den 

Weg zur digitalen Ausgabe: „Papier ist 

sehr teuer geworden. Wir müssen versu-

chen, soweit wie möglich Papier und da-

mit Kosten zu reduzieren.“ Die Benach-

richtigung über das Portal sei notwendig 

für die Gewähr, dass jedes Mitglied das 

HÄBL erhalte. Mehrheitlich stimmten die 

Delegierten für die Änderung von § 4 

Abs. 1, Hauptsatzung, wonach das digita-

le HÄBL ab 15. Juli 2023 federführendes 

Medium sein wird. 

 Bericht der Klimaschutz- 

beauftragten Svenja Krück

Auf der vergangenen DV Ende November 

2021 zur Klimaschutzbeauftragten der 

Kammer gewählt, berichtete Svenja Krück 

(Liste Junge Ärztinnen und Ärzte) zum 

ersten Mal. Hauptziel sei, die Kammer bis 

2030 klimaneutral zu machen. Außerdem 

sollen niedergelassene Kolleginnen und 

Kollegen dabei unterstützt werden, ihre 

Praxis nachhaltig zu betreiben. Krück be-

tonte ferner die Zusammenarbeit mit dem 

Ausschuss Hygiene und Umweltmedizin 

sowie mit anderen Verbänden oder Insti-

tutionen, um auch externe Expertise zu 

den Klimaschutzzielen einzuholen. 

Die Website mit Ansprechpartnern sei ein-

gerichtet, so Krück. Eine Wallbox zum La-

den von E-Autos sei am Standort Frank-

furt in Planung und eine detailreiche Um-

frage zum Klimaschutz unter den haupt-

amtlich Mitarbeitenden bereits ausgewer-

tet. Ein Ergebnis sei, dass das papierlose 

Arbeiten geschätzt werde; der Prozess, 

„mit Augenmaß“ begleitet von Ralf Mün-

zing und seinem Team der EDV, aber noch 

nicht abgeschlossen sei. Das Jobticket 

werde angeboten. Künftig sollen spezifi-

sche Empfehlungen zu den Klimaschutz-

zielen für die Mitglieder erarbeitet und 

Fortbildungen dazu geschaffen werden. 

Krück appellierte an die Delegierten, an 

der bei der vergangenen DV abgesenkten 

Kilometerpauschale auf nun 50 Cent nicht 

mehr zu rütteln, um den Umstieg auf den 

ÖPNV für den Weg zur Kammer attrakti-

ver zu machen. In der Diskussion wurde 

u. a. von Dr. med. Bernhard Winter 

(LDÄÄ) darauf hingewiesen, dass nicht 

nur die Niedergelassenen, sondern auch 

der ÖGD und die Krankenhäuser sowie 

weitere Beteiligte aus dem Gesundheits-

wesen im Fokus der AG Klimaschutz ste-

hen sollten. Dieser gehören neben Krück 

ferner Dr. Lars Bodammer (Stellv. Vorsit-

zender), Dr. Peter Zürner, Dr. med. Detlev 

Steininger (Liste Die Hausärzte) und 

Pierre E. Frevert (LDÄÄ) an.

Krück betonte, dass „wir gerne beraten 

und Best Practice-Beispiele aufzeigen“, je-

doch bestehe Nachfrage derzeit vor allem 

von Niedergelassenen. Ihrer Erfahrung 

nach würden gerade die privatisierten 

Träger der Krankenhäuser nur dann in Be-

wegung Richtung Klimaschutz kommen, 

wenn es um die Finanzierung gehe. Dr. Su-

sanne Johna schlug vor, an das HMSI zu 

appellieren, Zahlungen davon abhängig zu 

machen, ob eine Klinik einen Klimamana-

ger hat – zumindest für Häuser ab 200 

Betten. 

Der Antrag der LDÄÄ, dass die LÄKH die 

Einrichtung einer Klimasprechstunde för-

dern soll als fachübergreifende Präventi-

onsmaßnahme hinsichtlich Klimafolge-

schäden beim Gesundheitsschutz von Pa-

tienten, wurde positiv beschieden. Hierzu 

soll ein Curriculum zum Erwerb der Quali-

fikation erarbeitet werden. Siehe dazu 

auch den Artikel auf S. 297.

Paritätische Besetzung  

von Gremien 

In zwei Anträgen forderte Dr. Brigitte En-

de (LDÄÄ) zusammen mit weiteren Dele-

gierten die paritätische Besetzung bei 

Wahlvorschlägen für Ausschüsse und Gre-

mien sowie Ehrenämter. Dazu gab es äu-

ßerst kontroverse Diskussionen. Letztlich 

zielte aber alles auf eine Änderung des 

Heilberufegesetzes, was nur über den Ge-

setzgeber bzw. das Hessische Ministerium 

für Soziales und Integration realisiert wer-

den könne, erläuterte Justitiar Maier. Auf 

Antrag der Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte (u. a. Dr. Christine Hidas, Dr. Susan 

Trittmacher, Dr. Peter Zürner) und Svenja 

Krück von der Liste Junge Ärztinnen und 

Ärzte wurde mehrheitlich beschlossen, 

das Präsidium damit zu beauftragen, auf 

eine Änderung der Rechtsgrundlage hin-

zuarbeiten. 

Änderung von Rechtsquellen 

Dazu informieren auch die Satzungsände-

rungen in der Rubrik „Bekanntmachun-

gen“ in dieser und der folgenden Ausgabe. 

Weiterbildungsordnung 2020:  

Neue Facharztbezeichnung 

 Umgesetzt wurden die Beschlüsse des 

124. Deutschen Ärztetages mit Einfüh-

Svenja Krück
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rung der Facharztbezeichnung „Innere 

Medizin und Infektiologie“, einhergehend 

mit einer Änderung und teilweise Erwei-

terung der Zusatzweiterbildung „Infek-

tiologie“. In der Notfallmedizin wird der 

Nachweis von „Notfallaufnahmen“ etwas 

verschärft durch die Ergänzung „interdis-

ziplinäre Notfallaufnahmen“. In der Zu-

satzweiterbildung Tropenmedizin entfällt 

die Parasitologie. In der Kinder- und Ju-

gendmedizin wird die Zahl der nötigen 

Ultraschalluntersuchungen an der Schild-

drüse von 150 auf 50 reduziert – „wir 

sind uns einig, dass das ausreichend ist“, 

erläuterte Dr. med. Wolf Andreas Fach 

(Liste Fachärztinnen und Fachärzte) die 

Änderungen, die einstimmig angenom-

men wurden. 

Fach informierte das Plenum, dass eine 

neue Leiterin bzw. ein neuer Leiter der 

Weiterbildungsabteilung gesucht werden 

müsse: Nach dem Weggang von Jens Sud-

mann wird diese Leitungsaufgabe derzeit 

gemeinsam von Nina Walter (Stellv. Ärzt-

liche Geschäftsführerin und Leiterin der 

Stabsstelle Qualitätssicherung) und Ralf 

Münzing (Leiter der EDV-Abteilung der 

LÄKH) übernommen mit Unterstützung 

des Ehrenamtes von Fach und Dr. med. 

H. Christian Piper (Marburger Bund) als 

Vorsitzender bzw. Stellvertreter des WB-

Ausschusses. 

Änderung der Kostensatzung

Die große Novelle der Kostensatzung ist 

in der Delegiertenversammlung am 

27.11.2021 beschlossen worden (siehe 

HÄBL 01/2022, S. 55ff). Kleinere Un-

schärfen oder Fehler wurden nun glatt ge-

zogen. Im Kapitel „Ethik-Kommission“ 

ging es nochmals um die damals beschlos-

sene Einführung von Härtefallklauseln. 

Bislang konnte auf Antrag nur die Haupt-

gebühr reduziert werden, nicht jedoch die 

Nebengebühren. Dies wird jetzt korri-

giert. Dr. med. Christian Schwark vom 

Marburger Bund forderte dazu, dass auf 

die Möglichkeit, einen Härtefallantrag zu 

stellen, in den Unterlagen „prominent“ 

hingewiesen werden soll. „Es geht um Kol-

leginnen und Kollegen, die sich in unserem 

System unter Umständen einfach nicht 

gut auskennen.“ 

 „Rund 1.000 Euro zahlen Kolleginnen und 

Kollegen aus Drittstaaten für ein Verfah-

ren bei uns, bei einem Widerspruch wird 

der 1,5-fache Satz mit 1.500 Euro fällig“, 

rechnete Listenkollegin Dr. Susanne Johna 

ergänzend vor. Hier sei es wichtig, im Wi-

derspruchsbescheid deutlich darauf hin-

zuweisen, dass ein Antrag auf eine Härte-

fallentscheidung beim Präsidium gestellt 

werden könne. Die gleiche Härtefallklau-

sel, wie sie unter Ziffer 4640 im Kapitel 

„Ethik-Kommission“ steht, soll deshalb 

auch im Kapitel „Weiterbildung“ unter ei-

ner neuen Ziffer 2960 übernommen wer-

den. Dieser Vorschlag von Justitiar Maier 

wurde einstimmig angenommen.

Änderungen der Wahlsatzung

Vor dem Hintergrund, dass im nächsten 

Jahr wieder Kammerwahlen stattfinden, 

ist die bisherige Wahlsatzung in einem 

Präsidiumsausschuss auf den Prüfstand 

gestellt worden. Dr. H. Christian Piper be-

richtete über geplante Novellierungen: 

• Nummerierung der Wahlvorschläge – 

Beendigung des „Windhundrennens“: 

Künftig sollen sich Listennummern 

nicht mehr nach Einreichungsdatum 

richten, sondern analog von Bundes- 

und Landtagswahlen nach Ergebnis der 

Liste bei der vergangenen Wahl. Neue 

Listen erhalten weitere Listennummern 

nach Losverfahren.

• Verkürzung der Einreichungsfrist der 

Wahlvorschläge: Statt viereinhalb Mo-

nate auf künftig zwei Monate. Alt ca.: 

1. November bis 15. März – künftig ca.: 

10. Januar bis 15. März.

• Für die Wählerinnen und Wähler soll ei-

ne längere Wahlfrist für die Stimmabga-

be gelten (vielleicht ist jemand mal län-

ger im Urlaub): statt bislang zehn Tage 

künftig 21 Tage.

Die Vorschläge aus dem Präsidium wurden 

angenommen. 

 Qualifikation Leitender Notarzt (LNA)

Siehe dazu die beiden Artikel auf S. 284 

und S. 325.

Nachwahlen & Nominierungen

Weitere Vorsitzende und Stv. Vorsitzende 

der Prüfungs- und Widerspruchsaus-

schüsse im Weiterbildungswesen 

Folgende Vorsitzende der Prüfungsaus-

schüsse wurden zur Sicherstellung der 

Prüfungsabläufe für die laufende Wahlpe-

riode nachgewählt (in Ergänzung zu den 

am 01.06.2019 berufenen Vorsitzenden): 

Dr. med. Claudius Kleinert, Facharzt für 

Innere Medizin; Prof. Dr. med.  Hans-

Georg Olbrich, Facharzt für Innere Medi-

zin; Dr. med. Burkhard Pfeiffer, Facharzt 

für Innere Medizin; Prof. Dr. med. Wolf-

gang Schneider, Facharzt für Innere Medi-

zin; Dr. med. Rolf Teßmann, Facharzt für 

Anästhesiologie. Sie vertreten sich gegen-

seitig. 

Ausbildungswesen MFA: Besetzung des 

Berufsbildungsausschusses der LÄKH für 

die Amtsperiode 1. Juli 2022 bis 30. Juni 

2026:

1. Dr. med. Lars Bodammer (Stellvertre-

ter: Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, 

BMedSci).

2. Prof. Dr. med. Alexandra Henneberg 

(Stellv.: Dr. med. Britta Schulte-Hahn)

3. Dr. med. Sylvia-Gabriele Mieke               

 (Stellv.: Christiane Hoppe)

4. Dr. med. Hans-Martin Hübner      

(Stellv.: Dr. med. Michael Weidenfeld)

5. Barbara Mühlfeld  

(Stellv.: Dr. med. Sabine Olischläger)

6. Martin Andreas Leimbeck          

 (Stellv.: Dr. med. Detlef Steininger)

Die Liste der Abgeordneten zum 

126. Deutschen Ärztetag siehe S. 321. 

 Zukunft der Akademie

„Brauchen wir überhaupt eine Akade-

mie?“, fragte Prof. Dr .med. Hans-Rudolf 

Tinneberg, Vorsitzender des Vorstands 

der Akademie für Ärztliche Fort- und Wei-

terbildung der LÄKH, und verband die ei-

gene Antwort mit einer Erklärung: Fortbil-

dung von Ärzten sollte Anliegen der Ärz-

teschaft sein. Um für Kursleiter und Refe-

renten attraktiv zu sein, benötige die Aka-Dr. med. Christian Schwark 

F
o

t
o

: 
M

a
n

u
e

l 
M

a
ie

r



284 | Hessisches Ärzteblatt 5/2022

Qualifikation „Leitender Notarzt“: Befristung entfällt 

In der Frühjahrsdelegiertenversammlung 

der Landesärztekammer Hessen be-

schlossen die Delegierten einstimmig die 

neue Satzung zum Erwerb der Bescheini-

gung für die Qualifikation „Leitender Not-

arzt“ (LNA), die nach Veröffentlichung im 

Hessischen Ärzteblatt zum 1. Mai 2022 in 

Kraft tritt. Die Reform war erforderlich, 

da die Rechtsgrundlage bisher nur auf Be-

schlüssen der Delegiertenversammlung 

beruhte. Eine Satzung dagegen ist eine 

geeignete Rechtsgrundlage für eine be-

rufsreglementierende Vorschrift.

Gleichzeitig wurde die Befristung der 

LNA-Urkunde aufgehoben, die bei Einfüh-

rung der Qualifikation im Jahre 1999 zwei 

Jahre betrug, später auf drei Jahre und im 

Rahmen der Pandemie 2020 schließlich 

auf fünf Jahre verlängert wurde. Inhaber 

von befristeten Urkunden können sich im 

Rahmen der Übergangsbestimmungen ei-

ne unbefristete Urkunde ausstellen las-

sen. Dazu bedarf es eines Antrages, bei 

dem nachgewiesen werden muss, dass die 

Qualifikation 2017 oder in den nachfol-

genden Jahren erworben oder in diesem 

Zeitraum ein anerkanntes Wiederholungs-

seminar besucht wurde.

Dieser Antrag auf Erteilung einer unbe-

fristeten Bescheinigung über die Quali-

fikation Leitender Notarzt kann im 

Rahmen der Übergangsbestimmungen 

nur bis zum 1. Mai 2025 gestellt wer-

den.

Zu beachten ist, dass analog zu der Strah-

lenschutzverordnung weiterhin eine Fort-

bildungspflicht der Leitenden Notärzte 

besteht, die in der Verordnung zur Durch-

führung des Hessischen Rettungsdienst-

gesetzes geregelt und noch zu präzisieren 

ist. Somit ändert sich qualitativ und inhalt-

lich nichts. Formal kommt es zu einer Ver-

schlankung des Verfahrens. Wurde bisher 

die Urkunde des anerkannten Wiederho-

lungsseminars in die Weiterbildungsabtei-

lung gegeben und durch eine neue Urkun-

de (Rezertifikat) bestätigt, die dann dem 

Träger des Rettungsdienstes vorzulegen 

war, kann jetzt die Kursbescheinigung  

direkt an den Landkreis bzw. die kreisfreie 

Stadt übergeben werden. 

Die Fortbildungspflicht zur Erhaltung der 

Qualifikation „Leitender Notarzt“ um-

fasst nach derzeitigem Stand der Bera-

tungen einen Umfang von 16 Stunden in 

einem Zeitraum von fünf Jahren. Die 

Fortbildung muss durch die Teilnahme an 

von der Landesärztekammer Hessen an-

erkannten Fortbildungsveranstaltungen 

erfolgen. 

Dr. med. Dipl.-Chem. 

Paul Otto Nowak

Facharzt für  

Innere Medizin,  

Notfall medizin

Facharzt für  

Arbeitsmedizin, 

Flugmedizin;

Vorsitzender des 

Ausschusses  

Notfallversorgung und                                   

Katastrophenmedizin der LÄKH               
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demie das entsprechende Renommee. Die 

Verdopplung medizinischen Wissens neh-

me rasant zu, stellte Tinneberg fest. „Wir 

hinken in der Akademie noch etwas hin-

terher. Das wollen wir ändern. Es führt 

kein Weg an der Digitalisierung vorbei.“ 

Um die Akademie zukunftsfähig zu ma-

chen, habe das Präsidium der LÄKH die 

Einrichtung der AG Zukunft unter der Lei-

tung der Stv. Ärztlichen Geschäftsführerin 

Nina Walter und der Unternehmensbera-

tung Schickler beschlossen, berichtete 

Tinneberg weiter. Eine Analyse habe ge-

zeigt, dass 1 % der ärztlichen Fortbil-

dungsveranstaltungen in Hessen in der 

Akademie stattfinde. Doch die Akademie 

vergebe bei Weitem die höchste Anzahl 

von Fortbildungspunkten. Kurz dahinter 

rangiere die KV. 

In wenigen Punkten fasste Tinneberg sei-

ne Wünsche für die Akademie zusammen:

„1. Wir brauchen eine klare Definition von 

Aufgaben.

2. Wir brauchen eine funktionelle Heimat.

3. Wir brauchen die Anstrengung aller, um 

Kooperationen mit anderen Bildungs-

einrichtungen einzugehen.“

Dafür sei ein Umdenken notwendig. Aber 

es müsse versucht werden, die vermeintli-

chen Grenzen zu überwinden. Dazu ge-

hörten auch Live-Online-Angebote sowie 

Präsenzveranstaltungen nicht nur in Bad 

Nauheim, sondern auch in Frankfurt, Kas-

sel oder Darmstadt.

In der anschließenden Diskussion dankte 

Dr. med. Martin Hübner dem Vorstands-

vorsitzenden Tinneberg für seinen Appell, 

den er unterstütze: „Wir sollten auf die 

Akademie stolz sein. Dass sie Geld 

braucht, ist klar.“ An dem Schwund der 

Mitglieder müsse sich etwas ändern. Die-

ses Ziel solle auch bei der Zusammenar-

beit mit der Unternehmensberatung an 

erster Stelle stehen. Das Pfund, mit dem 

die Akademie wuchern könne, sei die 

nicht gesponserte Fortbildung. 

Hübners Vorschlag, alle LÄKH-Mitglieder 

automatisch auch zu Akademie-Mitglie-

dern zu machen, stieß nicht bei allen De-

legierten auf Zustimmung: „Es kann keine 

Mitgliedschaft in der Mitgliedschaft ge-

ben“, sagte Dr. H. Christian Piper: „Was 

wir brauchen, sind wirtschaftliche Anreiz-

systeme.“

Abschließend fasste Dr. Peter Zürner die 

Position des Präsidiums zusammen: Bei 

der Akademie sei ein Update notwendig, 

das mit einem raschen Veränderungspro-

zess einhergehe. Er dankte dem Haupt-

amt und betonte, dass das Präsidium den 

Prozess begleiten werde: „Wir unterstüt-

zen die Mitarbeiter und versuchen, die 

Herausforderungen gemeinsam zu lösen.“

Katja Möhrle

Isolde Asbeck 

Prof. Dr. med. Dr. h. c. mult.                                         

Hans-Rudolf Tinneberg
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Neuer Vorstand des Versorgungswerkes der LÄKH

Auf der Delegiertenversammlung der 

Landesärztekammer Hessen am 26. März 

2022 in Friedberg ist der neue Vorstand 

des Versorgungswerkes gewählt worden. 

Die bisherigen Vorstandsmitglieder 

Dr. med. Alfred Möhrle und Dr. med. Mat-

thias Moreth hatten nicht mehr kandi-

diert. Möhrle war seit 1986 mit einer län-

geren Unterbrechung (von 1992 bis 

2004 war er Präsident der Landesärzte-

kammer Hessen) im Vorstand bzw. des-

sen Vorgängerorganisationen ehrenamt-

lich tätig; Moreth gehörte seit 1988 dem 

Vorstand bzw. dessen Vorgängerorgani-

sationen an. Das Plenum dankte beiden 

für ihren jahrzehntelangen Einsatz für das 

Versorgungswerk mit Standing Ovations.

Wiedergewählt wurden Dr. med. Titus 

Freiherr Schenck zu Schweinsberg (Mar-

burger Bund Hessen), Dr. med. Susan 

Trittmacher (Fachärztinnen und Fachärz-

te Hessen), Dr. med. Brigitte Ende 

(LDÄÄ), Dr. med. Tobias Gehrke (Die 

Hausärzte) und Dr. med. Detlev Steinin-

ger (Die Hausärzte). Neu in den Vorstand 

gewählt wurden Dr. med. Silke Engel-

brecht (Marburger Bund Hessen) und 

Dr. med. Heike Raestrup (Fachärztinnen 

und Fachärzte Hessen). 

In der anschließenden konstituierenden 

Sitzung des Vorstandes wurden Dr. med. 

Titus Freiherr Schenck zu Schweinsberg 

als Vorsitzender und Dr. med. Susan Tritt-

macher als Stellvertretende Vorsitzende 

bestätigt. (moeh)

Der neue Vorstand des Versorgungswerkes (v. l. n. r.): hintere Reihe: Dr. med. Susan Trittmacher, 

Dr. med. Titus Freiherr Schenck zu Schweinsberg, Dr. med. Detlev Steininger, Dr. med. Tobias Gehrke; 

vordere Reihe: Dr. med. Silke Engelbrecht, Dr. med. Brigitte Ende, Dr. med. Heike Raestrup. 
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Bericht des Versorgungswerkes 

Vor der Wahl des Vorstandes des Versor-

gungswerkes für die Amtsperiode 2022 

bis 2027 (siehe weiterer Bericht) berich-

tete der Vorsitzende des Vorstandes 

Dr. med. Titus Frhr. Schenck zu Schweins-

berg über die Tätigkeit des Vorstandes in 

der endenden Periode von 2017 bis 2022. 

Dem Vorstand gehörten in dieser Zeit die 

folgenden weiteren Mitglieder an: 

Dr. med. Susan Trittmacher (Stellv. Vor-

sitzende), Angelika Bayer (bis Juni 2020), 

Dr. med. Brigitte Ende, Dr. med. Tobias 

Gehrke (ab September 2020), Dr. med. 

Alfred Möhrle, Dr. med. Matthias Moreth 

und Dr. med. Detlev Steininger. 

Mehr Alternative Investments 

 und Immobilien 

Der Umbau der Kapitalanlagen ist in den 

vergangenen fünf Jahren weiter vorange-

schritten. Auslaufende festverzinsliche Pa-

piere der Direktanlage, die noch mit einem 

attraktiven Kupon ausgestattet waren, 

wurden nur noch teilweise durch neue Pa-

piere ersetzt, weil die Verzinsung für diese 

Anlagen inzwischen nicht mehr attraktiv 

ist. Gleichwohl ist es wegen einer ausgegli-

chenen Risikomischung weiterhin notwen-

dig, Anleihen zu erwerben – auch wenn Sie 

nur eine Verzinsung von rund 1 % bieten. 

Deutlich mehr Geld wurde von Jahr zu Jahr 

in sogenannte Alternative Investments in-

vestiert. Dahinter verbergen sich vor allem 

Private Equity (Beteiligungskapital) und 

Infrastrukturinvestitionen. Im Jahr 2017 

hat der Vorstand zunächst beschlossen, 

die Zielquote für diese Investments von 

5 % auf 7 % zu erhöhen. Im vergangenen 

Jahr wurde die Quote weiter auf 12,5 % er-

höht. Derzeit sind rund 11,5 % aller Anla-

gen in dieser Klasse investiert. Damit ist 

die Zielquote schon fast erreicht.

 Ein weiterer Schwerpunkt in jüngerer Zeit 

war die Erhöhung des Immobilienanteils. 

Während im März 2017 nur 7,4 % aller 

Anlagen auf Immobilien entfielen, waren 

es im März dieses Jahres schon 16,9 %. 

Dazu beigetragen hat vor allem, dass 

nicht mehr nur ausschließlich Wohnim-

mobilien in deutschen Großstädten direkt 

erworben werden. Vielmehr beteiligt sich 

das Versorgungswerk nun auch an Immo-

bilienfonds. Zunächst wurde in europäi-

sche Fonds mit Gewerbeimmobilien inves-

tiert. Im Jahr 2018 hat der Vorstand ent-

schieden, auch nordamerikanische Immo-

bilienfonds in das Portfolio aufzunehmen 

und ein Jahr später folgte der Schritt nach 

Asien. Auch die Zwischenfinanzierung des 

Baus von Gebäuden in Deutschland ist in-

zwischen zu einem wichtigen Standbein 

des Versorgungswerkes geworden. Das 

höhere Risiko im Vergleich mit einer Anlei-

he geht einher mit einem höheren Kupon. 

Ärztekammer



286 | Hessisches Ärzteblatt 5/2022

Ärztekammer

Deshalb ist die Prüfung der Investments 

im Vorfeld umso wichtiger. Um das Ma-

nagement dieser Anlagen noch effizienter 

zu gestalten, wurden diese Anlagen vor 

zwei Jahren ausgelagert und nun durch ei-

nen externen Berater mitbetreut. 

Höhere Verlustrücklage 

Die gestiegenen Risiken in der Kapitalanla-

ge müssen natürlich abgesichert werden. 

Deshalb hat der bisherige Vorstand gleich 

zu Beginn seiner Amtszeit der Delegier-

tenversammlung vorgeschlagen, die Ziel-

vorgabe der Satzung für die Verlustrückla-

ge, also das Eigenkapital des Versorgungs-

werkes, von 5 % auf 7 % der Deckungs-

rückstellung anzuheben. Die Delegierten-

versammlung hatte diese Änderung be-

schlossen und dadurch konnte die Verlus-

trücklage Jahr für Jahr aufgestockt wer-

den. Zum Ende des Geschäftsjahres 2020 

enthielt sie rund 617 Mio. €; dies ent-

spricht 6,50 % der Deckungsrückstellung. 

Neue Software für die  

Mitgliederverwaltung 

Mitte des Jahres 2020 erfolgte ein Wech-

sel der Software für die Verwaltung der 

Mitgliederdaten sowie die Einführung der 

digitalen Mitgliederakte. Diese von langer 

Hand geplante sehr aufwendige Umstel-

lung betraf alle Informationen der über 

12.000 Rentnerinnen und Rentner sowie 

der über 35.000 aktiven Mitglieder. Kurz 

zuvor mussten wegen des Beginns der 

Pandemie innerhalb kürzester Zeit die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die 

Lage versetzt werden, von zu Hause aus 

arbeiten zu können. Zwar gelang dieser 

Kraftakt, gleichwohl kam es aber zu Ver-

zögerungen bei der Bearbeitung der An-

fragen der Mitglieder. Durch die Software-

umstellung war der Mitgliederservice er-

neut eingeschränkt, weil die Mitarbeiter 

z. B. auf das neue System geschult werden 

mussten und somit nur teilweise für das 

Tagesgeschäft zur Verfügung standen. Ei-

nige Auswirkungen dieser beiden Ereignis-

se sind noch immer zu spüren, aber eine 

Trendumkehr ist erreicht. Für eine spürba-

re Verbesserung der Servicequalität hat ei-

ne Umstrukturierung im Geschäftsbereich 

Versicherungsbetrieb gesorgt, die Ende 

2021 umgesetzt wurde. Noch deutlichere 

Veränderungen dürften mit dem Mitglie-

derportal verbunden sein, dass der Vor-

stand kürzlich auf den Weg gebracht hat. 

Rente mit 67 und Absenkung  

des Leistungszinses auf 2,5 % 

Einem Kraftakt kamen auch die umfang-

reichen Satzungsänderungen gleich, die 

zum 01.01.2021 in Kraft traten. In meh-

reren Klausurtagungen, Vorstandssitzun-

gen und Sonderterminen hat sich der 

Vorstand mit der Frage beschäftigt, wie 

auf das völlig neue Kapitalmarktumfeld 

reagiert werden kann, um die Leistungen 

gegenüber den Mitgliedern dauerhaft auf 

eine sichere Grundlage zu stellen. Gleich-

zeitig sollte sichergestellt werden, dass 

die Satzungsänderungen nicht nur die 

jüngere Generation belasten, sondern 

diese vielmehr möglichst gleich auf alle 

Schultern verteilt werden. Herausgekom-

men ist die Heraufsetzung des Renten-

eintrittsalters von 65 auf 67 Jahren (mit 

einer Übergangsregelung) sowie die Ab-

senkung des Leistungszinses von 3,0 % 

auf 2,5 % (für alle ab Beginn des Jahres 

2021 geleisteten Beiträge). Mit den da-

durch in der versicherungsmathemati-

schen Bilanz frei werdenden Beträgen 

konnte der bilanzielle Rechnungszins 

deutlich abgesenkt und die Verlustrückla-

ge signifikant erhöht werden. Die Sat-

zungsänderungen brachten jedoch auch 

Verbesserungen mit sich: Neuerdings 

können die Mitglieder auch einmalig Bei-

träge im Rahmen der Höherversicherung 

leisten. Außerdem erhalten Mitglieder im 

Falle einer Berufsunfähigkeit zukünftig 

höhere Renten. 

Johannes Prien 

Referent des Vorstandes 

Save the date

Termin: Freitag, 10. Juni 2022, Landesärztekammer Hessen,       

Frankfurt

Veranstalter:  Landesärztekammer Hessen, Akademie für Ärzt-

liche Fort- und Weiterbildung , in Zusammenar-

beit mit dem Ordine dei Medici ed Odontoiatri 

della Provincia di Salerno

Das zweisprachige Symposium richtet sich sowohl an Mitglie-

der der Landesärztekammer Hessen als auch an Ärztinnen und 

Ärzte der partnerschaftlich verbundenen Ärztekammer der 

Provinz von Salerno. Details werden im Mai auf der Website der 

LÄKH (www.laekh.de) und in der Juni-Ausgabe des Hessischen 

Ärzteblattes veröffentlicht. Die Veranstaltung wird von der 

Landesärztekammer Hessen zertifiziert.

Sie sind interessiert? 

Für weitere Infos wenden Sie 

sich bitte per E-Mail an: 

 pressestelle@laekh.de

Deutsch-italienisches Fortbildungssymposium

Kampf gegen das Virus: Wie Hessen und die italienische Region Kampanien die Corona-Pandemie bewältigen
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Mensch und Gesundheit

Cannabislegalisierung – Pro und Contra

Dr. med. Siegmund Drexler

Grundfragen in der Diskussion

Die gesellschaftliche Diskussion rund um 

die Legalisierung von Cannabis ist kontro-

vers und bis heute nicht abgeschlossen. In 

den Diskussionsbeiträgen und aus der 

Ärzteschaft sind vielfältige Argumente zu 

vernehmen, die sehr unterschiedlich in 

den Medien wiedergegeben werden. In 

jüngerer Zeit hat es den Anschein, als sei 

die Legalisierung des Zugangs zu Canna-

bis und die Straffreiheit des Besitzes oder 

der Weitergabe bestimmter Mengen von 

Cannabisprodukten ein Akt des Fort-

schritts. Ist es tatsächlich fortschrittlich, 

Cannabis zuzulassen? Was spricht dafür 

und was dagegen?

Oft steht im Vordergrund der Diskussion 

die reale Überforderung der Polizei und 

der Justiz mit der sich aus dem Betäu-

bungsmittelgesetz und dem Strafgesetz-

buch ergebenden Illegalität. Mehr als 

200.000 Verfahren werden pro Jahr zur 

Anzeige gebracht oder eingeleitet. Versu-

che, den Schwarzmarkt zu regulieren, sind 

bisher gescheitert. Breitere Angebote des 

Staates für die Beratung und Betreuung 

sowie die Prävention, insbesondere bei Ju-

gendlichen, sind rar.

Grundsätzlich: Darf der Staat in individu-

elle Lebensführungsentscheidungen ein-

greifen? Darf der Staat Lebensformen vor-

schreiben?

Erfahrungen aus der Zeit der Prohibition 

in den USA scheinen zu beweisen, dass der 

Versuch einer Verbotspolitik weder zum 

Erfolg noch zu einer Reduktion des Kon-

sums führt. Auch nicht zur Eindämmung 

wirtschaftlicher Absichten.

Im Falle von Alkohol und Tabak hat der 

Staat längst, trotz der Versuche, Werbung 

und Verbreitung einzudämmen, eine Art 

Gleichgewicht bei den zweifellos suchter-

zeugenden sowie häufiges Kranksein und 

Tod herbeiführenden Substanzen gefun-

den. Kein ernsthafter Wissenschaftler 

würde leugnen, dass Alkohol und Tabak 

heute eine Zulassung als Lebensmittel 

oder als Medikament nicht mehr bekom-

men könnten. Darf Cannabis anders be-

handelt werden? 

Zweifelsfrei verursacht Alkohol mehr To-

desfälle, mehr Krankheiten als die anderen 

illegalen Drogen oder der Missbrauch von 

Medikamenten. Ist dies ein Argument, in 

ähnlicher Weise mit Cannabis umzuge-

hen?

Milliardenschwerer Markt

Längst haben wirtschaftliche Interessen 

die Chancen der Zulassung von Cannabis 

erkannt. Die Investoren für die Zeit nach 

der Cannabislegalisierung scharren mit 

den Hufen. Sie versprechen sich einen mil-

liardenschweren Markt und eine traum-

hafte Rendite für ihre Investitionen. Ist ein 

Teil der Diskussion über die Legalisierung 

wirtschaftlichen Interessen geschuldet? 

Mit den medizinisch zugelassenen Canna-

bisprodukten wurden 2021 bundesweit 

über 180 Mio. Euro umgesetzt.

Erfahrungen aus den Ländern, die Canna-

bisprodukte zugelassen haben, sind wi-

dersprüchlich. Der Deutsche Ärztetag hat 

darauf hingewiesen, dass die Legalisie-

rung, trotz aller Begleitprogramme die an-

geboten werden, auch einen konsumver-

harmlosenden Effekt hat. Der Anteil, ins-

besondere junger Konsumentinnen und 

Konsumenten mit täglichem Gebrauch 

steigt. Dieser führt zu wahrscheinlich blei-

benden gesundheitlichen Schäden.

 Die Legalisierung von Cannabisprodukten 

2012 in Colorado, USA, hat die Rate der 

cannabisbedingten Vergiftungsfälle und 

cannabisbezogenen Krankenhausaufnah-

men mehr als verdoppelt. Die Zahl tödli-

cher Verkehrsunfälle unter Cannabis hat 

zugenommen, ebenfalls die Zahl der Suizi-

de mit Cannabisbeteiligung.

Die erhoffte Stilllegung der Schwarzmärk-

te (z. B. in Kanada) hat nicht funktioniert. 

In keinem der Länder mit legalisiertem 

Cannabiskonsum ist der Schwarzmarkt 

verschwunden. Etwa 8 % aller Kanadier ab 

dem 15. Lebensjahr konsumieren Canna-

bis. Bis zur Legalisierung waren es etwa 

5 %. Es wird geschätzt, dass etwa 35 % 

der Konsumenten, insbesondere der Jün-

geren, sich Cannabis über illegale Quellen 

beschaffen.

Ist „Drugchecking“ eine Lösung?

Die vergangenen Jahrzehnte haben zu ei-

ner nachgewiesenen stetigen Zunahme 

des Gehalts an THC (Tetrahydrocannabi-

nol) in Cannabis geführt. Es tauchen auch 

immer wieder Verunreinigungen von Can-

nabisprodukten auf. Die Koalitionsverein-

barung der jetzigen Regierung hat Drug-

checking in ihr Programm aufgenommen 

und will damit auch illegal erworbenes 

Cannabis prüfen lassen – und Konsumen-

ten ohne Gefahr der Strafverfolgung eine 

Art Qualitätssicherung anbieten. 

Neben dem Drugchecking formulierten 

die Ampelparteien: „Wir führen die kon-

trollierte Abgabe von Cannabis an Er-

wachsenen zu Genusszwecken in lizen-

zierten Geschäften ein. Dadurch wird die 

Qualität kontrolliert, die Weitergabe von 

verunreinigten Substanzen verhindert 

und der Jugendschutz gewährleistet.“ 

Bei legalisiertem Konsum, der vermutlich 

frühestens Ende 2022, eher im Jahre 

2023, in Gesetzeswerke überführt werden 

soll, wird davon ausgegangen, dass lizen-

zierte Geschäfte Cannabis vertreiben. 

Nicht geregelt sind die Fragen: Wer baut 

das an? Wer kontrolliert die Gehalte an 

THC und anderen Cannabisderivaten? Wo 

werden die Namen der Konsumenten er-

F
o

t
o

: 
S

y
d

a
 P

ro
d

u
c

t
io

n
s
 –

 s
t
o

c
k

.a
d

o
b

e
.c

o
m



288 | Hessisches Ärzteblatt 5/2022

fasst? Gibt es eine Beratungsmöglichkeit? 

Bei welchen Mengen des Konsums im Mo-

nat oder im Jahr soll eingeschritten wer-

den?

Die Befürworter der „Legalisierung“ be-

haupten, dass die Strafverfolgung nicht nur 

keine Rechtssicherheit schaffe, sondern 

auch die Konsumenten als „kriminelle Kif-

fer“ diskriminiert würden und junge Men-

schen in Phasen der Findung ihrer berufli-

chen und privaten Orientierung mit Straf-

verfolgungsbehörden konfrontiert und in 

ihrer Lebenschance behindert würden.

Konsum und Gehirnreifung

Große Studien und Bewertungen von Pu-

blikationen zweifeln nicht daran, dass bei 

jungem Eintrittsalter in den Cannabiskon-

sum und bei häufigem, oft täglichem Ge-

brauch, das reifende Gehirn in seiner Ent-

wicklung bleibend geschädigt wird. De-

pressionen nehmen zu, Verwirrtheit, Kon-

zentrationsstörungen und Erkrankungen 

aus dem Bereich der Psychosen. Die kör-

perliche Abhängigkeit lasse sich zwar gut 

behandeln, die psychische Abhängigkeit 

jedoch sei ein großes Problem. Autofah-

ren werde unter THC gefährlicher und die 

Kontrollorgane der Polizei finden mit zu-

nehmender Häufung Cannabis als beein-

flussende Substanz bei Verkehrskontrol-

len.

In der publizierten „Addiction“-Studie ei-

ner kanadischen Forschergruppe wird be-

schrieben, dass Cannabiskonsum offenbar 

eine bleibende Behinderung neurokogniti-

ver Funktionen habe, die über die Zeit der 

Cannabisintoxikation hinaus anhalte. 

Die kinder- und jugendpsychiatrischen 

Fachgesellschaften und -verbände in 

Deutschland warnen vor dem Konsum 

von Cannabis im jungen Alter. Sie weisen 

darauf hin, dass sich alle Vorsätze, die Le-

galisierung mit einem bestmöglichen Ju-

gendschutz zu verbinden, in vielen Legali-

sierungsländern als Illusion erwiesen hät-

ten. Studien aus den USA belegen, dass 

die Legalisierung von Cannabis auch dann, 

wenn sie nur für Erwachsene vorgesehen 

ist, auch bei Jugendlichen mit starkem Zu-

wachs beim Cannabismissbrauch sowie 

der Entwicklung einer Cannabisabhängig-

keit einhergeht. In manchen US-Bundes-

staaten mit einer Legalisierung lägen die 

Konsumquoten der Bevölkerung um 

20–40 % höher, als im US Bundesdurch-

schnitt. Die Zahlen von Krankenhausein-

weisungen mit Cannabisvergiftungen ha-

ben sich teilweise mehr als verdoppelt. In-

tensiv cannabiskonsumierende Kinder und 

Jugendliche brechen häufiger die Schule 

ab und weisen ungünstige Bildungsab-

schlüsse auf, als ihre nicht konsumieren-

den Altersgenossen.

In Portugal, das ebenfalls eine Legalisie-

rung des Besitzes kleiner Mengen und des 

Konsums von Cannabis beschlossen hat, 

ist der Anteil von stark konsumierenden 

(täglich) jungen Menschen deutlich ange-

stiegen.

Beschluss des 125. Deutschen 

 Ärztetages

Auf dem 125. Deutschen Ärztetag 

(11/2021) wurde beschlossen: „Der 125. 

Deutsche Ärztetag 2021 warnt vor den 

möglichen Risiken einer Cannabislegalisie-

rung für die Gesundheit der Konsumieren-

den und den möglichen Folgen für die me-

dizinische Versorgung. Es gibt aus mehre-

ren Ländern Hinweise, dass es im Zuge ei-

ner Legalisierung zu einem Anstieg des 

Konsums sowie zu einer Zunahme von 

cannabisbedingten Notaufnahmen kam. 

Auch zeigte sich ein erhöhter psychiatri-

scher Behandlungsbedarf. Zu Bedenken 

ist zudem ein erwartender Anstieg canna-

bisbedingter tödlicher Verkehrsunfälle 

und Suizide.“ Und weiter: „Die Legalisie-

rung verharmlost auch die gesundheitli-

chen Gefahren, negativen Folgen und 

Langzeiteffekte des Cannabiskonsums bei 

Kindern und Jugendlichen (auf ihre psy-

chische und physische Entwicklung).“

Und in einem anderen Antrag des gleichen 

Ärztetages wird darauf hingewiesen: „In 

Anbetracht der derzeitigen politischen 

Überlegung zu einem angemessenen ge-

sellschaftlichen Umgang mit Cannabis-

konsum warnt der 125. Deutsche Ärzte-

tag 2021 vor dessen gesundheitlichen Ge-

fahren. Betroffene junge Menschen, Erst-

konsumierende und Gelegenheitskonsu-

mierende dürfen jedoch nicht in die Illega-

lität gedrängt und ihnen dadurch ggfs. be-

rufliche und gesellschaftliche Chancen 

verbaut werden. Deshalb sollte der Besitz 

geringer, noch zu definierender Mengen, 

an Cannabis sowie anderer Drogen zu-

künftig nicht mehr durch das Betäubungs-

mittelgesetz (BTMG) strafbewährt sein, 

sondern als Ordnungswidrigkeit mit einer 

Beratungsauflage geahndet werden.“

Gibt es ein „Recht auf Rausch“?

Die Diskussion ist momentan als offen an-

zusehen. Aus ärztlicher Sicht kann einer 

scheinbar fortschrittlichen „Legalisie-

rungsforderung“ nur mit warnender Stim-

me hinsichtlich der Konsequenzen begeg-

net werden. Ob die Interessen des Staates 

an vermehrten Steuereinnahmen oder In-

vestitionsmöglichkeiten stark genug sind, 

um das Cannabisproblem zu lösen, sollte 

mit großer Zurückhaltung und Vorsicht 

bewertet werden.

Die Problematik der Deutschen Cannabis-

politik, auch innerhalb der Ärzteschaft, 

hat sich mit Blick auf Konsumquoten und 

Mensch und Gesundheit
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Mensch und Gesundheit

Hilfestellung für Suchtkranke in der Ver-

gangenheit orientiert an den Säulen: Prä-

vention, Hilfen, Schadensminimierung 

und Angebotsreduzierung. Veränderun-

gen der gesetzlichen Grundlagen müssen 

mit ausreichend ausgestatteten Evaluati-

ons- und Forschungsprogrammen beglei-

tet werden. Nach einer Legalisierung wird 

ein einfacher Weg zurück nicht möglich 

sein.

Es gibt keine Gesellschaft, auch in der Ge-

schichte der Menschheit nicht, ohne As-

pekte von Rausch und Sucht. Ob die Rolle 

der heutigen Medizin vergleichbar ist mit 

der damaligen Rolle der Schamanen und 

Medizinmänner, die den Zutritt zu damals 

möglichen Substanzen regulierten, soll of-

fen bleiben. Fakt ist, dass rauschhafte Er-

fahrungen und suchttypisches Verhalten 

in unserer Gesellschaft sehr breit präsent 

sind, z. B. im Sport, im Spiel, in der Sexua-

lität, beim Einkaufen und beim Umgang 

mit Geld oder im Berufsleben.

In der Gesellschaft bildet sich immer stär-

ker ein Individualisierungsdruck aus, mit 

Streben nach persönlichem Glück, nach 

nicht zu begrenzendem Konsum. Es ist 

verständlicherweise schwer, sich dem 

„Recht auf Rausch“ in den Weg zu stellen.

Die Lebensweise mit einer Überflutung 

durch Kontakte (Smartphones, Dating-

Apps etc.) bei gleichzeitiger Vereinsa-

mung des Einzelnen kann zu süchtigem 

Verhalten führen und trägt zur Entwick-

lung psychischer Krankheiten wie Depres-

sivität bei.

Ärztlicher Auftrag

Wir als Ärzte sehen die Schattenseiten 

dieser Entwicklungen. Wir müssen einer-

seits den Vorwurf ertragen, zu wenig vor 

den gesundheitlichen Folgen von Extrem-

sportarten sowie den gefährlichen Um-

gang unserer Gesellschaft mit Alkohol ge-

warnt und unzureichend Einfluss auf die 

gesellschaftliche Regulierung des Um-

gangs mit konsumierten Stoffen genom-

men zu haben.

 Oder hat die Politik zu wenig auf die Ärz-

tinnen und Ärzte gehört?

Die Diskussion ist und bleibt spannend 

und kontrovers zugleich. Die Ärzteschaft 

sollte ihre Einflussmöglichkeit auf die Poli-

tik nutzen und über die Landesärztekam-

mern und die Bundesärztekammer den 

Kontakt zur Politik, insbesondere zum 

Bundesdrogenbeauftragten Burkhard 

Blienert suchen, um die entstehenden Re-

gelungen möglichst im Sinne der Patien-

ten und der Gesellschaft beeinflussen zu 

können.

Dr. med. Siegmund Drexler

Vorsitzender des Suchtausschusses  

der Landesärzte-

kammer Hessen; 

Mitglied im  

Ausschuss „Sucht  

und Drogen“ der 

Bundesärztekammer

Kontakt per E-Mail 

via: haebl@laekh.de

Der Autor dankt Prof. Dr. med. Nor-

bert Scherbaum, Direktor der Abtei-

lung für Suchtmedizin an der psychi-

atrischen Klinik der Universität Duis-

burg-Essen, sowie Prof. Dr. med. Nor-

bert Wodarz, Direktor der Abteilung 

Suchtmedizin am Universitätsklinikum 

Regensburg, für die Unterstützung.

Das Literaturverzeichnis findet sich in 

der Online-Ausgabe 05/2022 unter  

www.laekh.de. 
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den anderen drehte sich unsere Welt. El-

ternwerden hieß für uns trauern lernen.“

Nach diesem mächtigen Anfang hat man 

nur zwei Möglichkeiten. Das Buch ganz 

schnell weglegen – oder weiterlesen, zwi-

schendurch Tränen wegwischen, wieder 

mitfühlen und doch wieder am Ende zu-

nehmend Luft bekommen, wenn man mit 

Josephine Links die lange Strecke an Trau-

ern, Abschiednehmen, Loslassen und sich 

neu in der Welt wiederfinden in den fol-

genden Tagen, Monaten, Jahren mitgehen 

kann. 

Atmen, weitergehen, wieder atmen. Hei-

lung, Trauer und Angst kommen in Wellen 

– meistens „von hinten, sie sind nicht 

kaum zu planen und kaum zu kontrollie-

ren. Unsicher sein, haltlos, unklar. All das 

wollte ich früher nie sein und war es auch 

nur selten. Jetzt kann ich nicht anders, 

Unsicherheit und Zweifel haben mich fest 

im Griff. Wie krank sein, ohne krank zu 

sein.“ 

Das Buch hätte auch bitter und eine An-

klage werden können, stattdessen gibt es 

Einblicke in die vielen Gesichter des Le-

bens und der Hoffnung, trotz allem. Ob-

wohl in einer Ratgeber-Reihe erschienen, 

ist eine persönliche Erzählung geworden, 

auch wenn Josephine Links versucht, er-

zählerisch ein bisschen Abstand zu halten, 

indem sie von einer dritten Person berich-

tet. Aber es kann helfen, einen eigenen 

Weg ins Leben zu finden, und sich dabei 

nicht alleine fühlen zu müssen. 

  Dr. med. Helmut Schaaf, Arolsen

Josephine Links:

Stilles Herz

Über den Verlust             

meines Kindes und            

die Kraft, neu zu leben.  

Beltz 2021, 160 S., € 17 

ISBN 9783407866752

Das Herz, um das es geht, schlägt nicht 

mehr. Es ist kurz vor der Geburt stiller und 

stiller geworden, umschlungen von einer 

Nabelschnur, unbemerkt von der Geburts-

hilfe, zu lange schon still, um noch ins Le-

ben gebracht zu werden. „Mein erstes 

Kind starb während ich es zur Welt brach-

te. Als wir unsere Tochter endlich in den 

Armen hielten, atmete sie nicht. Die Be-

grüßung war Abschied, Liebe und tiefster 

Schmerz in einem. Von einem Moment auf 

 Büchertipps von Lesern für Leser
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Schuss- und Explosionsverletzungen 

Rekonstruktion der Extremitätenfunktion aus plastisch-chirurgischer Perspektive

VNR: 2760602022153130003

Dr. med. Katrin Ettmüller, Dr. med. Thomas Schilling

Siehe auch das Abkürzungsverzeichnis 

auf dieser Seite. 

Einleitung

Die Versorgung von Schuss- und Explosi-

onsverletzungen gehört im mitteleuropäi-

schen Raum zu den seltenen Herausforde-

rungen für die Unfallheilkunde. 

Mit den Auslandseinsätzen der Bundes-

wehr sowie durch humanitäre Hilfszusa-

gen stand und steht der Sanitätsdienst der 

Bundeswehr vermehrt vor der Herausfor-

derung, diese Verletzungsmuster und de-

ren Folgen unter Umsetzung moderner 

traumatologischer Therapiekonzepte 

auch im Inland zu behandeln. Es hat sich 

dabei gezeigt, dass diese Verletzungsenti-

tät hinsichtlich Genese, Gewebeschaden 

und Komplikationsträchtigkeit relevante 

Unterschiede gegenüber den bekannten 

Mustern „ziviler“ Hochrasanztraumata 

mit höhergradigen offenen Verletzungen 

aufweist.

Handelt es sich um Verletzte aus Krisen-

gebieten, insbesondere aus Vorderasien 

und Nordafrika, stellen das Management 

des multipel keimbesiedelten Verletzten 

und die chirurgische Therapie der konta-

minierten oder infizierten Wunde beson-

dere Herausforderungen dar. Ausgedehn-

te Knochen- und Weichgewebsdefekte 

bei durchgehender, grober Kontaminati-

on und konsekutiver Besiedelung mit 

meist multi- bis panresistenten Keimen 

generieren für die Unfall- und Wiederher-

stellungschirurgie besonders anspruchs-

volle Verletzungsfolgen und generieren 

einen erheblichen, additiven Ressourcen-

verbrauch. Komplizierte wie langwierige 

Behandlungsverläufe sind bei Gliedmaßen 

erhaltender Behandlung die Regel.

Prinzipiell betreffen die im vorliegenden 

Artikel diskutierten Verletzungen Patien-

ten aus Krisengebieten und bewaffneten 

Konflikten. Sie stellen somit einen Teil des 

fachlichen Spektrums von Militärchirur-

gen oder chirurgischen Kollegen dar, die in 

Krisengebieten und angrenzenden Flücht-

lingsgebieten eingesetzt sind.

Der Einsatz von Schusswaffen und (selbst-

konstruierten) Sprengmitteln (IED) bei 

politisch oder religiös motivierten Terror-

anschlägen in den Industrienationen 

macht eine Grundkenntnis dieses Patien-

tengutes auch für Kollegen fernab von mi-

litärischen oder Krisenszenarien sinnvoll 

[1].

Beispielhaft soll hier die Einführung des 

Kursformates TDSC durch die AUC ge-

nannt werden, bei der zivile Ärztinnen 

und Ärzte seit Jahren mit den Erstversor-

gungsprinzipien bei einem Massenanfall 

von Verletzen mittels Simulation vertraut 

gemacht werden können. 

Mit dem vorliegenden Artikel sollen die 

Grundsätze der Versorgung von Schuss- 

und Explosionsverletzungen kurz vorge-

stellt werden. Mit speziellem Augenmerk 

auf die plastisch-rekonstruktive Chirurgie 

der Extremitäten werden anhand von 

zwei Fallbeispielen Versorgungsstrategien 

und ihre Besonderheiten näher erläutert.

Versorgungskonzept

Vom Grundsatz erfolgt die Versorgung 

dieser besonderen Verletzungsentitäten 

analog zur Versorgung eines Polytraumas. 

An erster Stelle steht zunächst der Lebens-

erhalt und eine Erstversorgung nach ATLS/

Abkürzungsverzeichnis (alphabetisch)

ATLS

AUC

c-ABCDE-Schema

Damage Control  

Prinzip

DSTC

IED

TDSC

* Quelle: Wikipedia

 Advanced Trauma Life Support

Akademie der Unfallchirurgie

Beim cABCDE-Schema oder xABCDE-Schema handelt es 

sich um eine Variante des ABCDE-Schemas, bei der zu Be-

ginn der Untersuchung eine kritische Blutung („critical 

bleeding“) sowie eine mögliche Verletzung der Halswirbel-

säule („C-spine injury“) ausgeschlossen wird. Das 

cABCDE-Schema wird unter anderem bei der Untersu-

chung von Traumapatienten eingesetzt.

Anatomische Wiederherstellung aufgeschoben zugunsten 

der Lebensrettung, der Stabilisierung und Normalisierung 

der Physiologie

Definitive Surgical Trauma Care

improvised explosive device: Eine unkonventionelle 

Spreng- oder Brandvorrichtung (USBV, auch Sprengfalle) 

ist eine nicht industriell, häufig von Experten hergestellte 

Brand- oder Sprengladung (bzw. Brand- oder Spreng- 

falle).*

Terror and Disaster Surgical Care. Weitere Hinweise zu 

Kursen auf der Website der DGU (Deutsche Gesellschaft 

für Unfallchirurgie)
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DSTC-Prinzipien, gefolgt von der schritt-

weisen Ausversorgung. Dabei ist hier die 

Kontrolle einer lebensbedrohlichen Blu-

tung durch offene oder penetrierende Ver-

letzungen („catastrophic hemorrhage“) 

vor das Abarbeiten des gewohnten 

A-B-C-Algorithmus gerückt: c-ABCDE-

Schema. Nach chirurgischer Erstversor-

gung gemäß Damage Control Prinzipien 

und Mitigierung der Wundkontamination 

mittels Wunddébridement und -spülung, 

respektive Sanierung von Infekten, können 

Eingriffe zur Verbesserung des funktionel-

len Outcomes in Angriff genommen wer-

den. Diese dienen der Korrektur sekundä-

rer Verletzungsfolgen wie Kontrakturen 

oder Gewebsverlust, aber auch der Opti-

mierung des kosmetischen Ergebnisses. 

Abhängig von der Schwere und dem Aus-

maß der Verletzungen sowie dem Erfolg 

einer Infektsanierung dauert dieser Be-

handlungsablauf mehrere Wochen bis Mo-

nate und Jahre. Er lässt sich vereinfachend 

in drei Phasen einteilen. Diese Stufenver-

sorgung sollte in Kliniken mit entsprechen-

der Expertise erfolgen. Es muss daher 

frühzeitig an eine Verlegung gedacht wer-

den, wenn das eigene Haus nicht über die 

Möglichkeiten der Ausversorgung verfügt.

Phase 1: 

 Erstversorgung und Infektkontrolle

Dies erfolgt in der Regel in direkter zeitli-

cher und örtlicher Nähe, zumeist noch im 

entsprechenden Heimatland des Patien-

ten resp. im Einsatzszenario [2]. Grund-

sätzlich sollte die Erstversorgung entspre-

chend den Damage Control Kriterien vor-

genommen werden [3]. Dies beinhaltet 

u. a. die initiale, lebensrettende Blutungs-

kontrolle, eine temporäre Frakturversor-

gung mittels Fixateur externe sowie eine 

Minimierung des Infektrisikos bei regel-

haft ausgedehnten oder großflächigen 

Weichteilverletzungen mit Erstdébride-

ment, Wundspülung und temporärer 

Weichteildeckung mit Feuchtverbänden 

oder ähnlichem. 

Eine frühe Unterdruck-Wundtherapie (ne-

gative pressure wound therapy, NPWT) 

hat sich auch im Einsatzszenario bewährt. 

Geäußerte Befürchtungen zur potenziel-

len Gefährdung durch Anaerobier unter 

NPWT konnten im eigenen Vorgehen in 

mehr als 15 Jahren der Anwendung nicht 

bestätigt werden. Voraussetzung ist das 

konsequente De-

bridieren und Lava-

gieren, um Keimen 

den Nährboden zu 

entziehen [4, 5]. 

Alternativ bieten 

sich zunächst 

Feuchtverbände 

mit antiseptischen 

Lösungen an, die 

regelmäßig unter 

sterilen Bedingun-

gen gewechselt 

werden müssen. 

Grundsätzlich be-

stimmt der Verlet-

zungsmechanis-

mus die Versor-

gungsstrategie. 

Schusswunden und 

Verletzungen 

durch eine Explosi-

on (Blast Injury) 

unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Wir-

kung auf das Gewebe und der systemi-

schen Reaktion zum Teil deutlich von der 

Behandlung eines klassischen Polytrau-

mas mit stumpfen oder penetrierenden 

Verletzungen. Einerseits betrifft dies den 

makroskopisch bei der Erstbeurteilung 

noch nicht abschließend sichtbaren bzw. 

einschätzbaren, ausgedehnten Gewebs-

schaden durch die Druckwelle bzw. pri-

märe und sekundäre Wundhöhle. Es han-

delt sich grundsätzlich um Verletzungen 

mit einer nicht verlässlich vorhersehba-

ren Dynamik in ihrer Weiterentwicklung 

(„developing wounds“).

 Andererseits generieren Schuss- und Ex-

plosionsverletzungen eine tief ins Gewebe 

reichende Kontamination, deren klinische 

Auswirkungen erst im Verlauf zu sehen 

sind. Eine einzeitige respektive rasch in 

Richtung Definitivverschluss zielende Aus-

behandlung ist nicht vertretbar. Die ver-

schiedenen Wirkungen einer Explosion 

(Druckwelle, thermisches Trauma, Frag-

mente, Kontamination etc.) führen nicht 

nur zu aufsteigenden Schäden entlang von 

Gefäß- und Nervenstraßen als Weg des ge-

ringsten Widerstandes, sondern auch zu 

einer massiven Belastung des Gesamtorga-

nismus (Mediatorenfreisetzung, pulmona-

le Schädigung usw.).

Bei der Erstversorgung sollten für Folge-

eingriffe und das funktionelle Outcome 

relevante Strukturen (Nerven, Sehnen) so 

markiert werden, dass ihre spätere Identi-

fikation i. R. rekonstruktiver Massnahmen 

in den von zum Teil massiven physiologi-

schen Umbauvorgängen geprägten Wun-

den mit Granulationsgewebe und Narben-

bildung erleichtert wird. 

Die genannten Verletzungsentitäten ma-

chen eine mehrschrittige Versorgung mit 

oft multiplen operativen Interventionen 

erforderlich. Jede OP-Entscheidung sollte 

sorgfältig vorausgeplant und mit allen be-

teiligten Disziplinen abgestimmt werden 

(„Trauma-Schach“). Folgeoperationen 

und deren spezifische Erfordernisse soll-

ten früh bedacht werden, insbesondere 

was das zur Verfügung stehende Gefäß-

system oder potenzielle Hebungsstellen 

für Lappenplastiken betrifft. 

Komplikationen und Rückfalloptionen im 

Sinne eines „Plan B“ und gegebenenfalls 

„Plan C“ müssen antizipiert werden. Er-

schwerend kommen in dieser Versor-

gungsphase die regelhaft vorhandene 

multi- bis panresistente Besiedelung oder 

Infekte im Wundgebiet zum Tragen 

[6, 7]. Repetitive Wundabstriche und Ge-

websproben helfen, die oft zu beobach-

tenden Variationen der nachgewiesenen 

Erreger über den Behandlungsverlauf hin-

weg und vor allem neu auftretende Resis-

tenzen unter dem Druck einer laufenden 

Antibiotikumtherapie zu erkennen.

Abb. 1 a & b: Linker Unterschenkel in zwei Ebenen bei Aufnahme acht Mo-

nate nach Trauma. Liegender Fixateur externe sowie intramedulläre Kirsch-

ner-Drähte. Synostose zwischen den beiden Unterschenkelknochen. Nicht 

belastungsfähige Gesamtsituation.
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Phase 2: 

Anschlussversorgung

Nach gesicherter Infektsanierung bzw. 

-beherrschung schließt sich nun die defi-

nitive Versorgung mit Defektdeckung und 

Frakturversorgung an. Das Konzept der 

rekonstruktiven Leiter sieht als einfache 

Maßnahmen einen Sekundärverschluss 

und (Spalt-) Hauttransplantationen vor. 

Komplexe Wunden mit allschichtigen De-

fekten, aber vor allem über exponiertem, 

bradytrophem Gewebe wie Knochen und 

Sehnen wie auch neurovaskulären Bah-

nen, benötigen komplexere Deckungsver-

fahren. Lokale Lappenplastiken sind 

grundsätzlich sicher und operativ verhält-

nismäßig wenig aufwendig. Ihre begrenz-

te Größe bzw. Verfügbarkeit grenzen ih-

ren Einsatz eng ein. Gestielte (Fern-)Lap-

penplastiken wie z. B. die Leistenlappen-

plastik bieten hier mehr Einsatzmöglich-

keiten, vor allem an 

der oberen Extre-

mität. Große De-

fekte und solche 

der unteren Extre-

mität bedürfen in 

der Regel einer frei-

en Lappenplastik, 

die von einem ver-

letzungsfernen 

Körperteil entnom-

men („gehoben“) 

wird [8]. 

Eine Entnahme in 

unmittelbarer Nähe 

zur Verletzung ist 

aufgrund der weitreichenden Gewebs-

schädigung und oftmals kompromittier-

ten Gefäßversorgung komplikationsträch-

tig und nicht sinnvoll. Für die zielgerichte-

te, zeitsparende Versorgung von trauma-

tischen Gewebsdefekten kann der „rekon-

struktive Fahrstuhl“ genutzt werden [9]: 

Hiermit ist nicht die schrittweise Nutzung 

immer komplexerer Deckungsversuche 

bis hin zum Behandlungserfolg gemeint, 

wie es der traditionell als „rekonstruktive 

Leiter“ bezeichnete Algorithmus be-

schreibt, sondern ein hiervon unabhängi-

ges, situationsgerechtes Verfahren zur 

Minimierung der erforderlichen Eingriffe. 

Dies bedeutet gegebenenfalls auch die 

primäre Wahl eines sehr komplexen Ver-

fahrens, um eine rasche und sichere De-

fektdeckung zu erreichen. Diese Strategie 

einer frühen suffizienten Deckung im In-

tervall begünstigt das funktionelle Ergeb-

nis und den Extre-

mitätenerhalt [10]. 

Beispielhaft für die-

se Philosophie wird 

nachfolgend Fallbe-

richt 1 vorgestellt. 

Begleitend sollte ei-

ne Frührehabilitati-

on stattfinden, so-

weit dies sinnvoll 

und möglich ist. 

Hierbei sind der Er-

halt bzw. die Opti-

mierung von Rest-

funktion, Prophyla-

xe von ruhigstel-

lungsbedingten 

Kontrakturen, Ad-

häsionen und Funk-

tionsdefiziten einige wesentliche Fakto-

ren.

Phase 3: 

Funktionelle Optimierung

Die weitere Therapie und eine realistische 

Einschätzung hinsichtlich der Erwartungs-

haltung sollten in enger Absprache mit 

dem Patienten und ggfs. mit Einbindung 

der Familie erfolgen. Auch die Compliance 

des Patienten ist entscheidend, wie auf-

wendig eine Rekonstruktion sein darf:

Nicht jeder Patient ist für jede OP geeig-

net. Der individuelle Anspruch sowie die 

operative Machbarkeit und Grenzen müs-

sen ausführlich thematisiert werden.

Nach Konsolidierung der Weichteile und 

knöcherner Konsolidierung kann schließ-

lich die Planung der langfristigen Rekon-

struktion und der Funktionserhalt bzw. 

-verbesserung geplant werden.

Hierbei sind motorische Ersatzoperatio-

nen oder zweizeitige Rekonstruktionen 

z. B. mit Nerveninterponaten als Kabel-

transplantat (analog zu einem mehradri-

gen Kabel zusammengelegte kleine Spen-

dernerven zur Rekonstruktion eines grö-

ßeren Nerven) oder andere neurorekon-

struktive Verfahren bei Nervenschäden 

oder schwerwiegenden Muskeldefekten 

zu erwähnen. Letztgenanntes Verfahren 

setzt jedoch einen mechanisch intakten 

und ansteuerbaren Muskel voraus. Der 

Funktionsverlust durch Destruktion oder 

fettige Degeneration eines Zielmuskels 

lässt sich nur noch durch eine Ersatzplas-

tik kompensieren. 

Zu knöcherner Rekonstruktion bei regel-

mäßig ausgedehnten Substanzdefekten 

haben sich der Segmenttransport im Sinn 

der Kallusdistraktion (Kallotasis) und die 

Masquelet-Technik bewährt [11, 12]. 

Letztere ist allerdings auf eine Spongiosa-

entnahmestelle für die Transplantation 

angewiesen, um die in der Regel erhebli-

chen Substanzdefekte aufzufüllen. 

Ein ossärer Segmenttransport eignet sich 

neben dem Aufbau diaphysärer Defekte 

auch z. B. zur Stumpfverlängerung, sollte 

die bestehende Stumpflänge oder -form 

nicht für eine exoprothetische Versor-

gung ausreichend geeignet sein.

Ein interdisziplinäres Versorgungskonzept 

ist von Anfang an erstrebenswert. Hierbei 

ist insbesondere die Zusammenarbeit von 

plastisch-rekonstruktiven Chirurgen so-

Abb. 3 a & b: Vier Wochen postoperativ nach Defektdeckung mit eingeheil-

ter freier Lappenplastik sowie suffizient eingeheilter Spalthaut auf der Mus-

kellappenplastik. 

Abb. 2: Präoperative Planung der lappenplastische Deckung mit Anzeich-

nung der geplanten Anschlussgefäße (hier A. tibialis posterior samt Begleit-

venen) sowie der Vena saphena magna und des geplanten Stielverlaufs der 

freien Lappenplastik. Großflächiges Spalthautareal mit instabiler Narbe  

direkt über der Tibia.
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wie Unfallchirurgen und Orthopäden es-

senziell. Grundsätzlich bestimmt das Ver-

letzungsmuster den Umfang der hinzuzu-

ziehenden Fachdisziplinen. Traditionell 

verfügen nur einige wenige Kliniken über 

die gesamte Expertise (z. B. gefäßchirur-

gische Kompetenz) innerhalb einer Abtei-

lung. Es hat sich bewährt, hausintern die 

führende, primär verantwortliche und ko-

ordinierende Fachdisziplin in jedem Fall 

klar zu benennen. Patienten mit entspre-

chenden Komplexverletzungen sollten 

daher frühzeitig in septisch-plastisch-re-

konstruktive Fallkonferenzen (Traumabo-

ard o. ä.) eingesteuert werden. Dies kann 

auch unter Nutzung telemedizinischer 

Ressourcen erfolgen. 

Unabhängig davon ist in jeder Stufe, je-

doch vor allem in Stufe 2 und 3, eine enge 

Rücksprache der Behandler untereinander 

von Bedeutung. Nicht nur Unfallchirurgen 

und Plastische Chirurgen müssen ihre 

Operationen untereinander abstimmen. 

Auch Prothesenbauer, Psychotherapeu-

ten, Reha-Mediziner, Berufshelfer, Arbeit-

geber/Dienstherr sind hier mit einzube-

ziehen: Eine optimale operative Versor-

gung ist nur so gut wie ihre Nachbehand-

lung.

Ebenso zahlt sich die frühzeitige Beteili-

gung des Patienten und seines engen so-

zialen Umfeldes aus, um die Rekonstrukti-

on bzw. Rehabilitation an den Bedürfnis-

sen der Betroffenen auszurichten, als auch 

um die Compliance auf der Zeitachse 

langfristig sicherzustellen. Familienkonfe-

renzen und eine psychologische Beglei-

tung sind sehr hilfreich, weiterhin müssen 

sprachliche und kulturelle Barrieren be-

dacht und beseitigt werden. 

Nachfolgend werden zwei exemplarische 

Fälle mit Fokus auf die plastisch-rekon-

struktive Chirurgie vorgestellt. Sowohl der 

freie mikrochirurgische Gewebetransfer 

als auch die vorgestellte motorische Er-

satzplastik waren in beiden Fällen maß-

geblich für die Wiederherstellung der Le-

bensqualität der Betroffenen. Anhand der 

Fallbeispiele werden nicht nur rekonstruk-

tive Besonderheiten der Versorgung vor-

gestellt, sondern auch gleichzeitig einzel-

ne Details von Diagnostik, Therapieent-

scheidungen und operativen Techniken 

näher erläutert. 

Fall 1: Freier Gewebetransfer  

zur Defektdeckung  

und Tibiarekonstruktion

Ein 25-jähriger syrischer Patient erlitt im 

Bürgerkrieg seines Heimatlandes durch ei-

ne Granatenexplosion schwere Verletzun-

gen beider unterer Extremitäten. Nach 

Erstversorgung in Syrien erfolgte die Wei-

terversorgung in Tunesien. Ca. acht Mo-

nate nach Trauma wurde der Patient zur 

Ausbehandlung nach Deutschland vermit-

telt. Bei Aufnahme zeigte sich folgende Si-

tuation (siehe Abb. 1):

•  Mittels Fixateur externe versorgte Brü-

che des distalen Femurs beidseits und 

Wundinfekt durch MRE links.

•  Nicht prothesenfähiger Stumpf nach 

distaler Unterschenkelamputation 

rechts.

•  Mittels Kirschnerdrähten und Fixateur 

externe versorgter Bruch des linken 

Unterschenkels mit nach Spalthaut-

deckung instabiler Narbe über einem 

ausgedehnten Knochen- und Weichteil-

defekt.

•  Nicht belastungsfähiger Fußwurzel-

stumpf links.

Primär wurde eine mehrzeitige Infektsa-

nierung am linken Oberschenkel reali-

siert, gefolgt von Korrekturosteotomien 

im Bereich beider Femora und Verfah-

renswechseln auf interne Fixationsver-

fahren. Zudem wurde mittels Stumpfkor-

rektur eine prothesenfähige Situation am 

rechten Unterschenkel geschaffen. Um 

dem Patienten eine belastungsfähige un-

tere linke Extremität zu ermöglichen, war 

hier ebenfalls eine Korrekturosteotomie 

mit temporärer Ketteneinlage in Vorbe-

reitung der angestrebten definitiven os-

teosynthetischen Versorgung notwen-

dig. Die prätibiale Narbe mit einer unmit-

telbar dem Knochen aufliegenden Spalt-

haut sollte hierzu durch eine adäquate 

Weichteildeckung ersetzt werden, siehe 

Abb. 2. 

Aufgrund der Defektgröße war dies nur 

mit Hilfe einer freien, mikrochirurgischen 

Lappenplastik möglich. Im Vorfeld erfolg-

te eine umfangreiche radiologische Diag-

nostik zur Abklärung der Gefäßversor-

gung und knöchernen Situation.

Grundsätzlich ist neben einer Röntgen- 

und CT (Computertomografie)-Diagnos-

tik der betroffenen Extremität eine dopp-

ler- und farbduplexsonografische Untersu-

chung des Spendeareals sowie der An-

schlussgefäße als auch eine Angiografie 

des operativen Zielgebietes erforderlich. 

Insbesondere bei Patienten, die eine Ex-

plosionsverletzung erlitten haben, können 

okkulte Gefäßläsionen durch das Einwir-

ken der Druckwelle und thermomechani-

schen Schädigung sonst nicht sicher aus-

geschlossen werden. 

Verschiedene Formen von freien Lappen-

plastiken stehen zur Defektdeckung zur 

Verfügung. Neben muskulären, muskulo-

kutanen, fasziokutanen und kutanen Lap-

penplastiken können reine Faszienlappen 

entnommen werden. Die Wahl des Trans-

plantats richtet sich nach der Defektgröße 

und -lokalisation und den zur Verfügung 

stehenden Hebearealen. Viele Lappenplas-

tiken können zusätzlich mit knöchernen 

Anteilen (sogenannte chimäre Lappen-

plastiken) kombiniert werden, um hier ge-

gebenenfalls simultan einen knöchernen 

Defekt im OP-Gebiet mit zu versorgen. 

Von Vorteil ist hier, dass der knöcherne 

Anteil der Lappenplastik vaskularisiert ist, 

während die oben beschriebenen Verfah-

ren zur Knochenrekonstruktion (Spongio-

sa oder corticospongiöse Späne) auf eine 

bereits im Vorfeld adäquat eingeheilte 

Weichteildeckung angewiesen sind und 

vom umgebenden Gewebe aus neovasku-

larisiert und integriert werden müssen. 

Abb. 4: Osteosynthetische Ausversorgung linker 

Unterschenkel, ca. 15 Monate nach Trauma. Ver-

fahrenswechsel auf intramedullären Marknagel 

mit additiver Spongiosaplastik (im Bild noch nicht 

abschließend mineralisiert). Der Unterschenkel 

ist belastungsstabil.
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Grundsätzlich sollte der venöse und arte-

rielle Anschluss der Lappenplastiken im 

Gesunden erfolgen, um das Risiko von 

thrombotischen Verschlüssen der Stielge-

fäße infolge traumabedingter Intimaschä-

den mit nachfolgendem Verlust des Ge-

webetransfers zu minimieren. Dies ist ge-

gebenenfalls durch ein- oder zweizeitig 

gelegte Veneninterponate (arterio-venö-

ser Loop) sicherzustellen.

Mit Einzug der perforatorbasierten Lap-

penchirurgie und Dank der technischen 

Fortschritte in der Mikrochirurgie hat sich 

inzwischen eine Vielzahl von unterschied-

lichen freien Lappenplastiken etabliert 

[13]. Die aufgrund ihrer Größe, ihres Ge-

fäßdurchmessers und ihrer -stiellänge ge-

bräuchlichsten freien Lappenplastiken 

sind die Musculus-latissimus-dorsi-Lap-

penplastik und die ALT(anterior lateral 

thigh)-Lappenplastik [14]. 

Im hier beschriebenen Fall kam aufgrund 

der Größe des Defektes die klassische La-

tissimus dorsi-Lappenplastik zur Anwen-

dung. Der Defekt konnte unter Einbezie-

hung einer Hautinsel suffizient gedeckt 

werden. Nach sicherem Einheilen der Lap-

penplastik konnte ca. ein Monat später die 

Versorgung der darunter liegenden Tibia-

defektzone mit Einbringen von Becken-

kammspongiosa und Marknagelung erfol-

gen. Zwischenzeitlich ist der Patient aus-

versorgt und nach abgeschlossener Pro-

thesenversorgung des rechten Unter-

schenkels sowie Schuhzurichtung links in 

der Lage, ohne zusätzliche Hilfsmittel frei 

zu gehen, siehe Abb. 3 & 4.

Fall 2: Motorische Ersatzplastik 

bei traumatischem Radialis- 

schaden

Ein 42-jähriger Patient erlitt im Ukraine-

konflikt eine Blast injury infolge eines Gra-

nateinschlages in eine Haubitze, die er be-

diente. In Kiew erfolgte zunächst die Pri-

märversorgung, bevor der Patient etwa 

einen Monat nach Verletzung zur weite-

ren Therapie nach Deutschland verlegt 

wurde. Bei Aufnahme zeigte sich folgen-

des Verletzungsmuster, siehe Abb. 5:

•  Mehrfragmentäre Humerusfraktur links. 

•  Mehrfragmentäre proximale Ulna- und 

Radiusfraktur links mit persistierender 

Ellenbogenluxation.

• Partielle Radialisparese links.

•  Mehrfragmentäre supracondyläre 

 Femurfraktur links.

•  Traumatische Fingeramputation D5 

links.

•  Multiple Weichteilverletzungen.

•  Multiple Fremdkörpereinsprengungen 

im Bereich des Gesichtes und partiell 

des Auges.

Sämtliche Wunden waren mit multiresis-

tenten Keimen kontaminiert und wiesen 

zum Teil putride Fisteln mit Osteomyeli-

tis der darunter liegenden Skelettanteile 

auf.

Die 1. Phase der 

Behandlung erwies 

sich als sehr zeit-

aufwendig und zog 

sich über Monate 

hin. Die Infektsa-

nierung mit wie-

derholten operati-

ven Débridements 

und Vakuumthera-

pie war durch In-

fektrezidive und ei-

ne wechselnde 

Keimflora geprägt. 

Im Rahmen einer 

fächerübergreifen-

den Zusammenar-

beit wurden die 

Verletzungen des 

Gesichtes mit be-

handelt. Für den 

Behandlungserfolg entscheidend war wei-

terhin eine durchgehende Präsenz von 

Sprachmittlern, der psychotraumatologi-

schen Betreuung sowie die Einbindung in 

ein soziales Netzwerk vor Ort, um die Fol-

gen der hygienisch-räumlichen, sprachli-

chen und kulturellen Isolation zu mildern. 

In Phase 3 der Behandlung machte ein 

persistierender Ausfall des N. radialis am 

linken Oberarm bzw. Ellenbogen mit der 

klassischen Symptomatik einer aufgeho-

benen Finger- und Daumenstreckung die 

Rekonstruktion der ausgefallenen Funk-

tionen mittels einer individuell der Defekt-

situation angepassten, motorischen Er-

satzplastik notwendig.

Motorische Ersatzplastiken bieten sich an, 

wenn ein nervenschadenbedingter Funk-

tionsverlust nicht konservativ oder durch 

Nervennaht bzw. Nerveninterponate 

(„Kabeltransplantate“) behoben werden 

kann. Sie finden seit dem Ende des vor-

letzten Jahrhunderts Verwendung und ha-

ben zum Prinzip, dass ein funktionieren-

der Muskel mit Sehne auf eine Sehne ohne 

Funktion umgesetzt wird [15, 16]. Die er-

forderlichen Lernvorgänge zur kortikalen 

Reprogrammierung des Bewegungsmus-

ters sind auch noch im hohen Alter mög-

lich. Grundvoraussetzung für eine erfolg-

reiche Ersatzplastik sind eine erhaltene 

freie passive Beweglichkeit der betroffe-

nen Gelenke, das Vorhandensein geeigne-

ter Ersatzmuskeln, deren Funktion von 

anderen Muskelgruppen übernommen 

Abb. 5: Ossärer Ausgangsbefund linker Ellenbo-

gen bei Aufnahme vier Wochen nach Trauma mit 

liegendem Fixateur externe sowie Kirschnerdräh-

ten. Explosionsbedingte Fraktur mit persistieren-

der Fehlstellung der Unterarmknochen und Luxa-

tion im Ellenbogengelenk bei destruiertem Radi-

uskopf.
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Abb. 6: Schematische Zeichnung der ausgefallenen Strecksehnen: Normal-

befund und nach erfolgter motorischer Ersatzplastik mit Vorspannung in  

Extension.
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werden kann und eine hohe Compliance 

für die Rehabilitation.

Verschiedene Techniken des Sehnentrans-

fers zur Kompensation des N.-radialis-

Ausfalls sind bekannt, von denen sich kei-

ne als überlegen durchgesetzt hat. Allen 

Techniken gemeinsam ist, die drei motori-

schen Funktionen des N. radialis wieder-

herzustellen: 

1)  Handgelenkextension (M. extensor 

carpi radialis brevis und longus) .

2)  Daumenextension (M. extensor polli-

cis longus). 

3)  Fingerextension in den Metakarpo-

phalangealgelenken (M. extensor di-

gitorum communis) .

Um die postoperativen Umlernprozesse 

zu erleichtern, kann ergänzend zu den 

klassischen physio- und ergotherapeuti-

schen Verfahren die propriozeptive neuro-

muskuläre Fazilitationstechnik (PNF) und 

Spiegeltherapie angewendet werden 

[17]. 

Im hier beschriebenen Fall wurde der M. 

flexor carpi ulnaris mit den Sehnen der 

Fingerstrecker gekoppelt. In leichter Ab-

wandlung der bekannten N.-radialis-Er-

satzverfahren wurde im vorliegenden Fall 

der M. flexor profundus des Kleinfingers 

mit der Sehne des M. extensor pollicis lon-

gus verbunden, da dieser nach traumabe-

dingtem Verlust des 5. Strahls zur Verfü-

gung stand, ohne einen zusätzlichen 

Spenderfinger in Mitleidenschaft zu zie-

hen (siehe Abb. 6, nur online). Eine Re-

konstruktion der Handgelenkstrecker war 

nicht erforderlich, da hier klinisch und 

neurophysiologisch eine ausreichende 

Restfunktion bestand.

Nach Rückkehr in sein Heimatland erfolg-

te im weiteren Verlauf eine erneute statio-

näre Aufnahme zur prothesengestützten 

Rekonstruktion des destruierten Ellenbo-

gens. Ein chirurgisch nicht beherrschbarer 

Implantatinfekt machte leider einen Pro-

thesenausbau erforderlich. Letztendlich 

kam der versteifte Ellenbogen über eine 

Knochenzementplombe und gestielte 

Split-Latissimus-dorsi-Lappenplastik zur 

Ausheilung. 

Als Ergebnis einer sich über mehr als zwei 

Jahre hinziehenden Versorgung ist der Pa-

tient nun mit einem deutlich bewegungs-

umfangsgeminderten Kniegelenk links 

über kurze Strecken im Alltag mobil und 

nutzt den linken Arm für leichte Alltags-

verrichtungen. Die Ersatzplastik am linken 

Handgelenk ermöglichte eine selbststän-

dige Körperhygiene und Selbstversorgung 

im häuslichen Umfeld. 

Zusammenfassung

Die vorgestellten Fallberichte geben einen 

kurzen Einblick in die Möglichkeiten der 

plastisch-rekonstruktiven Chirurgie bei 

Schuss- und Explosionstraumata. Diese 

Verletzungsentitäten sind regelhaft kom-

plex und bedürfen vieler Folgeeingriffe. 

Die begleitenden thermischen Schäden 

bei Explosionsverletzungen und die regel-

hafte Besiedelung oder Infektion mit mul-

tiresistenten Erregern stellen eine beson-

dere fachliche, personelle, logistische und 

infrastrukturelle Herausforderung für die 

behandelnde Einrichtung dar. Die Versor-

gung bedarf eines interdisziplinären An-

satzes mit Fokus auf septische, orthopä-

disch-unfallchirurgische und plastisch-re-

konstruktive Chirurgie. Das Behandlungs-

konzept ist mehrstufig und kann sich über 

Monate bis Jahre hinziehen. Je nach 

Schwere des ursächlichen Traumas ver-

bleiben erhebliche Bewegungs- und Funk-

tionseinschränkungen der betroffenen 

Gliedmaßen.

Dr. med. Katrin Ettmüller

 Dr. med. Thomas Schilling
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Die Literatur und Abb. 6 finden sich 

auf der Website www.laekh.de unter 

der Rubrik „Hessisches Ärzteblatt“. 

Multiple Choice-Fragen

Die Multiple Choice-Fragen zu dem Arti-

kel „Schuss- und Explosionsverletzungen: 

Rekonstruktion der Extremitätenfunkti-

on aus plastisch-chirurgischer Perspekti-

ve“ von Dr. med. Katrin Ettmüller und 

Dr. med. Thomas Schilling finden Sie 

nachfolgend abgedruckt und im Mitglie-

der-Portal (https://portal.laekh.de) so-

wie auf den Online-Seiten des Hessischen 

Ärzteblattes (www.laekh.de). Die Teil-

nahme zur Erlangung von Fortbildungs-

punkten ist ausschließlich online über das 

Mitglieder-Portal vom 25. April 2022 bis 

24. Oktober 2022 möglich. Die Fortbil-

dung ist mit zwei Punkten zertifiziert. Mit 

Absenden des Fragebogens bestätigen 

Sie, dass Sie dieses CME-Modul nicht be-

reits an anderer Stelle absolviert haben. 

Dieser Artikel hat ein Peer-Review-Ver-

fahren durchlaufen. 

Nach Angaben der Autoren sind die Inhal-

te des Artikels produkt- und/oder dienst-

leistungsneutral, es bestehen keine Inte-

ressenkonflikte. 
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Multiple-Choice-Fragen:  

Schuss- und Explosionsverletzungen...

VNR: 2760602022153130003                   (eine Antwort ist richtig)

1. Welche Aussage ist falsch?

1)  Die Versorgung von Schuss- und Ex-

plosionsverletzungen erfolgt analog 

zu den Versorgungsgrundsätzen eines 

Polytraumas.

2)  Die Knochen- und Weichteildefekte 

weisen meist eine Kontamination mit 

multiresistenten Keimen auf.

3)  Primär erfolgt zunächst die Optimie-

rung des kosmetischen Ergebnisses.

4)  Der Behandlungsverlauf dauert mit-

unter Jahre.

5)  Das Behandlungskonzept lässt sich in 

drei Stufen einteilen.

2. Welches ist die korrekte Aussage?

1)  In der Stufe der Erstversorgung und 

Infektkontrolle spielt der Lebenser-

halt „life before limb“ nur eine unter-

geordnete Rolle.

2)  Kontaminierte Wunden können im-

mer mit Vakuumtherapie behandelt 

werden.

3)  Bei einer Blast Injury lässt sich bei Pri-

märversorgung die definitive Scha-

densausdehnung erkennen.

4)  Jede Operation muss sorgfältig im 

Team vorausgeplant und Folgeeingrif-

fe bedacht werden.

5)  Es ist nicht erforderlich, alternative 

Versorgungsstrategien zu beden-

ken.

3. Welche Aussage trifft nicht zu?

1)  Eine Frührehabilitation sollte soweit 

möglich und sinnvoll zeitnah stattfin-

den.

2)  Die Compliance des Patienten spielt 

bei der Wahl des Rekonstruktionsver-

fahrens eine untergeordnete Rolle.

3)  Bei einer Frührehabilitation sind der 

Erhalt bzw. die Optimierung von 

Restfunktion, Prophylaxe von ruhig-

stellungsbedingten Kontrakturen, 

Adhäsionen und Funktionsdefiziten 

einige der wesentlichen Behand-

lungsziele.

4)  Motorische Ersatzoperationen eignen 

sich für Funktionsausfälle durch irre-

versible Nervenschäden oder schwer-

wiegende Muskeldefekte.

5)  Ein interdisziplinäres Versorgungs-

konzept ist von Beginn an erstrebens-

wert.

4. Identifizieren Sie die richtige Aussage.

1)  Chimäre Lappenplastiken mit Kno-

chenanteilen können nicht erfolgsver-

sprechend als freier Gewebetransfer 

verwendet werden.

2)  Die Musculus latissimus dorsi Lappen-

plastik kann nicht lokal angewendet 

werden.

3)  Beim Anschluss eines freien Gewebe-

transfers reicht das Anschließen der 

Stielarterie, da der venöse Abfluss 

durch ein Kapillarnetzwerk erfolgt.

4)  Die präoperative Darstellung der Ge-

fäßversorgung spielt beim Gewebe-

transfer nur eine untergeordnete 

Rolle.

5)  Infektfreiheit ist bei allen plastischen 

Rekonstruktionen eine wichtige Vo-

raussetzung.

5. Was ist bei motorischen Ersatzplasti-

ken nicht zutreffend?

1)  Es ist unwesentlich, ob der gewählte 

Ersatzmuskel eine relevante Funktion 

hinsichtlich Amplitude, Kraft und In-

nervation aufweist.

2)  Motorische Ersatzplastiken können so-

wohl an der oberen als auch unteren 

Extremität zur Anwendung kommen.

3)  Passiv frei bewegliche Gelenke sind ei-

ne der Grundvoraussetzungen.

4)  Physio- und Ergotherapie spielen für die 

Umlernprozesse eine wichtige Rolle.

5)  Zerebrale Lernvorgänge zur Repro-

grammierung des Bewegungsmusters 

sind auch noch im hohen Alter möglich.

6. Was ist korrekt?

1)  Es gibt nur eine funktionierende Vari-

ante der Ersatzplastik bei Ausfall des 

N. radialis.

2)  Die Motivation des Patienten ist nur 

von untergeordneter Bedeutung für 

den Therapieerfolg.

3)  Ein kompletter Ausfall des N. radialis 

hat drei motorische Funktionsausfälle 

zur Folge.

4)  Die Daumenstreckung erfolgt auch 

über die Sehnen des M. extensor carpi 

radialis brevis et longus.

5)  PFN (propriozeptive neuromuskuläre 

Fazilitation) und Spiegeltherapie sind 

für die Nachbehandlung ungeeignet.

7. Welche Aussage zu Kommunikations-

strategien des vorgestellten Behand-

lungskonzept trifft zu?

1)  Kollegen nichtoperativer Fachgebiete 

sollten nur in Ausnahmefällen im Rah-

men von Konsilen oder Fallkonferen-

zen involviert werden.

2)  Der Patient oder dessen soziales Um-

feld sollte wegen der Komplexität des 

Traumas besser nicht, oder nur auf 

ausdrücklichen Wunsch eingebunden 

und am Informationsfluss beteiligt 

werden. 

3)  Frühzeitige interdisziplinärer Fallkon-

ferenzen helfen, alle beteiligten Dis-

ziplinen auf den gleichen Informati-

onsstand zu bringen und eine opti-

male Behandlungsstrategie festzule-

gen.

4)  Gespräche mit dem Patienten und sei-

nen Angehörigen sollten idealerweise 

durch die Anästhesisten der Intensiv-

station erfolgen, da diese über größe-

re zeitliche Ressourcen und kommuni-

katives Geschick verfügen.

5)  Eine psychologische Betreuung der 

Patienten ist wichtig, muss prinzipiell 

aber erst nach Entlassung aus der 

Akutversorgung erfolgen.

8. Welche Aussage zur Blast Injury ist 

falsch?

1) Neben Schussverletzungen ist sie eine 

der für bewaffnete Konflikte und Kri-

sengebiete typische Verletzungsenti-

tät. 

2) Strategien zum Management eines 

Terroranschlags muss den Anfall von 

Explosionsverletzten mitberücksichti-

gen. 
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3)  Sie weist verschiedene schädigende 

Komponenten bzw. Schädigungsme-

chanismen auf.

4) Splitterschutzwesten können nur teil-

weise vor der Druckwelle und anderen 

Folgen einer Explosion schützen.

5)  Verletzungen dieser Art sind in 

Deutschland oder Europa noch nicht 

vorgekommen und auch nicht zu er-

warten.

9. Welche Aussage zu mikrobiologischen 

Aspekten einer Kriegswunde trifft zu?

1)  Resistenzen sind wegen der einge-

schränkten Verfügbarkeit von Anti-

biotika in Nicht-Industrieländern 

nicht oder nur selten zu erwarten.

2)  Bei der Defektdeckung spielt die 

Kenntnis der Keimbesiedelung oder 

vorhandener Infekte keine Rolle, da 

geeignete Breitband- und Reservean-

tibiotika Komplikationen vermeiden 

helfen.

3)  Die postoperative Versorgung von Pa-

tienten mit Kriegswunden ist nicht 

ressourcenintensiver als die anderer 

Traumapatienten, da eine Isolation in 

der Regel nur auf Intensivstation er-

forderlich ist. 

4)  Das Keimspektrum der besiedelten 

bzw. infizierten Wunden variiert über 

den Behandlungsverlauf nur wenig. 

5)  Die Rekonstruktion einer verletzten 

Extremität kann zeitlich wesentlich 

verzögert oder sogar unmöglich ge-

macht werden, sollten Erreger in einer 

Wunde nachgewiesen werden.

10. Welche Aussage trifft nicht zu?

1)  Für die Rekonstruktion eines Gewebs-

defektes stehen verschiedene Lap-

penplastiken und Verfahren zur Verfü-

gung.

2)  Gestielte Lappenplastiken sind opera-

tiv unkomplizierter, jedoch nicht im-

mer geeignet.

3)  Um OP-Zeit zu sparen, sollten grund-

sätzlich erst einfache Verfahren wie 

Hauttransplantationen und lokale 

Lappenplastiken genutzt werden, 

auch wenn sie mitunter wenig erfolg-

versprechend sind.

4)  Die Hebung einer Lappenplastik sollte 

immer sicher außerhalb der Verlet-

zung erfolgen.

5)  Komplexe Wunden der unteren Extre-

mität mit großflächig freiliegendem 

Knochen bedürfen nicht selten einer 

freien Lappenplastik zur sicheren De-

fektdeckung und Fortsetzung der os-

teosynthetischen Rekonstruktion.
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Mensch und Gesundheit

Klimaschutz:  

Praktische Umsetzung in der Hausarztpraxis

Nachdruck aus: Der Allgemeinarzt     

2022; 44(4): 51–53; online:                   

https://allgemeinarzt.digital/praxis

alltag/praxisfuehrung/klimaschutz-

praktische-umsetzung-hausarztpra 

xis-124099/ oder via Kurzlink:             

https://kurzelinks.de/va3v/

Die Klimakrise macht sich bereits heute in 

Deutschland bemerkbar, und sie ist nicht 

ohne Folgen für die tägliche hausärztliche 

Arbeit. Laut Beschluss des Ärztetags 2021 

soll der Gesundheitssektor bis 2035 klima-

neutral gestaltet sein. Doch was können 

Allgemeinärztinnen und Allgemeinärzte 

schon heute tun, um in ihrer Praxis einen 

Beitrag zu leisten? Im Folgenden einige 

konkrete Anregungen.

Seit 1950 ist die Anzahl der Hitzetage mit 

einer Temperatur von mehr als 30°C im 

Mittel um 11,4 Tage gestiegen, in den 

kommenden Jahren ist mit einem weite-

ren Anstieg zu rechnen [1]. Damit ver-

bunden ist die Zunahme von Extremwet-

terereignissen wie Hitzewellen, aber auch 

von Starkniederschlägen und Flutkata-

strophen [2].

Dies ist nicht ohne Folgen für die alltägli-

che (haus-)ärztliche Arbeit: Die Inan-

spruchnahme von ärztlichen Leistungen 

und die Überweisung in Krankenhäuser 

und Notaufnahmen steigen während Hit-

zeperioden sprunghaft an, Hitze führt 

gleichzeitig zu einer Zunahme der Sterb-

lichkeit [3, 4]. Besonders ältere und chro-

nisch kranke Menschen sowie Kleinkinder 

und Schwangere leiden unter den heißen 

Tagen und tropischen Nächten [5, 6].

Doch nicht nur Hitze belastet unsere Ge-

sundheit. Zu den zahlreichen weiteren 

Auswirkungen der Klimakrise zählen bei-

spielsweise auch die Einwanderung von 

zoologischen Vektoren wie der Tigermü-

cke, welche in der Lage ist, Erreger wie 

das Zika-, Chikungunya-, West-Nil- und 

Dengue-Virus zu übertragen, oder die 

Verlängerung der Pollensaison, die mit ei-

ner Zunahme und Verschlimmerung von 

Allergien einhergeht [7]. Abb. 1 zeigt zu-

sammengefasst die gesundheitlichen Aus-

wirkungen des Klimawandels [8].

Was können Hausärztinnen  

und Hausärzte tun?

Aufgrund zahlreicher direkter und indirek-

ter Auswirkungen der Klimakrise auf die 

Gesundheit ist es heute unerlässlich, über 

adäquate Versorgung klimaassoziierter Er-

krankungen Bescheid zu wissen. Daneben 

gibt es zwei weitere wichtige Aspekte in 

der Debatte um die Rolle von Ärztinnen 

und Ärzten in Bezug auf den Klimaschutz: 

Adaptation (d. h. die Anpassung des Ge-

sundheitssystems an die unvermeidlichen 

Auswirkungen der Erderhitzung, z. B. 

durch Hitzepläne für Praxen) und Mitiga-

tion (d. h. die Abschwächung der Erder-

hitzung, z. B. durch eine Reduktion von 

Treibhausgasemissionen).

Mitigation kann einerseits direkt erfolgen, 

denn der Gesundheitssektor bietet mit 

5–7 % Anteil am weltweiten CO
2
-Abdruck 

[9] ein enormes Einsparpotenzial. Ande-

rerseits können Menschen in Gesund-

heitsberufen durch ihre große Glaubwür-

Abb. 1: Gesundheitliche Auswirkungen des Klimawandels [8].
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digkeit besonders effektiv den politischen 

Diskurs beeinflussen und durch die hohe 

Reichweite in breite Gesellschaftsschich-

ten, z. B. im Rahmen der Gespräche mit 

ihren Patientinnen und Patienten, viele 

Menschen erreichen. Konkrete Maßnah-

men zum Klimaschutz haben hier einen 

doppelten Nutzen, denn die Art und Wei-

se, wie wir leben (insbesondere uns er-

nähren und bewegen), erhöht in vielen 

Fällen die Krankheitslast durch sogenann-

te nicht übertragbare Krankheiten (u. a. 

Adipositas, Diabetes und Herz-Kreislauf-

Erkrankungen) und ist gleichzeitig klima-

schädlich.

Die wichtigsten Schritte auf dem 

Weg zur klimafreundlichen Praxis

Wie der Ärztetag 2021 beschlossen hat, 

soll der Gesundheitssektor bis zum Jahr 

2035 klimaneutral werden [10]. Um 

Treibhausgasemissionen zu verringern, 

lassen sich auch in der eigenen Praxis ef-

fektive Maßnahmen setzen. Abb. 2 ver-

deutlicht, wo die größten Einsparpoten-

ziale einer durchschnittlichen Hausarzt-

praxis liegen [11]. 

Hier wird deutlich, dass verschriebene 

Medikamente und eingekaufte Güter mit 

rund 80 % für den Großteil der Emissionen 

verantwortlich sind. Die Mobilität der Pa-

tientinnen und Patienten sowie des Pra-

xisteams schlägt mit ca. 10 % zu Buche, 

Strom und Heizung machen nur etwa 7 % 

des CO
2
-Abdrucks einer Praxis aus. 

Als besonders leicht zu erreichende und 

effektive Einsparmaßnahme erweist sich 

die Vermeidung von Dosieraerosolen bzw. 

der Einsatz von medizinisch gleichwerti-

gen Pulverinhalatoren. So entspricht die 

Klimaschädlichkeit eines einzigen Dosier-

aerosols aufgrund des enthaltenen Treib-

gases einer Autofahrt von 190–280 km, 

bei einem Pulverinhalator sind es lediglich 

6–9 km [12, 13].

Im Bereich der Mobilität geht der Umstieg 

zu Nachhaltigkeit nicht nur mit der Re-

duktion von Emissionen, sondern auch mit 

zahlreichen positiven Effekten für die Ge-

sundheit einher. Beispielsweise wirken 

Radfahren und Laufen sich nicht nur posi-

tiv auf den Bewegungsapparat aus, son-

dern beugen auch kardiovaskulären Er-

krankungen vor und mindern depressive 

Symptome [14]. Weitere klimafreundliche 

Optionen sind z. B. 

ein Jobticket für 

Mitarbeitende oder 

das Angebot von 

Telefon- und Vi-

deosprechstunden.

Einfach und schnell 

umzusetzen ist 

auch der Wechsel 

zu Ökostrom. Ener-

giesparmaßnah-

men, wie ein Ther-

mostat mit Ruhe-

zeiten nachts und 

am Wochenende 

oder die Isolation 

von Fenstern, scho-

nen nicht nur den 

Geldbeutel, sondern auch das Klima. Beim 

Drucken rechnet sich der Umstieg von 

Einzel- auf Großdrucker inklusive Vorein-

stellung „Duplexdruck“ und einer toner-

sparenden Schrift – so reduziert z. B. 

„Century gothic“ gegenüber „Arial“ 30 % 

des Tintenverbrauchs.

Es gibt zahlreiche sinnvolle Maßnahmen, 

manche sind, je nach Rahmenbedingun-

gen, einfacher umzusetzen als andere. 

Daher hilft es, mit Dingen anzufangen, 

die einem leichtfallen, und Schritte um-

zusetzen, die besonders effektiv sind. 

Lohnend ist, von Beginn an das gesamte 

Praxisteam ins Boot zu holen und für das 

Erreichen gemeinsamer Ziele einen Zeit-

plan festzulegen.

Und noch viel wichtiger...

Die individuelle Einsparung von Treib-

hausgasemissionen bleibt ein Tropfen auf 

dem heißen Stein, wenn sie nicht von 

weitreichenden gesellschaftspolitischen 

Maßnahmen für eine nachhaltige, sozio-

ökonomische Transformation flankiert 

wird. Hier liegt großes Potenzial darin, aus 

dem Gesundheitssektor heraus Druck für 

einen gesellschaftlichen Wandel aufzu-

bauen, der uns ein gutes und gesundes Le-

ben auf einem gesunden Planeten ermög-

licht. Neben Engagement, z. B. in Arbeits-

gruppen von Fachgesellschaften, liegt ei-

ne Möglichkeit in der „klimasensiblen Ge-

sundheitsberatung“, also dem Einbezug 

Mensch und Gesundheit

Abb. 2: Treibhausgasemissionen einer durchschnittlichen Hausarztpraxis 

nach betrieblichen Teilbereichen.
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Klimasprechstunde

Um seine Patientinnen und Patienten 

über den Zusammenhang von Klima-

schutz und eigener Gesundheit aufzu-

klären, bietet der Gummersbacher Haus-

arzt Dr. med. Ralph Krolewski seit eini-

gen Jahren eine „Klima-Sprechstunde“ 

an – ein Konzept gegen die Klimakrise 

bei guter Patientenakzeptanz. Krolewski 

stellt im Deutschen Ärzteblatt das Pra-

xiskonzept vor [17]. Im Internet abruf-

bar unter https://kurzelinks.de/i1z1/

Fortbildungsangebote zu Planetary Health

Die Planetary Health Academy bietet 

vielfältige Bildungsformate zum Wis-

senserwerb und der Befähigung zum 

transformativen Handeln im Kontext 

von Planetary Health an. Unter dem 

Dach der Planetary Health Academy fin-

den sowohl Vorlesungsreihen als auch 

Workshops und Intensivkurse statt. Sie 

bietet darüber hinaus Vernetzungsmög-

lichkeiten. Das Angebot richtet sich ins-

besondere an Auszubildende, Studieren-

de und Beschäftigte aller Gesundheits-

berufe und steht weiteren Interessierten 

offen. Die nächste Vorlesungsreihe star-

tet am 4. Mai. Infos und Anmeldung: 

https://planetary-health-academy.de/
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klimasensibler Themen in die reguläre 

Konsultation mit Patientinnen und Patien-

ten. Dabei können neben klimaassoziier-

ten Krankheiten auch CO-Benefits ange-

sprochen werden, wie eine sowohl klima-

freundliche als auch gesunde Lebensweise 

(z. B. Vorteile einer überwiegend pflan-

zenbasierten Ernährung).

Fazit

Die Klima- und Umweltkrise ist die größ-

te globale Gesundheitsbedrohung des 

21. Jahrhunderts [15, 16]. Hausärztin-

nen, Hausärzte und Medizinische Fach-

angestellte genießen sehr großes Ver-

trauen bei ihren Patientinnen und Patien-

ten. Auch in Krisen stehen sie an vorders-

ter Front, sind vor Ort und übernehmen 

Verantwortung. Wenn sie sich vorberei-

ten, sprech- und handlungsfähig werden, 

können sie einen wichtigen Beitrag zur 

Vermeidung, aber auch Bewältigung der 

Klima- und Umweltkrisen leisten und 

Schaden von ihren Patientinnen und Pa-

tienten abwenden. Neben konkreten 

CO
2
-Einsparmaßnahmen sind die „klima-

sensible Gesundheitsberatung“ und ge-

sellschaftspolitisches Engagement wirk-

same Hebel, um sich für ein gutes und 

gesundes Leben auf einem gesunden Pla-

neten einzusetzen.

  Dr. phil. Marischa Fast1

  Max Bürck-Gemassmer1, 2

  Dr. med. Anne Hübner1

  Friederike von Gierke1

1 Deutsche Allianz Klimawandel und 

 Gesundheit e. V. (KLUG)

2 Niedergelassener Allgemeinarzt in Berlin

Weitere Informationen:

https://www.klimawandel-gesund

heit.de

https://planetary-health-academy.de

Die Literaturangaben finden sich in der 

Online-Ausgabe unter www.laekh.de.

Spende für Ukrainehilfe

Impfaktion in Wiesbaden erzielt 22.700 Euro 

Bei einer Corona-Impfaktion, die der Vor-

stand der Bezirksärztekammer Wiesba-

den mit Unterstützung ärztlicher Kolle-

ginnen und Kollegen in Wiesbaden durch-

geführt hat, wurde eine Summe von 

22.700 € eingenommen. Dieses Geld wur-

de von den Mitgliedern der Bezirksärzte-

kammer für die Ukrainehilfe gespendet. 

Empfänger sind „Aktion Deutschland hilft“ 

und „Ärzte ohne Grenzen“. „Wir haben als 

Ärztinnen und Ärzte unentgeltlich gear-

beitet, zusammen mit drei befreundeten 

Praxen. Die Impfungen wurden mit der KV 

Hessen abgerechnet und alle Einnahmen 

daraus gespendet“, sagte der Vorsitzende 

der Bezirksärztekammer Wiesbaden, 

Dr. med. Michael Weidenfeld, auf der De-

legiertenversammlung der Landesärzte-

kammer Ende März 2022 in Friedberg. Er 

hoffe, dass damit die Not der Menschen in 

der Ukraine etwas gelindert werden  

könne. (moeh)

22.700 Euro hat die Spendenaktion einiger Wiesbadener Ärztinnen und Ärzte für die Ukrainehilfe er-

zielt: Darüber freuen sich der Bezirksärztekammervorsitzende Dr. med. Michael Weidenfeld (links) zu-

sammen mit (alle von links): Dr. med. Adelheid Rauch, Dr. med. H. Christian Piper, Dr. med. Heike Rae-

strup sowie der neuen Ehrenpräsidentin der Landesärztekammer Hessen Dr. med. Ursula Stüwe, Dr. 

med. Susanne Johna, Dirk Paulukat und Dr. med. Christof Stork. Nicht auf dem Foto sind: Dr. med. Klaus 

Doubek, Dr. med. Siegfried Möller, Dr. med. Alexandra Dorn-Beineke, Dr. med. Egbert Reichwein.
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Aus den Bezirksärztekammern
„Für Mitmenschen  

aufopfern“ – Pflegerin 

erhält höchste hessi-

sche Auszeichnung

Zeynep Kallmayer, pflegerische Leite-

rin der Intensivstation C1 des Universi-

tätsklinikums Frankfurt, wurde im 

März stellvertretend für alle Pflegen-

den mit der Wilhelm-Leuschner- 

Medaille ausgezeichnet.

Seit mittlerweile zehn Jahren ist Zey-

nep Kallmayer Pflegedienst-Gruppen-

leitung für die Station C1 Intensiv am 

Universitätsklinikum Frankfurt. Die 

51-Jährige ist es gewohnt, unter ho-

hem Zeit- und Entscheidungsdruck zu 

arbeiten; oft geht es um Leben und 

Tod. Doch die vergangenen beiden Jah-

re der Corona-Pandemie waren für 

Kallmayer und ihre Kolleginnen und 

Kollegen besonders arbeitsintensiv. In 

Anerkennung der herausragenden psy-

chischen und physischen Leistung ver-

lieh ihr der hessische Ministerpräsident 

Volker Bouffier nun die höchste hessi-

sche Auszeichnung. (red)

Preisträgerin Zeynep Kallmayer
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„Durch die Reha habe ich einen riesigen Schritt 

 nach vorne gemacht“

Sabine Grimm, Ärztin in Weiterbildung aus Darmstadt, kämpft gegen Post-Covid 

Den Tag, an dem sie sich mit Covid-19 in-

fiziert hatte, kann Sabine Grimm genau 

benennen: Es war der 18. Januar 2021; die 

heute 28 Jahre alte Ärztin in Weiterbil-

dung war auf einer Station für geriatrische 

Patienten im Darmstädter Elisabethen-

krankenhaus tätig. Hier arbeitete sie mit 

vielen Patienten, die sich in Folge von De-

menz oder anderen Erkrankungen nicht 

an die Hygiene-Regeln halten können. Bei 

einem Patienten habe sie sich angesteckt. 

„Bei mir fing Corona zunächst harmlos mit 

Gliederschmerzen und Erkältungssympto-

men an“, erzählt Grimm. Nach und nach 

seien weitere Beschwerden hinzugekom-

men, wie Schnupfen, Kopf- und Glieder-

schmerzen, Übelkeit und Magen-Darm-

Probleme. Insgesamt schien Covid-19 bei 

ihr einen eher moderaten Verlauf zu neh-

men. Doch die Beeinträchtigungen waren 

auch nach einigen Wochen nicht über-

wunden. Als sie nach dem Abklingen der 

Akutsymptome zum ersten Mal wieder ei-

nen Spaziergang machte, merkte Grimm, 

dass sie sich nicht so fit fühlte wie ge-

wohnt. „Mir blieb die Luft weg und ich 

fühlte mich erschöpft.“ Kein ganz unbe-

kanntes Gefühl für die junge Frau, die sich 

sechs Jahre zuvor mit dem Epstein-Barr-

Virus infiziert hatte. Auch damals hatte sie 

sich müde und abgeschlagen gefühlt, sich 

nach der Erkrankung allerdings wieder 

vollständig erholt. „Nun ging es mir nach 

der Covid-Infektion ähnlich.“ 

Kaum mehr belastbar

Grimm nahm ihre Tätigkeit im Kranken-

haus wieder auf, doch die Symptome wur-

den immer schlimmer. „Ich war kaum 

mehr belastbar und litt zunehmend unter 

Erschöpfung. Zu Hause musste mein 

Mann alles erledigen. Für mich bestanden 

die Tage nur aus Arbeit und Erholungs-

phasen.“ Mit der Zeit entwickelten sich 

Herz-Kreislaufprobleme; Grimm hatte 

Herzrasen und Schweißausbrüche. Hinzu 

kamen kognitive Schwierigkeiten; ihr fiel 

es immer schwerer, sich Dinge zu merken. 

Nach zweieinhalb Monaten war die junge 

Ärztin nicht mehr in der Lage zu arbeiten. 

Erster Kontakt für die Krankschreibung 

war der Hausarzt, der Post-Covid diag-

nostizierte. Therapeutisch sei allerdings 

außer sanften Yoga-Übungen, Meditation 

und Atemübungen anfangs wenig Weg-

weisendes dabei gewesen, erinnert sich 

Grimm. Bewegung, sonst eher förderlich 

für die Erholung nach längerer Krankheit, 

habe sich als kontraproduktiv erwiesen 

und zu einer Verschlimmerung der Er-

schöpfungssymptome geführt. Selbst 

leichte Alltagsbelastungen wie Einkaufen 

im Supermarkt lösten bei ihr Reizüberflu-

tung und Ermattung aus.

Pacing-Konzept 

Etwas aufwärts ging es erst, als Grimm 

das Konzept „Pacing“ im Zusammenhang 

mit individuell angemessenem Energie-

management kennenlernte. „Dabei geht 

es darum, die eigene Belastungsgrenze zu 

erkennen und im Laufe des Tages immer 

innerhalb dieser zu bleiben“, erklärt sie. 

Werde diese Grenze überschritten, ver-

schlechtere sich die Symptomatik schon 

nach geringfügiger körperlicher und/oder 

geistiger Anstrengung. Immer wieder ha-

be sie die Erfahrung gemacht, dass es ihr 

tagelang schlecht ging, wenn sie sich für 

ihre Verhältnisse zu viel zugemutet hatte. 

Und sei es nur eine Einladung in der Fami-

lie gewesen. „Auch positive Erlebnisse 

strengten mich an. Je weniger ich machte, 

desto besser ging es mir.“ Im Juni 2021 

dachte sie, mit einer Wiedereingliederung 

in den Arbeitsalltag beginnen zu können. 

„Doch das ging leider nicht gut“.

Grimm begann mit Atemphysiotherapie. 

„Es fiel mir allerdings schwer, dem Thera-

peuten das Pacing-Konzept näher zu brin-

gen.“ Im Sommer stellte die Ärztin einen 

Reha-Antrag, parallel lief das Verfahren 

auf Anerkennung einer Berufskrankheit. 

Der Antrag wurde bewilligt, doch es dau-

erte sieben Monate, bis Grimm einen Re-

ha-Platz in einer BG-Klinik bekam – zu-

nächst für drei, dann für fünf Wochen. Ei-

ne „ausgesprochen gute Zeit“, in der sich 

ihr Zustand langsam verbesserte. 

Mensch und Gesundheit

S1-Leitlinie zu Post-Covid 

Grundlage für die Behandlung von Post-

Covid/Long-Covid ist die im Juli 2021 

von der Deutschen Gesellschaft für 

Pneumologie (DGP) in Kooperation mit 

weiteren Fachgesellschaften zu Post-Co-

vid/Long-Covid herausgegebene 

S1-Leitlinie: Ein klinisch-praktischer Leit-

faden, der bei Post-/Long-Covid-spezifi-

schen Symptomen „diagnostisch-thera-

peutische Orientierung auf dem Boden 

einer sehr häufig noch begrenzten Da-

tenlage“ liefern soll. Eine der Kernaussa-

gen der S1-Leitlinie ist, dass die Diagno-

se und Behandlung von Post-/Long- 

Covid eine generalistisch-interdisziplinä-

re Herangehensweise mit Blick auf den 

ganzen Menschen sowie eine Kontinui-

tät der Versorgung erfordert. Grund-

sätzlich könne die Diagnose eines Post-/

Long-Covid-Syndroms weder durch eine 

einzelne Laboruntersuchung noch durch 

ein Panel an Laborwerten diagnostiziert 

bzw. objektiviert werden. Ebenso schlös-

sen normale Laborwerte ein Post-/

Long-Covid-Syndrom nicht aus.     

 (Quelle: https://www.aerzteblatt.de/ 

nachrichten/125656)

Die Ärztin Sabine Grimm leidet jetzt schon seit 

über einem Jahr an Post-Covid-Symptomen.

F
o

t
o

: 
p

r
iv

a
t



Wichtig: Verständnis  

für die Erkrankung

Neben der Orientierung an dem Pacing-

Konzept und therapeutischen Angebo-

ten wie Physiotherapie und psychothera-

peutischer Begleitung seien das Ver-

ständnis für die Erkrankung und deren 

vielfältige Symptome in der Reha hilf-

reich gewesen, betont Grimm. „Für viele 

Kolleginnen und Kollegen in der Klinik 

waren meine Beeinträchtigungen auf 

Grund fehlender sichtbarer und objekti-

vierbarer Befunde schwer nachvollzieh-

bar gewesen“, erinnert sie sich. Etwas, 

das sie stark belastet habe. „Glücklicher-

weise habe ich einen verständnisvollen 

Chef“, ergänzt sie.

In der fünfwöchigen Reha konnte sich 

Grimm mit anderen Betroffenen austau-

schen, die ähnliche Symptome hatten. 

Viele der meist jungen Patienten stamm-

ten wie sie aus dem medizinischen oder 

sozialen Bereich, ein großer Teil von ihnen 

Frauen. „Durch die Reha habe ich einen 

riesigen Schritt nach vorne gemacht“, sagt 

Grimm. „Ich habe gelernt, dass ich meine 

Ressourcen einteilen muss und noch einen 

langen Weg vor mir habe, bis ich wieder 

arbeiten kann.“ Auch Sport sei nach wie 

vor kontraproduktiv. Das spreche zwar 

gegen jede Intuition und passe nicht in 

den Modus der Zeit, doch die Reha habe 

sie dahingehend innerlich gestärkt.

Frühzeitig Reha beantragen

„Ich kann jetzt langsam mit dem Aufbau be-

ginnen und dieses Jahr möglicherweise mit 

einer Wiedereingliederung starten. Das wä-

re mein großer Wunsch.“ Kolleginnen und 

Kollegen, die an Long-/Post-Covid erkrankt 

sind, rät sie dringend, sich eigenständig mit 

Pacing/Energiemanagement auseinander 

zu setzen und sich frühzeitig um einen Re-

ha-Platz zu kümmern. 

Katja Möhrle

Die Freude am eigenen Beruf weitergeben

Erwerb der Ausbildungsbefähigung für Medizinische Fachangestellte

Eine fundierte, gut begleitete Berufsaus-

bildung ist der Grundstein für die berufli-

che Handlungskompetenz der zukünfti-

gen Medizinischen Fachangestellten 

(MFA) und sichert den Fachkräftenach-

wuchs in der Praxis. 

Allerdings funktioniert Ausbildung nicht 

einfach „nebenher“. Verantwortlich für die 

Berufsausbildung der MFA sind Ärztinnen 

und Ärzte. Ihr Engagement für die dreijäh-

rige Ausbildung kostet Zeit, die im Praxis-

alltag meist nicht ausreichend vorhanden 

ist. Indem qualifizierte, bereits ausgebilde-

te MFA in die verantwortungsvolle Aufga-

be „Berufsausbildung“ einbezogen wer-

den, können Ärz-

tinnen und Ärzte 

zeitlich entlastet 

werden.

Anteilig können die 

MFA Aufgaben wie 

organisatorische 

Maßnahmen und 

die strukturierte 

Vermittlung von 

ausgewählten 

Lerninhalten über-

nehmen. Um Aus-

bildungsinhalte er-

folgreich zu vermit-

teln, sollte die me-

dizinische Fach-

kraft über ein 

Grundlagenwissen 

u. a. im Bereich Lehren und Lernen verfü-

gen. Die Carl-Oelemann-Schule (COS) 

bietet dafür die Fortbildung „Durchfüh-

rung der Ausbildung“ an. Mit Teilnahme 

an dieser Fortbildung wird die „Ausbil-

dungsbefähigung“ erworben. Damit bie-

tet die Landesärztekammer Hessen eine 

im Zeitumfang niedrigschwellige und auf 

den Aufgabenbereich angepasste Fortbil-

dung für MFA, die in der Berufsausbildung 

aktiv mitwirken möchten. 

Die 40-stündige Fortbildung „Durchfüh-

rung der Ausbildung“ gliedert sich in vier 

Schwerpunkte, die in Theorie und mit 

vielen praktischen Übungen vermittelt 

werden:

• Allgemeine Grundlagen

– Struktur, System und rechtliche Rah-

menbedingungen der Berufsbildung

•  Die/der Jugendliche in der Ausbildung

– Entwicklungspsychologische Grund-

lagen

• Organisation und Durchführung der

Ausbildung

– Ausbildung systematisieren und

strukturieren

– Ausbildung am Arbeitsplatz

– Lernerfolge kontrollieren und

Leistungen beurteilen

• Lernprozesse

– Lernprozesse fördern und zum

lebenslangen Lernen motivieren

– Lerntechniken vermitteln

– Lernschwierigkeiten und Verhaltens-

auffälligkeiten erkennen

Die Fortbildung wird regelmäßig in der COS 

durchgeführt. Aktuelle Termine werden auf 

der Website der COS veröffentlicht. 

Nächster Termin für die Fortbildung:

Mo., 25.07.–Fr., 29.07.2022

Anmeldeschluss: 04.07.2022

Informationen zum Lehrgang erhalten Sie 

bei der Carl-Oelemann-Schule:

Karin Jablotschkin, Fon: 06032 782-174, 

E-Mail: karin.jablotschkin@laekh.de

Gabriele Brüderle-Müller

Carl-Oelemann-Schule

Medizinische Fachangestellte helfen und unterstützen bei der Ausbildung 

des Nachwuchses. 
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Kinder in der SARS-CoV-2-Pandemie in Deutschland 

Die Stellungnahme des Instituts für Virologie der Charité im Anhörungsverfahren 

des Bundesverfassungsgerichts zur „Bundesnotbremse“ – und offene Fragen 

Kinder und Jugendliche in Deutschland 

waren in der Corona-Pandemie durch 

Schulschließungen, eingeschränkten 

Schulbetrieb, Maskentragepflichten und 

Pflicht-Testungen so lange und intensiv in 

ihren Rechten und Entwicklungsmöglich-

keiten eingeschränkt wie in kaum einem 

anderen Land in Europa. Dies hat unter 

anderem die Menschenrechtskommissa-

rin des Europarates Dunja Mijatović dazu 

veranlasst, die Zurücksetzung der Kinder 

in Deutschland deutlich zu kritisieren [1].

Im Hessischen Ärzteblatt wurde in mehre-

ren Beiträgen auf die bereits in den ersten 

Wochen der Pandemie publizierten, aber 

von der Politik praktisch nicht berücksich-

tigten Stellungnahmen pädiatrischer 

Fachgesellschaften und der Deutschen 

Gesellschaft für Krankenhaushygiene hin-

gewiesen und die in Schulen und Kinder-

gemeinschaftseinrichtungen ergriffenen 

Maßnahmen kritisiert [2–4]. 

Dennoch trat vor nunmehr einem Jahr, am 

23. April 2021, das Vierte Gesetz zum 

Schutz der Bevölkerung bei einer epidemi-

schen Lage von nationaler Tragweite, die 

sogenannte Bundesnotbremse, in Kraft, in 

der unter anderem bundesweit Präsenz- 

unterricht in Gemeinden mit einer 7-Ta-

gesinzidenz über 165/100.000 untersagt 

wurde [5]. Dagegen wurden verschiedene 

Beschwerden beim Bundesverfassungsge-

richt eingereicht. In zwei als Musterver-

fahren ausgewählten Beschwerden hier-

gegen kam das Bundesverfassungsgericht 

zu dem Ergebnis, dass diese Regelung zu-

lässig sei [6].

Signifikante Mängel 

Das Bundesverfassungsgericht hatte zur 

Vorbereitung seiner Entscheidung ein An-

hörungsverfahren eingeleitet und u. a. 31 

„sachkundige Dritte“ um fachliche Stel-

lungnahme zu einem mehrseitigen Fra-

genkatalog gebeten [7], darunter auch 

das Institut für Virologie der Charité, Uni-

versitätsmedizin Berlin (im Folgenden: 

„Charité-Stellungnahme“) [9]. Diese Cha-

rité-Stellungnahme diente dem Bundes-

verfassungsgericht unter anderem zur Be-

gründung, dass kein Mittel zur Verfügung 

gestanden hätte, das weniger einschnei-

dend, aber gleich wirksam wie Schul-

schließungen gewesen wäre. Dabei ver-

warf das Gericht – ohne mündliche Anhö-

rung – die von vielen Fachgesellschaften 

[8] sowie vom Europäischen Zentrum für 

die Prävention und die Kontrolle von 

Krankheiten (ECDC) [10] als praktikabel 

und sicher bewertete Maßnahmen wie 

Testungen und Hygienemaßnahmen (ein-

schließlich Masken) als „mildere Mittel“. 

Es lohnt sich, die Charité-Stellungnahme 

näher anzusehen – insbesondere im Ver-

gleich zu den Stellungnahmen der ande-

ren medizinischen, insbesondere pädiatri-

schen Fachgesellschaften. Tatsächlich 

weist die Charité-Stellungnahme zahlrei-

che, zum Teil signifikante Mängel, auf. Sie 

•  berücksichtigt den vorhandenen wis-

senschaftlichen Forschungsstand nicht 

ausreichend, 

•  gibt Ergebnisse der wenigen, aus-

gewählten Untersuchungen, die Beach-

tung finden, fehlerhaft wieder, 

•  begeht erhebliche methodische Fehler 

und 

•  zieht daraus epidemiologisch und sta-

tistisch nicht nachvollziehbare 

Schlussfolgerungen. 

Zu weiteren Details sei auf die ausführli-

che Version in der Online-Ausgabe 

05/2022 verwiesen. 

Die fachlichen Probleme der Stellungnah-

me wurden dem Bundesverfassungsge-

richt von den Verfahrensbeteiligten be-

reits sehr deutlich vor Augen geführt. Un-

ter anderem führt die Stellungnahme von 

Prof. Dr. med. Stefan N. Willich et al. [11] 

aus: „Die epidemiologischen und statisti-

schen Schlussfolgerungen [...] beruhen 

teilweise auf einer Interpretation, die die 

Maßnahmen und das Infektionsgesche-

hen in unrealistischer Weise monokausal 

verbindet.“ Es wird festgestellt: „Insge-

samt liegt zu diesem Aspekt deutlich 

mehr wissenschaftliche Evidenz vor, die in 

der Stellungnahme zu kurz kommt, und 

die z. B. in der Stellungnahme der Deut-

schen Gesellschaft für Pädiatrische Infek-

tiologie (DGPI) dargestellt wird. Auch 

zeitliche Zusammenhänge zwischen Maß-

nahmen und dem Infektionsgeschehen 

werden in der Stellungnahme nicht immer 

berücksichtigt.“ 

Während die Charité-Stellungnahme den 

Schulschließungen wesentliche schützen-

de, allerdings schwer quantifizierbare Aus-

wirkung zuschreibe, merken Willich et al. 

an, dass die in der Stellungnahme der Cha-

rité gänzlich unberücksichtigten Kontakt-

verfolgungsstudien zeigen, dass Kinder 

nur selten Kontaktpersonen anstecken, 

dass Ausbrüche in Schulen häufiger auf Er-

wachsene zurückgehen und in der Regel 

klein bleiben. Die Aussage einer „schüt-

zenden“ Auswirkung von Schulschließun-

gen können Willich et al. nicht bestätigen, 

denn „gleichzeitig gab es einen Lockdown 

mit Schließungen von Restaurants, Kul-

turveranstaltungen und Sportvereinen; 

die schützende Auswirkung kann also 

nicht einfach den Schulschließungen zu-

geschrieben werden“. 

Versäumnisse zu Lasten der 

Schwächsten der Gesellschaft

Die Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Bundesnotbremse sind 

aus verfassungsrechtlicher Sicht zum Teil 

heftig kritisiert worden. Aber auch aus 

medizinischer Sicht ist Kritik angebracht. 

Es ist nicht nachvollziehbar, wie eine fach-

lich so fehlerhafte Stellungnahme in ei-

nem wesentlichen Punkt zur Grundlage 

einer Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts werden konnte, obwohl an-

dere Stellungnahmen deutlich bessere 

Evidenz angeführt hatten und das Gericht 

auf die Mängel der Stellungnahme hinge-

wiesen wurde. Auf der Grundlage der von 

Fachverbänden präsentierten Evidenz 

hätte das Bundesverfassungsgericht viel-

mehr dem bis heute vorherrschenden 

Narrativ der gefährlichen Schulen und der 

Kinder als „Virenschleuder“ ein Ende set-

zen müssen. Folge dieses Versäumnisses 

zu Lasten der Schwächsten der Gesell-
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schaft ist, dass Kinder und Jugendliche in 

Deutschland auch heute noch stärker ein-

geschränkt werden als Erwachsene – wie 

nach unserer Kenntnis in kaum einem an-

deren europäischen Land. 

Prof. Dr. med. 

Ursel Heudorf

Ehemalige  

stellvertretende  

Leiterin des  

Gesundheitsamtes  

Frankfurt am Main

Die Beiträge in der Rubrik „Ansichten 

& Einsichten“ geben nicht unbedingt 

die Meinung der Redaktion wieder. Der 

ungekürzte Beitrag findet sich in der 

Online-Ausgabe 05/2022 zusammen 

mit Angaben der Referenzen. 
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Nach einer coronabedingten Pause sind 

die Fortbildungskurse in der Akademie für 

Ärztliche Fortbildung in Bad Nauheim, die 

es Arztpraxen ermöglichen, die Arbeitssi-

cherheit und den Gesundheitsschutz in ih-

rer Praxis selbst zu organisieren, erfolg-

reich wieder angelaufen. Die Kurse im ers-

ten Halbjahr sind bereits ausgebucht. Die 

Möglichkeit der Teilnahme besteht wieder 

ab September 2022 (Termine siehe Kas-

ten). 

Nach den Vorgaben des Arbeitssicher-

heits- und Arbeitsschutzgesetzes sind 

auch Arztpraxen verpflichtet, den Ar-

beits- und Gesundheitsschutz in ihrer Pra-

xis zu organisieren. Hierdurch sollen Un-

fälle wie beispielsweise Nadelstichverlet-

zungen vermieden und die Gesundheit 

der Beschäftigten geschützt und erhalten 

werden. Als Grundlage aller Maßnahmen 

ist eine Gefährdungsbeurteilung zu erstel-

len, die auch besondere Beschäftigten-

gruppen wie Schwangere und Jugendliche 

umfasst. Die arbeitsmedizinische Vorsor-

ge der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

ist zu organisieren, Betriebsanweisungen 

und ein Hautschutzplan müssen vorgehal-

ten werden, die elektrischen Geräte sind 

zu prüfen, Unterweisungen zu allen wich-

tigen Themen des Arbeits- und Gesund-

heitsschutzes sind regelmäßig durchzu-

führen. Hierzu müssen Arztpraxen eine 

betriebsärztliche und sicherheitstechni-

sche Betreuung sicherstellen.

Bereits seit 2010 bietet die Fachkundige 

Stelle der Landesärztekammer Hessen in 

Kooperation mit der zuständigen Berufs-

genossenschaft (BGW – Berufsgenossen-

schaft für Gesundheitsdienst und Wohl-

fahrtspflege) im Rahmen des ärztlichen 

Fortbildungsprogramms in Bad Nauheim 

sogenannte Motivations- und Informati-

onsmaßnahmen MIMA („Grundschu-

lung“) sowie Fortbildungsmaßnahmen 

FOBI (Auffrischschulung alle fünf Jahre) 

an. Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte 

erfahren im Rahmen dieser Kurse in klei-

nen Gruppen alles Notwendige rund um 

das Thema Arbeitssicherheit und Gesund-

heitsschutz in Arztpraxen und erhalten 

außerdem die Möglichkeit, sich interaktiv 

zu diesem Thema auszutauschen. 

Für alle Fragen rund um das Thema steht 

Ihnen die fachkundige Stelle der Landes-

ärztekammer zur Verfügung. Informatio-

nen siehe Kasten und im Internet unter 

www.laekh.de → Ärztinnen und Ärzte → 
Betriebsärztliche Betreuung von Arztpra-

xen. Der QR-Code im Kasten führt direkt 

dorthin. 

 Dr. med. Vera Stich-Kreitner

 Dr. med. Adelheid Rauch

 AbBA-Beauftragte LÄK Hessen

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Alternative betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung von Arztpraxen 

(AbBA) erfolgreich wieder angelaufen

AbBA: Termine und Ansprechpartner

Termine 2022 

FOBI 22.6.22 (ausgebucht)

FOBI 13.7.22 (ausgebucht) 

FOBI 14.09.22 (wenige freie Plätze)

MIMA 19.10.22 (ausgebucht)

FOBI 09.11.22

FOBI 14.12.22

MIMA 18.01.23

Kontakt/Anmeldung

Der QR-Code für Smartphones führt  

direkt zu Infos auf der Website  

www.laekh.de

MIMA = Basisschulung

FOBI = Auffrischungsschulung

Sigrid Knodt

Fachkundige Stelle AbBA

Bezirksärztekammer Wiesbaden 

Fon: 0611 97748-0 

E-Mail: abba@laekh.de

Ärztekammer
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1.5478437; 

[46]  Keilani F. Die Ja-Sager aus Karlsruhe 

winken die strittigen Massnahmen 

einfach durch, https://www.nzz.ch/

meinung/der-andere-blick/verfas 

sungsgericht-winkt-corona-not-

bremse-einfach-durch-ld.1657918.

Ansichten und Einsichten
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Die Impfpflicht ist vom Tisch – sämtliche 

Anträge sind im Bundestag gescheitert. 

Doch die Frage bleibt: Reichen die Impf-

empfehlungen und die bislang erreichten 

Impfquoten auch für die absehbaren wei-

teren Wellen und neuen Varianten aus? 

Oder braucht es doch eine Impfpflicht? 

Darüber diskutierten Anfang März drei 

Experten aus medizinischer, historischer 

sowie ethischer und rechtlicher Sicht un-

ter der Moderation von Prof. Dr. med. Ur-

sel Heudorf, 1. Geschäftsführendes Vor-

standsmitglied des Förderkreises Bad 

Nauheimer Gespräche e. V., auf einer Live-

Online-Veranstaltung.

Vom Impfstoff zum  

Impfprogramm

„Das Impfen ist das erfolgreichste medizi-

nische Interventionskonzept, das in der 

gesamten Zeit der Medizin erfunden wur-

de“, betonte Prof. Dr. med. Fred Zepp, 

Facharzt für Pädiatrie und seit 25 Jahren 

Mitglied der Ständigen Impfkommission 

(STIKO). Allerdings sei nicht jeder Impf-

stoff auch für jeden nützlich. Der sinnvolle 

Einsatz und Umgang mit verfügbaren 

Impfstoffen wird von der 1972 gegründe-

ten STIKO gesteuert. „Die STIKO entwi-

ckelt Empfehlungen zur Durchführung 

von Impfungen, zur Durchführung von 

prophylaktischen Maßnahmen und hat die 

Aufgabe, Impfkonzepte dahingehend zu 

bewerten, mögliche Risiken mit dem Vor-

teil abzuwägen, die eine Impfung hat“, er-

läuterte Zepp. Ziel seien Empfehlungen im 

öffentlichen Interesse, die für das Zusam-

menleben, für das Individuum, aber auch 

für die Gesellschaft von Bedeutung seien. 

Zepp betonte, dass die Empfehlungen der 

STIKO stets nach dem Stand der Wissen-

schaft entwickelt und angepasst würden. 

Entscheidend für die Entwicklung einer 

Impfempfehlung sei die Frage, welche 

Impfziele damit erreicht werden könnten. 

Solche Impfziele seien die Verhütung von 

Krankheit, die Vermeidung von Infektio-

nen sowie das Verhindern von Komplika-

tionen. Ideal sei eine Impfung dann, wenn 

diese den Erreger eliminiere, wie z. B. bei 

der Pocken-Impfung. Voraussetzung da-

für sei jedoch, dass das Virus ausschließ-

lich im Menschen pathogen sei. „Wir kön-

nen nicht jedes Lebewesen auf diesem 

Planeten impfen. Insofern können wir eine 

Eradikation bei Kinderlähmung oder Ma-

sern erreichen, aber nie bei Covid-19.“ Üb-

licherweise sei auch die Reduktion von 

Krankheitskosten bei solchen Entschei-

dungen von Bedeutung – nicht aber in der 

aktuellen Pandemie. Außerdem würden 

Impfungen aus Solidaritätsgründen emp-

fohlen, z. B. um besonders gefährdete 

 Individuen zu schützen. 

STIKO und EMA

Was unterscheidet die STIKO-Empfehlung 

von der Zulassung durch die Europäische 

Arzneimittelagentur (EMA)? Zepp erklär-

te, dass die EMA auf Antrag eines pharma-

zeutischen Unternehmens Studiendaten 

hinsichtlich Wirksamkeit, Reaktogenität 

und Sicherheit in Relation zur Krankheits-

last prüfe. Diese Daten leite die EMA dann 

an die STIKO weiter. Die bewerte hinge-

gen die Krankheitslast, was mit dem Impf-

stoff in welcher Personengruppe erzielt 

werden könne und betrachtet mögliche 

gesundheitliche Vorteile sowie Risiken 

durch eine Impfung. Dieser Zulassungs-

prozess dauere normalerweise zwischen 

zwei bis fünf Jahren. In der Pandemie habe 

man das deutlich beschleunigt mit einem 

sogenannten rollierenden Verfahren. Des-

halb seien die Impfstoffe auch nur bedingt 

zugelassen. D. h. die Hersteller müssten 

weitere Daten liefern, ansonsten verfalle 

die Zulassung nach einem oder zwei Jah-

ren. Parallel dazu erarbeite die STIKO ihre 

Empfehlungen. „Die STIKO empfiehlt nur“, 

betonte Zepp. „Die Hoheit für die Imple-

mentierung dieser Empfehlungen liegt bei 

den Gesundheitsbehörden der Länder.“ 

Die heutigen Impfstoffe wurden für die 

Ursprungsvariante des Virus von Anfang 

2020 entwickelt. „Wir haben großes 

Glück, dass in der Folge mit der Alpha- und 

Beta-Variante des Virus die Impfstoffe im-

mer noch gut gepasst haben“, so Zepp. Bei 

der Delta-Variante passte der Impfstoff 

schon nicht mehr optimal. „Wenn wir über 

eine Impfpflicht sprechen, ist es wichtig zu 

berücksichtigen, haben wir denn über-

haupt einen passenden Impfstoff?“ Die ak-

tuell verfügbaren Impfstoffe schützen ge-

gen Omikron, haben jedoch nur eine kurze 

Wirksamkeitsdauer. Die Frage sei daher: 

Welches Impfziel könnte mit einer allge-

meinen Impfpflicht ab dem 18. Lebensjahr 

aktuell überhaupt erreicht werden?

Die Geschichte des Impfens

„Seit mehr als 200 Jahren haben die Deut-

schen Erfahrungen mit der Impfpflicht“, 

leitete Prof. Dr. Malte Thießen, Historiker 

an der Universität Münster, seinen Vortrag 

ein. Was können wir daraus für die aktuel-

le Situation lernen? 1874 wurde erstmals 

eine allgemeine Impfpflicht gegen Pocken 

für ganz Deutschland eingeführt. Ende 

der 1970er-Jahre galten die Pocken 

schließlich als ausgerottet. 

Die Erfahrung zeige: Die Impfpflicht er-

höhte (zumindest) kurzfristig die Impf-

quote, weil sich die „Bequemen“ oder 

noch Zögernden mit Druck leichter be-

wegen ließen. Impfung war nicht nur eine 

gesundheitliche, sondern auch eine ge-

sellschaftliche Aufgabe. Ein weiterer Vor-

teil sei demnach die Immunität als sozia-

les Projekt. „Die Impfpflicht verbindet das 

Individuum mit dem Allgemeinwohl. Sie 

machte deutlich, dass es bei der Impfung 

nie nur um uns oder unsere Kinder, son-

dern um uns alle geht“, so Thießen. Au-

ßerdem sei eine Impfpflicht doppeldeu-

tig, in dem Sinne, dass sie nicht nur die 

Staatsbürger, sondern auch den Staat be-

treffe. Er müsste dafür Sorge tragen, dass 

überall sicherer Impfstoff zur Verfügung 

stünde. 

Mit Beginn der allgemeinen Impfpflicht 

gegen Pocken wurde auch über die Nach-

teile intensiv diskutiert. So kam es damals 

zu einer regelrechten Mobilisierung der 

Impfkritik, indem entsprechende Vereine 

von Impfgegnern und Kritikern wie Pilze 

aus dem Boden schossen, erläuterte Thie-

ßen: „Impfgegner machten lautstark auf 

sich aufmerksam, demonstrierten auf den 

Straßen, verteilten Flugblätter, Plakate, 

Zeitungen und Broschüren.“ Problema-

tisch sei, dass durch die Pflicht viele Men-

schen im Sinne der Kritiker mobilisiert 

wurden, die mitunter noch für das Impfen 

zu gewinnen gewesen wären. 

Bad Nauheimer Gespräche

Covid-19 aktuell: Impfempfehlung oder Impfpflicht
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Auch hätte sich die Impfpflicht gegen Po-

cken als gewaltige Ressourcenverschwen-

dung bei der Umsetzung, Kontrolle und 

Sanktionierung erwiesen. Die Impfpflicht 

sei dabei ein stumpfes Schwert gewesen. 

„Zwangsimpfungen sorgten für schlechte 

Presse. Selbst Befürworter der Impfpflicht 

hielten körperliche Gewalt für übergrif-

fig.“ Man beließ es stattdessen bei Geld- 

oder Gefängnisstrafen, deren Wirkung je-

doch enttäuschten.

Ein weiteres Problem der Impfpflicht: Sie 

befördere Fälschungen und verstecke In-

fektionsherde. Und letztlich unterstelle die 

Impfpflicht allen Menschen das Unvermö-

gen, rational und solidarisch zu handeln.

Freiwillige Impfprogramme

Die Pockenimpfpflicht blieb – zumindest 

in Westdeutschland – die einzige allge-

meine Impfpflicht. Alle späteren Program-

me setzten auf Freiwilligkeit. „Diese 

Schutzimpfungen wurden massiv bewor-

ben, auch weil seit den 1920er-Jahren 

zum ersten Mal Pharmaunternehmen 

Impfungen zu ihrer Sache machten“, er-

klärte Thießen. Hinzu kam außerdem ein 

neuer Ansatz: Die Impfung sollte zum 

Menschen kommen und nicht umgekehrt. 

Man setzte auf niedrigschwellige Angebo-

te, auf Einladungen per Post, nicht zuletzt 

auf Aufklärung. Der Erfolg war beeindru-

ckend: Bei der freiwilligen Aktion gegen 

Diphterie lag die Impfquote zwischen 

92–98 %, bei der Pockenimpfung hinge-

gen, die zu dieser Zeit nach wie vor eine 

Pflichtmaßname war, war lag sie „nur“ 

zwischen 70- und 80 %. 

Das Impfen wurde individueller: Seit den 

1970er-Jahren wanderte es als Kassenleis-

tung in die Arztpraxen. „In historischer 

Perspektive scheint Freiwilligkeit also ein 

Erfolgsmodell zu sein. Die Quote aller 

Standardimpfungen lag seit den 1980er-

Jahren fast immer über 90 %“, so Thießen.

Politischer Handlungsdruck

Woher kommt die aktuelle Sehnsucht 

nach einer Impfpflicht? Thießen erklärt 

dies mit dem hohen Handlungsdruck der 

Akteure der Gesundheitspolitik: Impfun-

gen seien nach wie vor das Beste, was wir 

haben. Sie böten in diesem Fall aber nur 

einen relativen Schutz. Für die Akzeptanz 

des Impfprogramms sei das ein Problem. 

Impfungen werfen immer auch soziale Fra-

gen auf. Impfprogramme seien ein Test auf 

die solidarischen Bindekräfte einer Gesell-

schaft. Die individuelle Risikoabwägung zu-

ungunsten des Allgemeinwohls sei auch die 

Folge eines Gesundheitskonzepts, das seit 

den 1970er-Jahren Erfolge feiere: das prä-

ventive Selbst. Die Vorstellung von der 

Selbstoptimierung des Körpers und dass 

Vorsorge Selbstsorge sei, habe die soziale 

Dimension des Impfens immer weiter aus 

dem Blick gedrängt. Die Impfpflicht sei da-

her ein Versuch, die soziale Frage wieder in 

den Fokus zu rücken. 

Formale und inhaltliche Defizite 

des Gesetzentwurfs

Die ethischen und verfassungsrechtlichen 

Probleme einer allgemeinen Impfpflicht 

gegen SARS-CoV-2 nahm der dritte Refe-

rent des Abends, Prof. Dr. Steffen Augs-

berg, Jurist an der Universität Gießen und 

Mitglied des Deutschen Ethikrates, in den 

Blick. So sei das Gesetzgebungsverfahren 

in vielerlei Hinsicht defizitär. Problema-

tisch sei, dass die Fraktionsdisziplin im 

Bundestag nicht eingehalten werden müs-

se. „Das ist eine implizite Abwertung des 

parlamentarischen Verfahrens“, urteilte 

Augsberg.

Unklar sei, was mit dem Gesetz erreicht 

werden solle und wie man z. B: rechtferti-

gen könne, alle Volljährigen in die Impf-

pflicht einzubeziehen. Im Frühjahr 2020 

sei man davon ausgegangen, dass die In-

fektiosität infolge der Impfungen rasant 

und signifikant sinke. Auch sei man davon 

ausgegangen, dass Geimpfte sich und an-

dere nicht anstecken. Angesichts der Wei-

terentwicklung des Virus mussten wir ler-

nen, dass diese Aussage nicht mehr zu-

trifft. Auch dürfe die Diskussion über Ne-

benwirkungen nicht vernachlässigt wer-

den. „Das Vertrauen in die Impfstoffe ge-

winnen wir nicht, in dem wir Kritiker ab-

watschen, sondern uns mit auch abwegi-

gen Argumenten auseinandersetzen und 

entsprechend versuchen, auf rationale 

Weise damit umzugehen.“ Die Impfung 

biete einen guten Schutz vor schwerer Er-

krankung und vor Hospitalisierung, wes-

halb nach Ansicht Augsbergs für Perso-

nen mit erhöhtem Risiko diese Impfung 

wichtig ist. Von einer Gesamtpflicht für 

die erwachsene Bevölkerung nimmt er je-

doch Abstand. 

Die Impfpflicht sei ein Versuch, die eine 

richtige Lösung zu finden, resümiert 

Augsberg. Eine Maßnahme, die endlich 

das Ende der Pandemie bedeute. „Wir 

werden es nicht schaffen, das Virus soweit 

zu eliminieren, das wir keinerlei Krank-

heitsfälle mehr haben und auch keine To-

desfälle. Aber wir müssen lernen, mit die-

sem Virus zu leben und die Risiken einzu-

gehen, die damit einhergehen, handhab-

bar zu machen.“ Ein wesentliches Mittel 

dafür seien die Impfungen. Doch sei es zu 

kurz gegriffen, mit einer Impfpflicht alles 

andere vergessen machen zu können. 

Maren Siepmann

LÄKH fordert Impfnachweispflicht

Die Delegiertenversammlung der Lan-

desärztekammer Hessen hat an die Lan-

despolitik appelliert, sich auf Bundesebe-

ne dafür einzusetzen, eine zeitlich be-

fristete, allgemeine Impfnachweispflicht 

gegen SARS-CoV-2-Viren einzuführen. 

Die Ärztevertreterinnen und -vertreter 

wiesen am 26. März in Friedberg darauf 

hin, dass derzeit nur 58 % der Bevölke-

rung vollständig gegen das Coronavirus 

geimpft sind (zwei Impfungen plus Auf-

frischimpfung). Auch wenn eine Imp-

fung keine sterile Immunität erzeuge, er-

krankten vollständig Geimpfte seltener 

schwer, müssten deutlich seltener im 

Krankenhaus behandelt werden und er-

krankten auch seltener an Long-Covid.

„Aufgrund der andauernden pandemi-

schen Lage ist die Wahrscheinlichkeit, 

dass sich weitere Virusvarianten entwi-

ckeln, hoch. Damit es im Herbst nicht er-

neut zu einer starken Belastung oder gar 

Überlastung des Gesundheitswesens 

kommt und erneut einschränkende 

Maßnahmen im Alltag eingeführt wer-

den müssen, ist eine hohe Impfquote, 

insbesondere der älteren Bevölkerung 

erforderlich“, erklärten die Delegierten.
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Serie Teil 16: Patientensicherheit – Start und Zielpunkt in der Qualitätssicherung

Die HKG – Patientensicherheit für die hessischen 

Krankenhäuser

Als Interessenvertretung der rund 135 

hessischen Kliniken übernimmt die Hessi-

sche Krankenhausgesellschaft (HKG) um-

fassende Aufgaben in der Gesundheitspo-

litik und -versorgung. Dabei spielt die Pa-

tientensicherheit stets eine sehr wichtige 

Rolle. Ein Gespräch mit Prof. Dr. med. 

Steffen Gramminger, dem geschäftsfüh-

renden Direktor der HKG und Christina 

Grün, der Leiterin des Geschäftsbereichs 

Medizin und Qualität.

Was hat die HKG mit Patientensicherheit 

zu tun? 

Prof. Dr. med. Steffen Gramminger: Die 

HKG ist stark in die Mitgestaltung und 

Weiterentwicklung der hessischen Kran-

kenhaus- und Gesundheitsversorgung in-

volviert, bei der die Patientensicherheit 

ein wesentlicher Leitgedanke ist. 

Daneben unterstützt die HKG die Kliniken 

ganz konkret bei der Umsetzung gesetzli-

cher Vorgaben, wie z. B. dem Patienten-

rechtegesetz, mit dem die Patientensi-

cherheit weiter gestärkt wurde. Aber auch 

beispielsweise durch das Arzneimittel- 

und Medizinprodukte- oder das Infekti-

onsschutzgesetz wurden umfassende Re-

gelungen für die Patientensicherheit ge-

troffen, die es gilt, in der täglichen Be-

handlungsroutine umzusetzen. Weiterhin 

berät die HKG die Kliniken im direkten 

Dialog, bietet Seminare an und vertritt ih-

re Mitgliedskrankenhäuser in Gremien 

und Institutionen wie dem Landesbeirat 

für Patientensicherheit und mehr. 

Welche Ziele hat die HKG in Bezug auf 

Patientensicherheit? 

Christina Grün: Die Patientensicherheit 

hat vielfältige Aspekte und Ziele. Eines 

herauszugreifen würde der Wichtigkeit 

der verschiedenen Themen nicht ge-

recht. Zusammenfassend geht es um die 

Bündelung vielfältiger Aktivitäten, Initia-

tiven und Projekte zur stetigen Weiter-

entwicklung und Verbesserung der Ge-

sundheitsversorgung. Dabei muss eine 

Kommunikationskultur geschaffen wer-

den, die es ermöglicht, über Fehler- oder 

Schadensereignisse zu sprechen, um oh-

ne Angst vor Sanktionen daraus lernen zu 

können.

Seit wann ist Patientensicherheit

 für die HKG ein Thema?

Gramminger: Patientensicherheit ist in 

den hessischen Krankenhäusern und der 

HKG schon immer ein maßgebliches 

Thema. Bereits mit dem Aufbau der Ge-

schäftsstelle Qualitätssicherung (GQH) 

im Jahr 1995, damals als Teil der HKG, 

wurde ein Meilenstein gesetzt. Weitere 

markante Jahreszahlen sind sicherlich 

2013, in dem mit dem Gesetz zur Verbes-

serung der Rechte von Patientinnen und 

Patienten ein Schwerpunkt auf die Pa-

tientensicherheit gelegt wurde. Und 

auch 2014 mit der Gründung der Initiati-

ve Patientensicherheit und Qualität in 

Hessen gemeinsam mit dem Hessischen 

Ministerium für Soziales und Integration 

(HMSI) sowie 2019 mit dem Erlass der 

Patientensicherheitsverordnung [1] in 

Hessen. 

Was war das erste „Patientensicherheits-

projekt“ der HKG? 

Gramminger: Patientensicherheit ist ein 

wesentlicher Teilbereich in der Medizin. 

Ziel einer jeden Behandlung ist es, den Ge-

sundheitszustand eines Menschen zu ver-

bessern, ohne Fehler oder Schäden zu ver-

ursachen. Dieses Bemühen zeigt sich in 

vielfältigen Initiativen unter Beteiligung 

der HKG wie z. B. in eindeutigen Patiente-

nidentifikationen, in Maßnahmen zur Stei-

gerung der Arzneimitteltherapiesicher-

heit oder Verfahren wie der Tupferkon-

trolle. Nicht zu vergessen sind aber auch 

Morbiditäts- und Mortalitätskonferenzen 

(MMK), die seit vielen Jahren in den Klini-

ken etabliert sind. Entscheidend mitge-

wirkt hat die HKG insbesondere bei der 

Entwicklung und Umsetzung des MRE-

Projektes (multiresistente Erreger) der 

Landesarbeitsgemeinschaft Qualitätssi-

cherung Hessen (LAGQH) [2].

Patientensicherheit

Prof. Dr. med. Steffen Gramminger ist 

seit Februar 2020 geschäftsführender 

Direktor der Hessischen Krankenhaus-

gesellschaft, wo er ab September 2018 

als Geschäftsführer mit Schwerpunkt, 

Medizin, Qualität und Finanzierung tätig 

war. Nach seiner Assistenzarztzeit in der 

Chirurgie arbeitete er ab 2000 am 

Ev. Krankenhaus in Bad Dürkheim als 

Medizincontroller, wurde 2011 zum Ver-

waltungsdirektor berufen und über-

nahm 2012 als Bereichsleiter Kranken-

haus die Gesamtverantwortung für bei-

de Krankenhäuser des Landesvereins für 

Innere Mission. 2014 übernahm er als 

Ärztlicher Geschäftsführer zusammen 

mit dem Kaufmännischen Geschäftsfüh-

rer die Leitung des Klinikum Darmstadt. 

2007 schloss er den Masterstudiengang 

Management von Gesundheits- und So-

zialeinrichtungen an der Technischen 

Universität Kaiserslautern ab, ist Grün-

dungsmitglied und ehemaliger Vor-

standsvorsitzender der Deutschen Ge-

sellschaft für Medizincontrolling e. V. 

und hat seit 2012 die Professur für Medi-

zincontrolling an der MSH Medical 

School Hamburg inne.
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Wie hat sich der Blickwinkel auf Patien-

tensicherheit aus Sicht der HKG im Laufe 

der vergangenen Jahrzehnte verändert? 

Gramminger: Patientensicherheit bedeu-

tet für uns nicht nur das Aufdecken von 

Fehlern und Schäden, sondern das För-

dern einer Kommunikationskultur, um 

künftige Schadensereignisse zu vermei-

den. Das heißt aus Fehlern zu lernen und 

best-practice-Ansätze zu teilen. Dabei 

bietet die Digitalisierung eine gute Chan-

ce, hier noch ein großes Stück voranzu-

kommen. Auch die Pandemie hat den 

Blick auf die Patientensicherheit nochmals 

geschärft und ihre Wichtigkeit herausge-

stellt: Kurzfristig mussten in den Kliniken 

alle notwendigen Hygiene- und Infekti-

onsschutzmaßnahmen getroffen werden, 

um Patienten vor einer Covid-19-Anste-

ckung zu schützen.

Welche aktuellen Veränderungen gibt es 

in der HKG in Bezug auf Patientensicher-

heit und Qualität? 

Grün: Mit Herrn Dr. med. Udo Wolffs Ein-

tritt in den Ruhestand, der im HKG-Refe-

rat Medizin und Qualität über viele Jahre 

allein tätig war, hat es in der HKG eine 

Umstrukturierung und personelle Aufsto-

ckung gegeben. Wir erhoffen uns damit, 

die hessischen Kliniken bei den Themen 

Medizin, Medizincontrolling, Pflege und 

Qualität, die alle einen Bezug zur Patien-

tensicherheit haben, noch besser unter-

stützen zu können. Dies geschieht auch 

im Hinblick auf die zunehmenden gesetz-

lichen Vorgaben im Bereich Qualität und 

die damit verbundenen Richtlinien des 

Gemeinsamen Bundesausschusses. 

Welche konkreten Patientensicherheits-

bemühungen gibt es in der HKG? 

Grün: Es gibt zahlreiche Initiativen, so 

zum Beispiel die Initiative Patientensicher-

heit und Qualität Hessen gemeinsam mit 

dem HMSI [3] oder die Teilnahme an Ini-

tiativen des Aktionsbündnisses Patienten-

sicherheit e. V., wie z. B. die Aktion Saube-

re Hände [4]. Eine weitere wichtige Initia-

tive ist die Fachtagung Patientensicher-

heit und Qualität, die sich seit 2014 zu ei-

nem festen Bestandteil im Jahresablauf 

der HKG entwickelt hat [5]. Neben allge-

meingültigen Vorgaben und Regelungen 

stellen hier hessische Kliniken eigene Ak-

tionen und Projekte vor und ermöglichen 

so anderen Krankenhäusern Einblicke und 

ein Lernen voneinander. Dabei ist der Aus-

tausch ein wesentliches Element und Kern 

der Tagung. Die Unterstützung der Fach-

tagung durch das HMSI unterstreicht die 

Bedeutung dieser Veranstaltung. 

Mit welchen Institutionen kooperiert die 

HKG zur Verbesserung der Patienten- 

sicherheit in Hessen? 

Grün: Die HKG arbeitet mit allen Akteuren 

des Gesundheitswesens im Bereich der 

Patientensicherheit kooperativ und part-

nerschaftlich zusammen. 

Das schließt in Hessen das HMSI, den öf-

fentlichen Gesundheitsdienst, die Sozial-

leistungsträger aber auch den ambulanten 

Sektor mit der Kassenärztlichen und Kas-

senzahnärztlichen Vereinigung (KVH, 

KZVH) sowie die Landesärztekammer ein.

Wie wird Patientensicherheit in den hes-

sischen Krankenhäusern umgesetzt? 

Gramminger: Jede Klinik muss ein patien-

tenorientiertes Beschwerdemanagement 

vorhalten. Außerdem wird die Teilnahme 

an einrichtungsübergreifenden Fehlermel-

desystemen forciert. Es sind außerdem 

jährlich Qualitätsberichte zu erstellen. 

Nach der hessischen Patientensicherheits-

verordnung [1] ist pro Klinik mindestens 

ein Patientensicherheitsbeauftragter ein-

zusetzen. Im Rahmen dieser Verordnung 

wird 2022 von jedem Krankenhaus erst-

mals ein spezieller Bericht zur Patientensi-

cherheit erstellt. Die Ergebnisse werden 

im Landesbeirat Patientensicherheit vor-

gestellt und diskutiert. 

Dies sind nur einige Instrumente, die auf-

grund gesetzlicher Vorgaben in Kliniken 

etabliert sind. Sie werden ergänzt durch 

viele freiwillige Projekte und Aktionen. 

Darüber hinaus haben sich alle Maßnah-

men bewährt, die in die Routine überge-

gangen sind und die dazu beitragen, Feh-

ler und Schadensereignisse zu vermeiden. 

So sind Patientenbändchen, präoperatives 

Team-Timeout oder postoperative Zähl-

kontrolle aus dem klinischen Alltag nicht 

mehr wegzudenken.

Was ist dabei die Aufgabe der HKG? 

Grün: Die HKG arbeitet einerseits über-

greifend und moderierend. Sie nimmt 

aber auch einen aktiven Part ein, z. B. bei 

der Weiterentwicklung der Patientensi-

cherheit auf Landesebene, ganz konkret 

bei der Entwicklung von Fachkonzepten 

im Rahmen der Krankenhausplanung. 

Welche aktuellen Entwicklungen gibt es? 

Gramminger: Zuletzt wurden das Hessi-

sche Geriatriekonzept [6] überarbeitet 

und aktualisiert und die LAGQH völlig neu 

strukturiert und als selbstständige Institu-

tion aufgebaut. Im Landesbeirat Patien-

Patientensicherheit

Christina Grün ist seit Februar 2022 Ge-

schäftsbereichsleiterin Medizin und 

Qualität bei der Hessischen Kranken-

hausgesellschaft. Sie studierte Allgemei-

ne Betriebswirtschaftslehre mit den 

Schwerpunkten Wirtschaftliches Ge-

sundheitswesen und EDV/Betriebsorga-

nisation an der Fachhochschule Gießen-

Friedberg. Nach einer fünfjährigen Tä-

tigkeit im Controlling des Klinikums der 

Philipps-Universität Marburg wechselte 

sie als Teamleiterin in den Fachbereich 

Krankenhausmanagement bei der Be-

triebskrankenkasse (BKK) Mittelhessen 

und übernahm die Abteilungsleitung im 

Bereich Stationäre Versorgung. 2009 

wechselte sie zur AOK – Die Gesund-

heitskasse in Hessen in den Bereich 

Krankenhaus – Rehabilitation – Fahrkos-

ten. Neben der Entwicklung und Etablie-

rung neuer Versorgungsmodelle über-

nahm sie die Tätigkeit als Fachreferentin 

auf Landes- und Bundesebene. Sie ist 

Mitglied in den Gremien der Landesar-

beitsgemeinschaft Qualitätssicherung 

Hessen (LAGQH).
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Patientensicherheit

tensicherheit wurde aktuell ein Berichts-

format für den jährlichen Patientensicher-

heitsbericht beraten und beschlossen – 

um nur einige zu nennen.

In welchen landesweiten Patientensicher-

heits-Projekten ist die HKG beteiligt? 

Grün: In Hessen gibt es spezielle Landes-

projekte im Rahmen der Qualitätssiche-

rung, die mit Unterstützung der HKG 

etabliert werden konnten. Zu nennen sind 

hier das Landesverfahren Schlaganfall und 

das MRE-Projekt (multiresistente Erre-

ger) [7]. Das Besondere an diesen Projek-

ten ist, dass sie nicht nur auf mögliche 

Qualitätsdefizite hinweisen, sondern den 

Kliniken z. B. durch Peer-Review-Verfah-

ren auf Augenhöhe konkrete Hilfestellung 

geben. So können diese Defizite durch ein 

vierteljährliches Monitoring auch zeitnah 

behoben werden. D. h. konkrete Probleme 

können schnell durch Gespräche und Ziel-

vereinbarungen gelöst werden – zum 

Wohle der Patienten.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft 

der Patientensicherheit in Hessen und in 

Bezug auf die HKG?

Grün: Patientensicherheit und Qualität 

haben in jüngerer Zeit zunehmend eine 

Aufwertung erfahren. Wir wünschen uns, 

dass sich dieser Trend fortsetzt, die Pa-

tientensicherheit zunehmend an strategi-

schem Wert gewinnt und dies durch die 

Digitalisierung und vernetzte Strukturen 

gestärkt wird. 

Gramminger: Ganz oben auf unserem 

Wunschzettel steht allerdings, dass es bei 

Patientensicherheit und Qualität tatsäch-

lich um unsere Patientinnen und Patienten 

geht und nicht um einen kalten Struktur-

wandel und dass das Thema nicht zum Er-

reichen von ökonomischen Zielen miss-

braucht wird. 

Interview: Katrin Israel-Laubinger, 

Silke Nahlinger, Nina Walter

Die Literaturhinweise finden sich in 

der Online-Ausgabe 05/2022, zu fin-

den auf der Website www.laekh.de, 

Rubrik „Hessisches Ärzteblatt“.

Quelle des Rubrikenlogos: © Nizwa Design – shutterstock.com

Instrumente von Qualitäts- und Risikomanagement 

in hessischen Krankenhäusern

Patientensicherheitsverordnung (PaSV) 

[1]: Bundesweit einmalige Verordnung. 

Sie regelt die Bestellung von Patientensi-

cherheitsbeauftragten in Kliniken und 

die Bildung eines Landesbeirates für Pa-

tientensicherheit, der sich mit allen Fra-

gen rund um Patientensicherheit be-

schäftigt.

Patientensicherheitsbericht

Jährlicher Bericht der Kliniken an das 

hessische Ministerium für Soziales und 

Integration auf Basis der PaSV.

CIRS – Critical Incident Reporting 

System [8]

Berichtssystem zur anonymisierten Mel-

dung von kritischen Ereignissen.

MMK – Morbiditäts- und 

Mortalitätskonferenzen

Regelmäßige strukturierte Besprechung 

zur Aufarbeitung besonderer Behand-

lungsverläufe und Todesfälle.

Arzneimittelsicherheit

Fortwährende und systematische Überwa-

chung der Sicherheit von Arzneimitteln.

Nachruf auf Prof. Dr. med. Hans Hacker

 * 02.11.1930  † 13.03.2022

Der ehemalige langjährige Direktor und 

Gründer des Instituts für Neuroradiologie 

am Klinikum der Goethe-Universität 

Frankfurt ist am 13.03.2022 verstorben. 

Geboren am 02.11.1930, begann Prof. Dr. 

med. Hans Hacker (Foto) seine Ausbil-

dung in München unter Prof. Kurt Decker 

und wechselte 1964 nach Frankfurt.

 Hacker gründete 1969 das eigenständige 

Institut für Neuroradiologie und war 1970 

der erste Präsident der neu gegründeten 

Deutschen Gesellschaft für Neuroradiolo-

gie (DGNR), deren erste Jahrestagung er 

in Frankfurt 1971 ausrichtete. Bedingt 

durch seinen exzellenten wissenschaftli-

chen Ruf und Zusammenarbeit mit einem 

Medizingerätehersteller wurde in Frank-

furt einer der ersten Computertomogra-

phen in Europa in Betrieb genommen. 

Prof. Hacker hat wegweisende CT-Techni-

ken mit entwickelt und wegweisende Ar-

beiten wie zum Beispiel über den „Fog-

ging-Effekt“ beim Schlaganfall publiziert. 

Er hat das erste für damalige Zeiten hoch-

moderne 1,5 T MRT-Gerät des Universi-

tätsklinikums im Institut für Neuroradiolo-

gie installiert.

Er war außerdem Begründer der MR-For-

schergruppe, die sich frühzeitig mit der 

MR-Spektroskopie und der funktionellen 

MRT beschäftigt hat. Hacker war in be-

sonderem Maße mit deutschen und inter-

nationalen Fachkollegen vernetzt. Dies 

kam auch durch die Veranstaltung von 

Jahrestagungen der DGNR und ESNR in 

Frankfurt und die Ehrenmitgliedschaft in 

diesen Fachgesellschaften zum Ausdruck. 

Hans Hacker hat es stets verstanden, die 

Balance zwi-

schen Radiolo-

gie und klini-

schen Neuro- 

fächern zu hal-

ten. Als Visionär 

und Impulsge-

ber war er bis in 

sein hohes Alter 

aktiv. Seine Mitarbeiter und Schüler wer-

den ihn nicht nur als wissenschaftlichen 

Lehrer und Vorbild in Erinnerung behal-

ten. Mit großem Respekt bedauern wir 

den Tod von Professor Hacker und werden 

ihm stets ein ehrendes Andenken bewah-

ren. 

Prof. Dr. med. Stefan Weidauer

Prof. Dr. med. Joachim Berkefeld

Prof. Dr. med. Elke Hattingen
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Recht

Die Leichenschau  

ist unverzüglich  

vorzunehmen

(§ 10 Abs. 2 Hessisches Friedhofs- und Bestattungs-

gesetz – FBG)

In einem rechtskräftigen Urteil vom 26.01.20221 hat das Berufs-

gericht für Heilberufe bei dem Verwaltungsgericht in Gießen kla-

re Worte gefunden, um zu verdeutlichen, welche Pflichten ein 

Arzt bzw. eine Ärztin, der/die zur „Ersten Leichenschau“ gerufen 

wird, zu erfüllen hat. 

Sachverhalt

Die beiden angeschuldigten Vorfälle betrafen denselben Arzt, 

der einmal überhaupt nicht und einmal verspätet (nach ca. 

neun Stunden) an den Orten der Sterbefälle eingetroffen war.

Nachdem die Seniorenresidenz, bzw. im zweiten Fall das Alten-

zentrum, sich beschwerdeführend an die Landesärztekammer 

Hessen gewandt hatten, ließ er sich mit unterschiedlichen Argu-

menten zu seiner Verteidigung ein, wie z. B., er habe keinen Zu-

gang zu den Papieren (Personalausweis u. ä.) der Verstorbenen 

gehabt und einen Kollegen gebeten, die Aufträge zu überneh-

men. Im Ermittlungsverfahren konnte die Richtigkeit seiner  

Behauptungen nicht festgestellt werden. 

Rechtliche Würdigung

In seinem Urteil stellte das Gericht mit großer Deutlichkeit fest, 

dass es auf die vorgebrachten Rechtfertigungsgründe nicht ent-

scheidend ankomme. Ärztinnen und Ärzte seien nach § 22 Heil-

berufsgesetz verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft auszuüben 

und dem ihnen im Zusammenhang mit dem Beruf entgegenge-

brachten Vertrauen zu entsprechen. Zur gewissenhaften Berufs-

ausübung in diesem Sinne gehöre auch, dass die in diesem Zu-

sammenhang einschlägigen geltenden Rechtsvorschriften einge-

halten würden. Der Beschuldigte habe die Durchführung der Lei-

chenschauen übernommen, damit habe er die angeforderten Lei-

chenschauen „unverzüglich vorzunehmen“ gehabt. 

Nach den Darlegungen des Gerichts kommt es nicht auf die vor-

gebrachten Argumente, die angeblich der Erfüllung dieser Aufga-

be entgegengestanden hätten, an. Der eine Leichenschau vor-

nehmende Arzt habe keine Dokumente zu überprüfen. Zweck 

der Leichenschau sei nach § 10 Abs. 1 FBG lediglich, den Tod und 

seinen Zeitpunkt sowie die wahrscheinliche Todesart (natürlich, 

nicht natürlich oder ungeklärt) festzustellen. Dementsprechend 

sei sein Aufgabenbereich in § 10 Abs. 8 FBG genau festgelegt. 

„Die Überprüfung von Dokumenten zählt nicht dazu“, so das Ge-

richt. 

Ob der Beschuldigte einen anderen Kollegen von der Anforde-

rung unterrichtet habe oder nicht, sei unerheblich: „Eine Warte-

zeit von mehr als neun Stunden entspricht nicht der gesetzlichen 

Vorgabe ‚unverzüglich‘.“ 

Im Übrigen verweist das Berufsgericht auf die S1-Leitlinien der 

Deutschen Gesellschaft für Rechtsmedizin zur Durchführung der 

amtlichen Leichenschau bzgl. der Frage, wann die Leichenschau 

durchgeführt werden müsse. Der unbestimmte Rechtsbegriff 

„unverzüglich“ bedeutet demnach, dass nur noch dringende, 

nicht aufschiebbare Maßnahmen durchgeführt werden dürfen. 

Die erste und wichtigste Aufgabe eines Arztes bei der Leichen-

schau ist demzufolge die sichere Feststellung des eingetretenen 

Todes. Denn, so die Erläuterung in der Leitlinie, bis zur sicheren 

Feststellung des Todes muss der Arzt helfen, will er sich nicht der 

Gefahr des Vorwurfs unterlassener Hilfeleistung aussetzen. Da-

her muss nach der Leitlinie ein Arzt nach Erhalt der Anzeige über 

einen vermutlichen Todesfall sich auf schnellstem Wege zur Lei-

chenschau begeben, denn nur er kann die Differenzialdiagnose 

„lebend“ oder „tot“ stellen und über eine gegebenenfalls erfor-

derliche Reanimation entscheiden. Kann er dies aus zwingenden 

Gründen (Pflichtenkollision!) nicht, so muss er gemäß der Leitli-

nie einen in der Nähe befindlichen Arzt oder den Notarzt „alar-

mieren“. Er muss sich auch vergewissern, dass dieser die Aufgabe 

übernimmt. 

Fazit

Mit dieser Entscheidung dürften nun die Pflichten einer oder  

eines zur „Ersten Leichenschau“ herbeigerufenen Ärztin/Arztes 

gerichtlicherseits abschließend geklärt sein. Zur gewissenhaften 

Berufsausübung im Sinne von § 22 Heilberufsgesetz zählt, wie 

eingangs dargelegt, die Beachtung des einschlägigen Rechts. Ge-

mäß § 10 Abs. 5 FBG sind „auf Verlangen jede niedergelassene 

Ärztin und jeder niedergelassene Arzt sowie Ärztinnen und Ärzte 

eines Krankenhauses oder sonstigen Anstalt für Sterbefälle in 

diesem Krankenhaus oder in dieser Anstalt“ zur Leichenschau 

verpflichtet.

Christiane Loizides

Ermittlungsführerin

der Berufsgerichtsabteilung der LÄKH,

Vizepräsidentin des

Verwaltungsgerichts a. D.
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Der interessante Fall

Eine seltene Komplikation  

bei einem häufig verordneten Medikament 

Junge Patientin mit einem Basaliom unter Infliximab-Therapie 

Clara Amini, Dr. med. Joachim Kallinowski, Prof. Dr. med. Henrik Menke

Einleitung

Die Colitis ulcerosa ist die häufigste gas-

troenterologische Erkrankung weltweit 

[1]. Bei einer hohen Inzidenz im westeu-

ropäischen Raum sind derzeit ca. zwei 

Millionen Menschen mit einer Colitis ul-

cerosa diagnostiziert [2]. Die epidemio-

logische Verteilung der Krankheit zeigt 

den größten Peak im Alter von 15–30 

Jahren [3]. Junge Patienten leiden durch 

Alltagseinschränkungen besonders unter 

den typischen Symptomen der Colitis ul-

cerosa. Studien zeigten unter den Ein-

schränkungen im Alltag der Betroffenen 

eine subjektiv deutlich verringerte Le-

bensqualität [4] durch verminderte Ener-

gie zur Alltagsbewältigung, soziale Isola-

tion und deutliche Überforderung im 

Umgang mit der Erkrankung nach Erstdi-

agnose [5, 6]. 

Nach aktueller AWMF-Leitlinie zur Thera-

pie zählt der Einsatz von Infliximab als 

TNFα-Blocker zur ersten Wahl bei schwe-

rer oder fulminanter Colitis ulcerosa und 

Kontraindikationen für Steroidtherapien 

[7]. Dies gilt als optimales Medikament 

für ein Patientenklientel, welches durch 

das junge Alter und die alltagseinschrän-

kende Erkrankung eine besonders wirksa-

me, nebenwirkungsarme und schnelle 

Therapie benötigt [8].

Der monoklonale Antikörper bindet so-

wohl an den löslichen als auch an den 

transmembranär gelegenen Tumornekro-

se-Faktor α an. Dieser spielt eine wichtige 

Rolle als proinflammatorisches Zytokin 

zur Dysregulation einer mukosalen Im-

munreaktion und wird derart neutralisiert 

[9]. Dieses Medikament scheint aufgrund 

seiner hochspezifischen Wirkweise für Pa-

tienten mit schweren Verläufen ein positi-

ves Nutzen-Risiko-Verhältnis zu haben. In 

der Regel handelt es sich um eine langfris-

tige Anwendung. 

Der präsentierte Fall mit einer weniger be-

kannten Nebenwirkung nach langfristiger 

Anwendung über 15 Jahre ist Anlass, diese 

Problematik vorzustellen. 

Fallbeschreibung

Eine 30-jährige Patientin mit einem Haut-

typ Typ 2 nach Fitzpatrick (helle Hautfar-

be, blonde Haare, oft Sommersprossen) 

[10] und kaukasischer Herkunft stellte 

sich aufgrund einer neu aufgetretenem 

Hautveränderung mit einer rötlichen, grö-

ßenprogredienten Hauteffloreszenz im 

Bereich der linken Wange in unserer Plas-

tischen Sprechstunde vor. Nachdem über 

vier Monate zuvor keine Besserung bei 

Größenprogredienz eintrat, überwies der 

Hausarzt nach bioptischer Sicherung ei-

nes Basalioms mit einer R1-Situation die 

Patientin zur weiteren Behandlung in un-

sere Klinik.

Die klinische, jedoch für eine junge Patien-

tin eher ungewöhnliche, Diagnose eines 

Basalioms gab Anlass für eine ausführliche 

Anamneseerhebung. Bakos et al. be-

schrieben die Inzidenz des Basalzellkarzi-

noms bei Patienten unter 40 Jahren mit 

Hautveränderungen unter 1,4 % [11]. 

Aufgrund dieser niedrigen Inzidenz für 

das Auftreten sollte in dem vorliegenden 

Fall ein theoretischer Zusammenhang 

zwischen der Langzeiteinnahme des TNF-

α-Blockers und der Entstehung des Basa-

lioms hergestellt werden. Als Nebener-

krankungen gab die Patientin lediglich ei-

ne Colitis ulcerosa an, welche in dieser Al-

tersgruppe nicht selten ist. Sie hatte keine 

regelmäßige oder intensive UV-Lichtex-

position, jedoch sei bei der Großmutter 

der Patientin ein Basaliom im hohen Alter 

bioptisch gesichert und chirurgisch exzi-

diert worden. Als Dauermedikation und 

Therapie der entzündlichen Darmerkran-

kung, nehme die Patientin nur Infliximab 

seit 15 Jahren regelmäßig ein.

Es erfolgte eine operative Therapie auf-

grund der sichtbaren Lokalisation im Ge-

sicht der jungen Patientin nach den Prin-

Abb. 1, 2, 3: Darstellung der Patientin am ersten 

postoperativen Tag.
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zipien der Mohs-Chirurgie [12] zweizei-

tig mit primärer Exzision und temporärer 

alloplastischer Deckung des Defektes mit 

einer Ausdehnung von ca. 2 x 2 cm. Mi-

kroskopisch zeigte sich eine infiltrativ 

wachsende Läsion bestehend aus basa-

loid differenzierten Zellkomplexen mit 

peritumoralem Retraktionsphänomen 

und peripherer Palisadenstellung der 

Zellkerne. Die pathologische Untersu-

chung bestätigte die Diagnose eines no-

dulären Basalioms mit R0-Situation und 

den für ein low grade ausreichenden Si-

cherheitsabstand von 3 mm allseits bei 

einer max. Infiltrationstiefe von 1 mm. 

Zur Deckung des in einer ästhetisch an-

spruchsvollen Region gelegenen Defek-

tes mit möglichst unauffälligem Narben-

verlauf ohne Asymmetrie mit Wahrung 

der ästhetischen Einheiten bei einer jun-

gen Frau entschieden wir uns für einen 

Transpositionslappen nach Limberg mit 

hauptsächlicher Lage der Narben in den 

„relaxed skin tension lines“ (Abb. 1–3). 

Letztere sind für eine möglichst günstige 

Narbenentwicklung wesentlich. Der Hei-

lungsverlauf gestaltete sich unauffällig. 

Abb. 4–6 zeigen das Ergebnis drei Mona-

te postoperativ.

Diskussion 

Das Medikament Infliximab wird seit eini-

gen Jahren zur Therapie der Colitis ulcero-

sa, gerade bei jüngeren Patienten einge-

setzt, und stellt aus gastroenterologischer 

Sicht eine unglaubliche Bereicherung für 

die Therapie von Patienten mit chronisch 

entzündlichen Darmerkrankungen dar 

[13]. 

Die Datenlage zur Hautkrebsentstehung 

bei Patienten unter Infliximab ist rar. Ge-

nauere Aussagen zur Entstehung von Ba-

saliomen unter diesem Medikament liegen 

bislang nicht evidenzbasiert vor.

Mehrere TNF-α-Blocker sind für eine hy-

persensitive Reaktion im Sinne von Flush, 

Blutdruckveränderungen, Fieber oder 

Dyspnoe auf die intravenöse Gabe des An-

tikörpers bekannt. Die meisten Reaktio-

nen gelten hierbei als mild oder moderat 

[14]. Weiterhin gilt für sämtliche TNF-

α-Blocker ein erhöhtes Risiko für pulmo-

nale Infektionen [15]. Selbst seltene Ne-

benwirkungen wie die Bildung von Anti-

nukleären Antikörpern (ANA) und somit 

die Entwicklung von Lupus ähnlicher 

Symptomatik [16] sind in der gegenwerti-

gen Literatur gelistet. Neben weiteren 

möglichen Nebenwirkungen ist auch ein 

erhöhtes Risiko für maligne Entartungen 

vieler Zellarten zu berücksichtigen. Eine 

fallbezogene Übersicht möglicher Kompli-

kationen ist in Tab. 1 zu sehen. Studien 

berichten über ein erhöhtes Risiko bei 

Psoriasis-Patienten für die Entwicklung 

von jeglichen Krebsarten inklusive Haut-

krebs [17]. Einige Studien beschreiben ein 

erhöhtes Risiko für maligne Entartungen 

schon im Rahmen einer Kurzzeitgabe (un-

ter zwölf Monaten) von TNFα-Inhibitoren 

[15], während andere Studien ein erhöh-

Abb. 4, 5, 6: Darstellung der Patientin drei Monate postoperativ.
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Gelegentlich

Selten

Nicht bekannt

Tab. 1: Auswahl über mögliche, fallrelevante Nebenwirkungen unter Infliximab-Thera-

pie gemäß der Fachinformation betreffend: Gutartige, bösartige und unspezifische 

Neubildungen (einschließlich Zysten und Polypen) und Erkrankungen der Haut und 

des Unterhautzellgewebes.

Neuauftreten oder Verschlechterung einer Psoriasis einschließ-

lich pustulöser Formen einer Psoriasis (primär palmar/plantar), 

Urtikaria, Hautausschlag, Pruritus, Hyperhidrose, Hauttrocken-

heit, Pilzdermatitis, Ekzem, Alopezie. 

Blasenbildung, Seborrhö, Rosacea, Hautpapillome, Hyperkerato-

se, Pigmentanomalie.

Lymphom, Non-Hodgkin-Lymphom, Morbus Hodgkin, Leukä-

mie, Melanom, Zervixkarzinom. Toxisch epidermale Nekrolyse, 

Stevens-Johnson-Syndrom, Erythema multiforme, Furunkulose, 

lineare blasen-bildende IgA-Dermatose (LAD), akute generali-

sierte exanthematische Pustulose (AGEP), lichenoide Reaktio-

nen. 

Hepatosplenale T-Zell-Lymphome (hauptsächlich bei Adoles-

zenten und jungen erwachsenen Männern mit Morbus Crohn 

oder Colitis ulcerosa), Merkelzell-Karzinom Verschlimmerung 

der Symptome einer Dermatomyositis 



tes Risiko erst in der Langzeitgabe (mehr 

als zwölf Monate) sehen [18]. Psoriasis-

Patienten leiden allgemein unter einem 

erhöhten Risiko, an einem Hautkrebs zu 

erkranken [19]. Sicherlich haben Patien-

ten, welche zusätzlich eine systemische 

Therapie mit monoklonalen Antikörpern 

oder Fototherapie erhalten, ein noch wei-

ter erhöhtes Risiko [20]. Diese Studienla-

ge basiert jedoch ausschließlich auf Pa-

tienten mit Psoriasis. Besonders bei dieser 

Patientenkohorte von Psoriasis-Patienten 

wird von einer erhöhten Wahrscheinlich-

keit für die Entstehung von Hautkrebs un-

ter der Therapie mit Infliximab ausgegan-

gen. Daher sehen Leitlinien eine ausführli-

che Anamneseerhebung als essenziell. Bei 

erhöhtem familiären Risiko oder einer ma-

lignen Vorerkrankung sollte eine Therapie 

mit einem TNFα-Antagonisten nur mit be-

sonderem Bedacht begonnen werden 

[21]. 

Anhand der derzeitigen Studienlage kann 

daher nicht mit Sicherheit ein Rück-

schluss auf ein erhöhtes Risiko für die 

Entstehung von malignen Hauttumoren 

von Psoriasis-Patienten auf Patienten mit 

Colitis ulcerosa gezogen werden. In unse-

rem vorgestellten Fall der jungen Patien-

ten zeigt sich eine positive Familien-

anamnese für Hautkrebs. Einen entspre-

chenden Hinweis zur Risikoabwägung bei 

Patienten mit positiver Familienanamne-

se hinsichtlich maligner Hauterkrankun-

gen und Colitis ulcerosa zur Infliximab-

Therapie gibt es derzeit nicht. Die Studi-

enlage zu spezifischen Risiken für die 

Entwicklung eines Hautkrebses unter In-

fliximab, besonders bei Colitis ulcerosa 

Patienten, ist derzeit gering. 

Die Anforderungen an die Aufklärungs-

pflicht über mögliche Nebenwirkungen ei-

ner medikamentösen Therapie sind hoch. 

Das Risiko einer erhöhten Hautkrebsinzi-

denz bei längerfristiger Medikation und 

sinnvolle Präventivmaßnahmen wie ver-

stärkter UV Schutz sollten hierbei berück-

sichtigt werden.

Zusammenfassung

Anhand der Kasuistik einer 30-jährigen 

Patientin mit einer Colitis ulcerosa wird 

das Auftreten eines Basalioms unter lang-

jähriger Infliximab-Therapie beschrieben. 

Die Aufklärung hinsichtlich eines erhöh-

ten Risikos für die Entwicklung eines 

Hautkrebses und präventive Maßnahmen 

sollten wie im vorliegenden Fall insbeson-

dere bei Patienten mit positiver Familien-

anamnese vor Therapieeinleitung mit  

Infliximab erfolgen. 

Clara Amini

E-Mail: clara.amini@ 

hochtaunus-kliniken.de

 Dr. med. Joachim Kallinowski

 Prof. Dr. med. Henrik Menke

Klinik für Plastische, Ästhetische  

und Handchirurgie 

 – Zentrum für Schwerbrandverletzte

Sana Klinikum Offenbach

Der interessante Fall

 Prof. Dr. med. Susan-

ne Herold, Professo-

rin an der Justus-Lie-

big-Universität Gie-

ßen für Infektionser-

krankungen der Lun-

ge und Abteilungslei-

terin des Schwer-

punkts Infektiologie des Universitätsklini-

kums Gießen, wird mit einer LOEWE-Spit-

zenprofessur ausgezeichnet und erhält 

vom Land Hessen in den nächsten fünf 

Jahren eine Förderung über drei Millionen 

Euro. Herold leitet die DFG-geförderte kli-

nische Forschungsgruppe KFO309 zu Vi-

rus-verursachten Lungenschädigungen. 

Prof. Dr. med. Kyria-

kos Oikonomou ist 

neuer Chefarzt der 

Gefäß- und Endo-

vascularchirurgie am 

Universitätsklinikum 

Frankfurt. Er tritt die 

Nachfolge von Prof. 

Dr. med. Thomas Schmitz-Rixen an, der 

im vergangenen Jahr nach 22-jähriger er-

folgreicher Tätigkeit am Universitätskli-

nikum in den Ruhestand verabschiedet 

worden war. Oikonomou wechselt vom 

Universitätsklinikum Regensburg nach 

Frankfurt, wo er als stellvertretender Lei-

ter der Abteilung für Gefäßchirurgie tätig 

war. Er ist unter anderem spezialisiert auf 

die Diagnose und Behandlung von Krank-

heitsbildern der Aorta, insbesondere den 

Einsatz von individuell angepassten Ge-

fäßprothesen.

Prof. Dr. med. Salah-

Eddin Al-Batran, 

Ärztlicher Direktor 

des Instituts für Kli-

nisch-Onkologische 

Forschung am Kran-

kenhaus Nordwest, 

ist von der Deut-

schen Krebsgesellschaft und der Deut-

schen Krebsstiftung für seine Beiträge zur 

Verbesserung der Behandlung von Ma-

gen- und Speiseröhrenkrebs mit dem 

Deutschen Krebspreis 2022 ausgezeich-

net worden. 

Die Chefärztin und Direktorin des Instituts 

für diagnostische & interventionelle Radio-

logie und Neurora-

diologie Prof. Dr. 

med. Dr. Stephanie 

Tritt wird neue Stellv. 

Ärztliche Direktorin 

der Helios HSK Wies-

baden. 
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Personalia

Weitere Aufgabe für Dr. Ernst Girth

Im Februar hat das 

Präsidium Dr. med. 

Ernst Girth, den lang-

jährigen Menschen-

rechts- und Rassis-

musbeauftragten der 

Landesärztekammer 

Hessen, mit der wei-

teren Aufgabe als Ansprechperson für Dis-

kriminierung von Ärztinnen und Ärzten 

sowie Patientinnen und Patienten beauf-

tragt. Dieses Angebot fokussiert im enge-

ren Sinn auf Ärztinnen und Ärzten, im 

weiteren Sinn aber auf alle Betroffenen 

von rassistischen, gewalttätigen und dis-

kriminierenden Vorfällen in Einrichtungen 

des Gesundheitswesens.
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Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung

Kinderbetreuung für Kinder von 3 bis 8 Jahren

Telefonische Informationen: Christina Ittner, Akademie, Fon: 06032 782-223

Innere Medizin

EKG-Refresher Mi., 28. September 2022 10 P

Leitung:  Prof. Dr. med. B. Kaess, Wiesbaden

Gebühr:  200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Aktuelle Diabetologie

In Kooperation mit der Hess. Diabetes Gesellschaft (HDG) – 

Regionalgesellschaft Hessen der Deutschen Diabetes Gesell-

schaft e. V. (DDG); zertifizierte DMP-Fortbildung Diabetes

 mellitus Typ 2 und KHK.

Teile 5 + 6: Mi., 28. September 2022 5 P 

Gesamtleitung:  Dr. med. Michael Eckhard, Gießen

Gebühr:  80 € (Akademiemitglieder 72 €)

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Arbeits- und Betriebsmedizin

In Kooperation mit der Fachkundigen Stelle der LÄKH 

als Kooperationspartner der BGW.

Alternative bedarfsorientierte betriebsmedizinische 

Betreuung von Arztpraxen (AbBA) 

FOBI:    Mi., 04. Mai 2022 6 P 

FOBI:    Mi., 22. Juni 2022 6 P 

FOBI:  Mi., 13. Juli 2022 6 P 

Leitung:  Dr. med. A. Rauch

Gebühr:  je 160 € (Akademiemitglieder 144 €)

Weitere Termine unter: https://www.laekh.de/fuer-aerztin

nen-und-aerzte/betriebsaerztliche-betreuung-von-arztpraxen

Auskunft/Anmeldung: S. Knodt, Fon: 0611 97748-25,

  E-Mail: abba@laekh.de 

Psychotherapie

Muslimische Patienten in der Psychotherapie

Mi., 11. Mai 2022 6 P 

Leitung:   Dr. med. I. Rüschoff, 

 Dipl.-Psych. M. Laabdallaoui,

 Rüsselsheim

Gebühr:  160 € (Akademiemitglieder 144 €)

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238, 

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

I. Fortbildung 

Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Hessischer Medizinrechtstag

In Kooperation mit der Justus-Liebig Universität Gießen.

Sa, 07. Mai 2022

Leitung:   Prof. Dr. med. Dr. jur. A. Dettmeyer,       

 Gießen

 PD Dr. med. M. Gruß, Hanau

 Prof. Dr. jur. B. Kretschmer, Gießen

Gebühr: 180 € (Akademiemitglied 162 €)

Ort: Gießen, Justus-Liebig-Universität

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Notfall- und Intensivmedizin

46. Frankfurter Intensivmedizinisches Einführungsseminar

In Kooperation mit dem Zentrum Innere Medizin 

des Universitätsklinikums Frankfurt (UKF)

Mo., 17.–Fr., 21. Oktober 2022 50 P 

Leitung:  Dr. med. A. Grünewaldt,

 S. Heyl, Dr. med.    K.-H. Peiffer, Frankfurt

Gebühr:   770 € (Akademiemitgl. 693 €) 

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Seminar Ärztlicher Bereitschaftsdienst

Do., 03.–Sa. 05. November 2022

Leitung:  Dr. med. R. Merbs, Friedberg

 M. Leimbeck, Braunfels

Gebühr:  540 € (Akademiemitglied 486 €)

Wiederholungsseminar Leitender Notarzt Kassel

Sa., 05. November 2022

Leitung:  Dr. med. G. Appel, Kassel

 T. Winter, Kassel

Gebühr:  320 € (Akademiemitglied 288 €)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Palliativmedizin 

Refresher  Sa., 17. September 2022

Leitung:  Dr. med. L. Fendel, Wiesbaden

Gebühr:  200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.akademie-laekh.de
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Hygiene und Umweltmedizin,  

Öffentliches Gesundheitswesen 

Hygienebeauftragter Arzt, Refresher Niedergelassene Praxen

Sa., 15. Oktober 2022 8 P   

 Telelernphase: 07.–30.09.2022

Leitung: Prof. Dr. med. Ursel Heudorf, Frankfurt 

Gebühr: 200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 

 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Impfkurs Sa. 15. Oktober 2022 9 P

Leitung:  Prof. Dr. med. S. Wicker, Frankfurt

Gebühr:  240 € (Akademiemitglieder 216 €)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Intensivkurs Hygiene in Arztpraxen

 Mi., 28. September 2022

Leitung:  Prof. Dr. med. Dr. h. c. mult. 

 H.-R.  Tinneberg, Frankfurt

 S. Niklas Eschborn

Gebühr:  200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203,

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de 

Kinder- und Jugendmedizin

Pädiatrie „State of the Art“ –

Hämatologie und Gastroenterologie

Mi., 22. Juni 2022 

Leitung:  PD Dr. med. L. Schrod, Frankfurt

Gebühr: 80 € (Akademiemitglieder kostenfrei)

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

 Begutachtung

Medizinische Begutachtung

Modul II: Sa., 08. Oktober 2022 

Gebühr:  200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Weitere Module unter www.akademie-laekh.de.

Verkehrsmedizinische Begutachtung

Modul I–III Fr., 20.–Sa., 21. Mai 2022 

Gebühr:  330 € (Akademiemitglieder 297 €)

Modul IV Fr., 15.–Sa., 16. Juli 2022 

Gebühr:  330 € (Akademiemitglieder 297 €)

Leitung:  Prof. Dr. med. H. Bratzke, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203,

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Ethik

Curriculum „Ethikberatung im Gesundheitswesen“ (AEM)

Blended Learning-Veranstaltung gem. Curriculum der AEM.

Refresher: Mi., 13. Juni 2022

Gebühr: 250 € (Akademiemitglieder 225 €)

Leitung:  PD Dr. med. C. Seifart, Marburg

Auskunft/Anmeldung: K. Baumann,  Fon: 06032 782-281,     

 E-Mail: katja.baumann@laekh.de

 Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Grundkurs Schwangerschaftskonfliktberatung

Fr., 08.–Sa.,  09. Juli 2022

Leitung: Dr. med. A. Valet, Herborn

Gebühr: 400 € (Akademiemitglieder 360 €)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Transplantationsmedizin

Curriculum Transplantationsbeauftragter Arzt

Kriseninterventionsseminar: Mi, 04. Mai oder Mi, 06. Juli 2022

Gebühr:  je 200 € (Akademiemitgl. 180 €)

Leitung:  Prof. Dr. med. W. Bechstein, Frankfurt 

 PD Dr. med. A. P. Barreiros, Mainz

Auskunft/Anmeldung: A. Flören, Fon: 06032 782-238

 E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Qualitätsmanagement

 Blended Learning-Veranstaltung in Kooperation mit der Stabs-

stelle Qualitätssicherung der Landesärztekammer Hessen

und der Ärztekammer des Saarlandes.

Ärztliches Peer-Review in der Intensivmedizin

Do., 02.–Fr., 03. Juni 2022

Telelernphase: 05.05.–01.06.2022

Leitung:  Prof. Dr. med. C.-A. Greim, Fulda

Gebühr:  390 € (Akademiemitglied 351 €)

Ort:  Frankfurt, Hanauer Landstraße 152

max. Teilnehmerzahl: 16

Auskunft/Anmeldung:  A. Candelo-Römer, 

 Fon: 06032 782-227,

 E-Mail: adiela.candelo-roemer@laekh.de

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung

Hämotherapie

Transfusionsverantwortlicher/-beauftrager/Leiter Blutdepot

Refresher

Di., 14. Juni 2022 (Live-Online-Veranstaltung)

Gebühr:  160 € (Akademiemitgl. 144 €)

Leitung: Dr. med. A. Opitz, Bad Kreuznach

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 

 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Infektiologie

Antibiotic Stewardship (ABS): Modul 1 – ABS-Beauftragter

Mo., 30. Mai–Fr., 03. Juni 2022 40 P 

Leitung:  Prof. Dr. med. Volkhard Kempf, 

    Dr. med. Johanna Kessel,

    Prof. Dr. med. Christoph Stephan, 

    Prof. Dr. med. Thomas A. Wichelhaus, 

    PD Dr. med. Michael Hogardt,

  Frankfurt

Weitere Module unter www.akademie-laekh.de.

Auskunft/Anmeldung: H. Cichon, Fon: 06032 782-209, 

 E-Mail: heike.cichon@laekh.de

Fachkunde im Strahlenschutz

Aktualisierungskurs 

Sa., 21. Mai 2022 (Live-Online-Veranstaltung) 

Gebühr:   220 € (Akademiemitglied 198 €)

Ort:  Frankfurt,  Uniklinikum

Grundkurs 

Theorie:  Fr., 24.–Sa., 25. Juni 2022 

Praktikum:  Auswahltermine auf Anfrage

Gebühr: 440 € (Akademiemitgl. 396 €)

Ort: Frankfurt,  Uniklinikum

Spezialkurs Röntgendiagnostik

Theorie: Fr., 09.–Sa., 10. September 2022 

Praktikum: Termin auf Anfrage

Gebühr: 420 € (Akademiemitgl. 378 €)

Ort: Frankfurt,  Uniklinikum

Leitung: Prof. Dr. med. N. Naguib, Halberstadt

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Rechtsmedizin

Leichenschau 

Mi., 22. September 2022, Mi., 29. September 2022, 

Mi., 06. Oktober 2022, Mi., 13. Oktober 2022

 (nur gemeinsam buchbar) 

Leitung: Prof. Dr. med. M. Verhoff, Frankfurt

Ort: Frankfurt, Institut für Rechtsmedizin

Gebühr: 200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Auskunft/Anmeldung: B. Buß, Fon: 06032 782-202

    E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Ultraschall

Gefäße

Doppler-Duplex-Sonographie 

der extrakraniellen hirnversorgenden Gefäße

Aufbaukurs:  Do., 23.–Sa., 25. Juni 2022

Gebühr: 600 (Akademiemitglieder 540 €)

Leitung der Kurse Prof. Dr. med. V. Hach-Wunderle,   

für Gefäße: Dr. med. F. Präve, Frankfurt

Abdomen und Retroperitoneum 

Abschlusskurs 

Theoretischer Teil: Sa. 08. Oktober 2022

Gebühr: 500 (Akademiemitglieder 450 €)

Praktischer Teil: in Planung

Leitung der Kurse Prof. Dr. med. M. Friedrich-Rust,

 für Abdomen:   Prof. Dr. med. J. Bojunga, Frankfurt,

  Dr. med. W. Schley, Groß-Umstadt 

Ultraschall Modul Schilddrüse I

Sa., 11. Juni 2022 

Leitung:    Prof. Dr. med. J. Bojunga, Frankfurt

Ort:  Frankfurt, Universitätsklinikum 

Gebühr:  310 € (Akademiemitglieder 279 €)

Ultraschall-Trainingstag  

Sa., 14. Mai 2022 

Leitung:  Dr. med. W. Schley, Groß-Umstadt

Gebühr:  310 € (Akademiemitglieder 279 €)

Weitere Kurse in Planung; bitte beachten Sie die Hinweise 

unter www.akademie-laekh.de.

Auskunft/Anmeldung: J. Schwab, Fon: 06032 782-211, 

 E-Mail: juliane.schwab@laekh.de 

Reisemedizinische Gesundheitsberatung

Teil 1: Fr., 17.–Sa., 18. Februar 2023 und

Teil 2: Fr., 10.–Sa., 11. März 2023

Leitung:  Dr. med. U. Klinsing, Frankfurt a. M.

Gebühr: 720 € (Akademiemitglieder 648 €)

Auskunft/Anmeldung: J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203,

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.akademie-laekh.de
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II. Weiterbildung 

Bitte beachten Sie die Allgemeinen Hinweise!

Manuelle Medizin

Zur Erlangung der Zusatzbezeichnung Manuelle Medizin

 müssen acht Kursblöcke besucht werden. 

Grundkurs: 

 Modul I: Do., 05.–Sa., 07. Mai 2022

Telelernphase: 05.04.–07.05.2022

 Modul II:  Do., 12.–Sa., 14. Mai 2022

Telelernphase: 12.04.–14.05.2022

Modul III: Do., 30. Juni–Sa., 02. Juli 2022

Telelernphase: 31.05.–02.07.2022

 Modul IV: Do., 14.–Sa., 16. Juli 2022

Telelernphase: 14.06.–16.07.2022

Gebühren:  je 660 € (Akademiemitglieder 594 €)

Leitung: Dr. med. R. Lüders, Wiesbaden

Weitere Kurse in Planung; bitte beachten Sie die Hinweise 

unter www.akademie-laekh.de.

Auskunft/Anmeldung: C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

Repetitorium Neurologie

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur

 Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Modul IV Fr., 27.–Sa., 28. Mai 2022

Peripheres Nervensystem, Muskelerkrankungen und ALS,

Kopf- u. Gesichtsschmerz, Neuroonkologie, Elektrophysiologie, 

Neurologische Probleme während der  Schwangerschaft

Gebühr:  je 210 € (Akademiemitgl. 189 €)

Leitung:  Prof. Dr. med. M. Kaps, Gießen

Auskunft/Anmeldung:  S. Pfaff,  Fon: 06032 782-222,

 E-Mail: stephanie.pfaff@laekh.de

Palliativmedizin

Fallseminar Modul II  Mo., 30. Mai–Fr., 03. Juni 2022 40 P 

Leitung:  M.-S. Jost, Eschwege

Kurs-Weiterbildung  Di., 19.–Sa., 23. Juli 2022 40 P 

 Leitung: Dr. med. K. Mattekat, Hanau 

 Dr. med. M.-C. Hentrich, Wiesbaden

Gebühren: je 870 € (Akademiemitglieder 783 €)

Fallseminar Modul III  Mo., 21.–Fr., 25. November 2022 40 P 

Leitung:  Dr. med. L. Fendel, Wiesbaden

Gebühr:  980 € (Akademiemitglieder 882 €)

Auskunft/Anmeldung:   B. Buß, Fon: 06032 782-202,

 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Allgemeinmedizin

Psychosomatische Grundversorgung 

für die Kurs-Weiterbildung Allgemeinmedizin 

Kurs A: Di., 17.–Mi., 18. Mai 2022 

Leitung:  Prof. Dr. med. C. Christ, Wiesbaden

Gebühr: 380 € (Akademiemitgl. 342 €)

Eine ermäßigte Teilnahmegebühr ist gültig für Akademiemit-

glieder und für die Teilnehmer des Weiterbildungskollegs der 

Kompetenzzentren Allgemeinmedizin Hessen. Teilnehmer, für 

die beides zutrifft, erhalten einen doppelten Rabatt.

Repetitorium Allgemeinmedizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung 

oder zur Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Di., 07.–Sa., 11. Juni 2022

Gebühren:   610 €  (Akademiemitgl. 549 €)

Gesamtleitung:  Dr. med. A. Wunder, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:  J. Jerusalem, Fon: 06032 782-203, 

 E-Mail: joanna.jerusalem@laekh.de

Repetitorium Innere Medizin

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur

 Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Mo., 14.–Sa., 19. November 2022

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. W. Fassbinder, Künzell

Gebühr ges.:  770 € (Akademiemitglieder, BDI und      

  DGIM 693 €)

Gebühr/Tag:  200 € (Akademiemitglieder, BDI und      

  DGIM 180 €)

Auskunft/Anmeldung:  A. Candelo-Römer, 

 Fon: 06032 782-227,

 E-Mail: adiela.candelo-roemer@laekh.de

Repetitorium Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Ideal für die Vorbereitung zur Facharztprüfung oder zur 

Auffrischung vorhandener Kenntnisse.

Mi., 09.–Sa., 12. November 2022

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. Dr. h. c. mult. 

 H.-R.  Tinneberg, Frankfurt

Gebühr: 640 € (Akademiemitglieder 576 €) 

Gebühr/Tag:  200 € (Akademiemitglieder 180 €)

Auskunft/Anmeldung: S. Holler, Fon: 06032 782-226

 E-Mail: susanne.holler@laekh.de

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Psychosomatische Grundversorgung

28. Curriculum Psychosomatische Grundversorgung 

Der Kurs berechtigt zur Abrechnung der Leistungen im Rahmen 

der Psychosomatischen Grundversorgung (35100/35110).  

Es handelt sich um eine integrierte Veranstaltung.

 Enthalten sind die erforderlichen Anteile von 30 Stunden Refle-

xion der Arzt-Patienten-Beziehung (Balint), 30 Stunden Inter-

ventionstechniken und 20 Stunden Theorie.

Die Balintgruppenarbeit ist in jeden Block inkludiert und somit 

bereits in den Teilnahmegebühren enthalten. 

Block III:  Fr., 01.–Sa. 02. Juli 2022 16 P 

Block IV: Fr., 07.–Sa., 08. Oktober 2022 16 P 

Block V: Fr., 11.–Sa., 12. November 2022 16 P 

Block VI: Fr., 16.–Sa., 17. Dezember 2022 16 P 

Gebühren: je Block 310 € 

 (Akademiemitglieder 279 €)

Leitung:  P. E. Frevert, Dr. med. W. Merkle,      

 Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:  A. Flören, Fon: 06032 782-238,

  E-Mail: andrea.floeren@laekh.de

Akupunktur 

In Kooperation mit der Deutschen Ärztegesellschaft  

für Akupunktur e. V./DÄGfA. 

I. Teil Theorie (120 Std.) 

G7-G8 Fr., 10.–Sa., 11. Juni 2022 

G9-G10 Fr., 23.–Sa., 24. September 2022 

G11-G12 Fr., 14.–Sa., 15. Oktober 2022 

G13-G14 Fr., 18.–Sa., 19. November 2022 

G15 Sa., 17. Dezember 2022 

II. Teil Praktische Akupunkturbehandlungen (80 Std.)

GP  Fr., 23.–Sa., 24. September 2022 

GP Fr., 14.–Sa., 15. Oktober 2022 

GP Fr., 18.–Sa., 19. November 2022 

GP Fr., 02.–Sa., 03. Dezember 2022 

Leitung:  H. Luxenburger, München

Gebühren:  auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

  oder 

   A. Bauß, DÄGfA,    Fon: 089 71005-11,  

 E-Mail: bauss@daegfa.de

Arbeitsmedizin

Weiterbildungskurs zum Erwerb der Gebietsbezeichnung  

Arbeitsmedizin in sechs Kursblöcken. Die Blöcke werden als 

Blended Learning-Veranstaltung angeboten, ihnen geht eine 

Telelernphase voraus. 

Modul 5 Sa., 09. September 2022

  Mo., 12.–Fr. 16. September 2022

 Beginn der Telelernphase: 11.08.2022

Modul 4 Sa., 22. Oktober 2022

  Mo., 31. Oktober–

 Fr. 04. November 2022

 Beginn der Telelernphase: 22.09.2022

Gebühr: je 930 €  (Akademiemitglieder 837 €)

Gesamtleitung:  Prof. Dr. med. D. Groneberg, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung:  S. Scherbel, Fon: 06032 782-283,

 E-Mail: sandra.scherbel@laekh.de

Sozialmedizin und Rehabilitationswesen

Modul I:   Mo., 10.–Fr., 14. Oktober 2022

Modul II:  Mo., 17.–Fr., 21. Oktober 2022

Gesamtleitung: PD Dr. med. U. Seifart, Marburg

Gebühren: je Modul  550 € 

 (Akademiemitglieder 495 €)

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

Ärztliches Qualitätsmanagement

Der Kurs besteht aus Präsenzphasen und Selbststudium sowie 

einem Teilnehmerprojekt, das überwiegend in Eigeninitiative in 

Heimarbeit zu erbringen ist. 

Block IIb: Mi., 22.–Sa., 25. Juni 2022 32 P

Die Blöcke IIa und IIb können nur gemeinsam gebucht werden.

Block IIIa: Di., 13–Fr., 16. September 2022

Gebühren:     je 770 €   (Akamitgl. 693 €)

Weitere Termine und Gebühren unter www.akademie-laekh.de

Leitung:   N. Walter, K. Israel-Laubinger, Frankfurt

Auskunft/Anmeldung: A. Candelo-Römer, 

Fon: 06032 782-227, E-Mail: adiela.candelo-roemer@laekh.de

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.akademie-laekh.de
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Repetitorium Radiologie

Mo., 12.–Sa., 17. September 2022 

Gesamtleitung:  Dr. med. S. Trittmacher

Gebühr: auf Anfrage

Auskunft/Anmeldung:   B. Buß, Fon: 06032 782-202,

 E-Mail: baerbel.buss@laekh.de

Spezielle Schmerztherapie

Kurs zum Erwerb der Zusatzbezeichnung.

Modul III  Fr., 20.–Sa., 21. Mai 2022 20 P 

Leitung:  Dr. med. G. Neidhart, Frankfurt

 Dr. med. S. Moreau, Frankfurt

Modul IV  Fr., 16.–Sa., 17. September 2022 20 P 

Leitung:   C. Drefahl, Frankfurt

 Dr. med. W. Merkle, Frankfurt

Gebühren: je Modul: 390 €  (Akamitgl. 351 €)

Weitere Termine unter www.akademie-laekh.de

Auskunft/Anmeldung: A. Zinkl, Fon: 06032 782-218, 

 E-Mail: adelheid.zinkl@laekh.de

Sportmedizin

Modul 9:  Mo., 19.–Di., 20. September 2022

Modul 1:  Mi., 21.–Do., 22. September 2022

Modul 8:  Fr., 23.–Sa., 24. September 2022

Leitung:  Prof. Dr. med. Dr. phil. W. Banzer

Gebühren: je 330 € (Akademiemitgl. 297 €)

Auskunft/Anmeldung:  C. Löffler, Fon: 06032 782-287,

 E-Mail: claudia.loeffler@laekh.de

Ernährungsmedizin

Teil 1 – Modul 1:  Fr., 06.–Sa., 07. Mai 2022

Teil 2 – Modul 2 + 4:  Do., 09.–Sa., 11. Juni 2022

Teil 3 – Modul 3:  Fr., 08.–Sa., 09. Juli 2022

Zwischenprüfung: Mi., 07. September 2022

Teil 4 – Modul 5a:  Fr., 23.–Sa., 24. September 2022

Teil 5 – Modul 5b:  Do., 06.–Sa., 08. Oktober 2022

Teil 6 – Modul 5c:  Fr., 04.–Sa., 05. November 2022

Abschlussprüfung: Mi., 16. November 2022

Leitung:   Prof. Dr. med. Dr. oec. troph. J. Stein

  Dr. med. K. Winckler

Gebühren:  Teil 1: 270 € (Akamitgl. 243 €)

  Teil 2: 490 € (Akamitgl. 441 €)

 Teil 3: 350 € (Akamitgl. 315 €)

 Teil 4+5+6: 1.100 € (Akamitgl. 990 €)

Auskunft/Anmeldung: D. Fricke, Fon: 06032 782-225, 

 E-Mail: dietmar.fricke@laekh.de

ALLGEMEINE HINWEISE

In der Regel werden Akademieveranstaltungen ohne Sponsoren 

durchgeführt. Interessenskonflikte der Veranstalter, der Refe-

renten und der Veranstaltungsleitung bestehen nicht. Abwei-

chungen werden auf der Internetseite der jeweiligen Veranstal-

tung angezeigt. Alle Veranstaltungen sind produkt- und dienst-

leistungsneutral. 

Programme: Kurzfristige Änderungen vorbehalten.

Anmeldung: Im Internet schnell und kostenfrei unter:

https://portal.laekh.de oder www.akademie-laekh.de 

möglich.

Gerne können Sie sich auch schriftlich zu den Veranstaltungen 

anmelden: Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung, 

Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim, 

Fon: 06032 782-200, Fax: 06032 782-220.

 Erst nach Rücksendung Ihrer unterschriebenen Anmelde -

unterlagen ist Ihre Anmeldung verbindlich. Sie erhalten keine 

weitere Bestätigung. Bitte beachten Sie die Allgemeinen Ver-

tragsbedingungen und etwaige Teilnahmevoraussetzungen! 

Wenn Veranstaltungen kurzfristig abgesagt werden müssen, 

werden Sie von der Akademie benachrichtigt. 

Veranstaltungsort (sofern nicht anders angegeben): 

Bildungszentrum der Landesärztekammer Hessen, 

Carl-Oelemann-Weg 5, 61231 Bad Nauheim.

Kinderbetreuung: Für Kinder von drei bis acht Jahren freitags 

und samstags kostenfrei möglich! Telefonische Informationen: 

Christina Ittner, Fon: 06032 782-223.

Gebühr (sofern nicht anders angegeben): gilt inklusive  

Seminarunterlagen und Pausenverpflegung.

Teilnehmerzahl: Für alle Veranstaltungen gibt es eine Begren-

zung der Teilnehmerzahl. Gerne setzen wir Sie in diesem Fall auf 

die Warteliste oder informieren Sie zeitnah über die nächste 

Veranstaltung. 

Akademie-Mitgliedschaft: Akademie-Mitglieder zahlen in der 

Regel ermäßigte Gebühren für Akademieveranstaltungen und 

können kostenfrei an ausgewählten 

Veranstaltungen teilnehmen. Bitte 

informieren Sie sich über:

 Fon: 06032 782-204, 

E-Mail: cornelia.thriene@laekh.de

Akademie online:

www.akademie-laekh.de

E-Mail: akademie@laekh.de

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Akademie für Ärztliche Fort- und Weiterbildung
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Prüfungsvorbereitungskurse für Auszubildende

Weitere Informationen zu den nachfolgend aufgeführten 

Prüfungsvorbereitungskursen für die Sommerprüfung 2022 

finden Sie auf unserer Website.

• Abrechnung: EBM (PVK 1)

• Abrechnung: GOÄ/UV-GOÄ (PVK 2)

• Abschlussprüfung praktischer Teil (PVK 3)

• Medizinische Fachkunde (PVK 4)

• Wundversorgung (PVK 5)

• Punktionen und Labor (PVK 6)

• Diagnostik und Notfallmaßnahmen (PVK 7)

• Betriebsorganisation und Verwaltung sowie Wirtschafts-         

und Sozialkunde (PVK 8)

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Neurologie und Psychiatrie (NP) 120 Stunden *

Inhalte: Im Qualifizierungslehrgang werden Tätigkeiten vermit-

telt mit dem Ziel, bei der Behandlung und Begleitung von Pa-

tienten in der neurologischen und/oder psychiatrischen Praxis 

delegationsfähige ärztliche Leistungen übernehmen zu können. 

Der theoretische und praktische Unterricht beinhaltet:

• Neurologische und psychiatrische Untersuchung und Befund-

erhebung

• Neurologische und Psychiatrische Symptomlehre, Notfallma-

nagement

• Neurologische Krankheitsbilder; Patienten- und Angehörigen-

begleitung

• Psychiatrische Krankheitsbilder; Patienten- und Angehörigen-

begleitung sowie ein 

• Praktikum (24 Stunden)

Termin NP: ab Freitag, 10.06.2022

Gebühr: 1.050 € zzgl. 60 € Lernerfolgskontrolle 

Kontakt: Katja Rühlmann, Fon: 06032 782-176, Fax: -180

Fachkraft für Impfmanagement (IMP) 40 Stunden

Inhalte: Der Qualifizierungslehrgang gliedert sich in vier The-

menschwerpunkte: Medizinische Grundlagen, organisatorische 

Grundlagen, Erarbeitung einer Fallstudie, Best practice des 

Impfmanagements. Die Teilnehmer/-innen erarbeiten Fallbei-

spiele für ihren Tätigkeitsbereich. Das Lehrgangskonzept be-

schreibt eine zeitliche Anerkennung von zehn Stunden, die an-

hand einer Aufgabenstellung von den Teilnehmenden selbst-

ständig erarbeitet werden. Die Teilnahme an der achtstündigen 

Fortbildung „Impfen“ wird beim Qualifizierungslehrgang „Impf-

management“ anerkannt.

Termine IMP: 22.07.–23.07.2022 und 05.08.–06.08.2022

Gebühr: 455 € inkl. Lernerfolgskontrolle

Kontakt: Danuta Scherber, Fon: 06032 782-189, Fax -180

Kardiologie (KAR) 120 Stunden*

Inhalte: Der 120-stündige Qualifizierungslehrgang vermittelt 

spezielle Kenntnisse von Krankheitsbildern in der Kardiologie 

und befähigt dazu, den Arzt/die Ärztin bei der Vorbereitung, 

Durchführung und Nachbereitung ambulanter nicht-invasiver, 

invasiver diagnostischer und therapeutischer Maßnahmen zu 

unterstützen. Zusätzliche Themen der Fortbildung sind: Koor-

dination und Organisation von Therapie- und Sozialmaßnah-

men, Patientenschulungen, Telemedizin, Kommunikation und 

Motivation zu Verhaltensänderungen. Nähere Informationen 

zum Gesamtlehrgang finden Sie auf unserer Website. 

Termin KAR: Interessentenliste

Gebühr: 1.300€ zzgl. Lernerfolgskontrolle

Kontakt: Katja Rühlmann, Fon: 06032 782-176, Fax: -180

* Zusätzlich zu belegende Fortbildungen

Bei den mit * gekennzeichneten Fortbildungen sind zusätzlich 

die Themen:

Kommunikation und Gesprächsführung (PAT 1) und

Motivation und Wahrnehmung (PAT 2)

zu belegen. Diese werden in Einzelveranstaltungen vermittelt 

und können terminlich unabhängig gebucht werden.

Gebühr: 105 € je Fortbildung

 Kommunikation und Gesprächsführung (PAT 1)

Inhalte: • Techniken der Kommunikation 

• Gesprächsführung, insbesondere mit spezifischen         

Patientengruppen und betreuenden Personen

      • Telefonkommunikation

      • Konfliktlösungsstrategien

      • Auseinandersetzung mit der Berufsrolle

Termin PAT 1_2: Fr., 24.06.2022, 09:30–16:45 Uhr

Gebühr: 105 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Wahrnehmung und Motivation (PAT 2)

Inhalte: • Modelle der Selbst- und Fremdwahrnehmung 

      • Motivierung von Patienten und betreuenden Perso-

nen zur Mitwirkung

      • Berücksichtigung von Besonderheiten spezifischer      

Patientengruppen 

      • Einschätzung des sozialen Umfeldes

Termin: PAT 2_2: Sa., 25.06.2022, 09:30–16:45 Uhr

Gebühr: 105 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Termine und Terminänderungen tagesaktuell unter www.carl-oelemann-schule.de 
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Aktualisierungskurs „Kenntnisse im Strahlenschutz“

Ziel der Veranstaltung ist die Aktualisierung der Fachkunde und 

erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz nach § 49 Abs. 3 

Strahlenschutzverordnung (StrlSchV). Zielgruppe sind Medizi-

nische Fachangestellte, Arzthelfer/-innen und Personen mit ei-

ner abgeschlossenen sonstigen medizinischen Ausbildung, 

MTA, MTRA und MTLA.

Termine: STR A 1_2: Mi., 15.06.2022, 08:30–17:00 Uhr oder   

STR A 1_3: Sa., 10.09.2022, 08:30–17:00 Uhr

Zeit: jeweils von 08:30–17:00 Uhr

Gebühr: 125 € inkl. Lernerfolgskontrolle

Kontakt: Ilona Preuß, Fon: 06032 154-154, Fax: -180

Durchführung der Ausbildung (FAW 3_2z)

Die 40-stündige Fortbildung richtet sich an alle Medizinischen 

Fachangestellten/Arzthelfer/-innen, die an der Planung und 

Durchführung in der Berufsausbildung zum/zur Medizinischen 

Fachangestellten mitwirken und damit den Arzt/die Ärztin  

unterstützen und entlasten.

Termin 22_FAW 3_2z: Mo., 25.07.–Fr., 29.07.2022

Gebühr: 530 €

Kontakt: Karin Jablotschkin, Fon: 06032 782-184, Fax -180

Qualitätsmanagement (FAW 3_3z)

Die 40-stündige Fortbildung führt zum Erwerb von Kenntnissen 

und Fertigkeiten, die zur Übernahme der Aufgaben eines/einer 

Qualitätsmanagementbeauftragten befähigen. 

Termin 22_FAW 3_3z: Fr., 09.09.–Sa., 10.09.2022 und                 

Do., 29.09.–Fr. 30.09.2022

Gebühr: 530 €

Kontakt: Karin Jablotschkin, Fon: 06032 782-184, Fax -180

Telefongespräche mit herausfordernden Patienten 

(PAT 4)

Inhalte: Professionelle Telefonkommunikation, Kommunikati-

onstechniken, Tipps zum Thema Stimme und Sprache, Positive 

Gesprächsführung in herausfordernden 

Situationen, Souveränes Handhaben von Konflikt- und Be-

schwerdetelefonaten, Innere Haltung als Ressource erkennen/

nutzen.

Termin PAT 4: Mi., 13.07.2022, 09:30–16:45 Uhr 

Gebühr: 125 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Injektionen/Infusionen (MED 3) 

Inhalte: Die Vorbereitung einer Injektion/Infusion steht neben 

den Übungen von Injektionstechniken im Mittelpunkt. Hierbei 

werden die rechtlichen Aspekte zu delegationsfähigen ärztli-

chen Leistungen sowie die aktuellen Forderungen der TRBA 

250 berücksichtigt und als Lerninhalte vermittelt.

Termin MED 3: Sa. 16.07.2022, 09:30–16:00 Uhr

Gebühr: 125 €

Kontakt: Danuta Scherber, Fon: 06032 782-189, Fax: -180

EBM – Einführung in das ärztliche Abrechnungs- 

wesen (PAT 11)

Inhalte: Die Veranstaltung richtet sich insbesondere an Berufs-

anfänger/-innen und Wiedereinsteiger/-innen in den Beruf so-

wie an Mitarbeiter/-innen in der ärztlichen Praxis, für die das 

Tätigkeitsgebiet der ärztlichen Abrechnung neu ist.

Termin PAT 11: Sa., 25.06.2022, 09:30– 16:00 Uhr 

Gebühr: 125 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

EBM – Vertiefung des Grundlagenwissens  

„Ärztliches Abrechnungswesen“ (PAT 12)

Inhalte: Idealerweise haben Sie an dem Einführungskurs „Ein-

führung in das ärztliche Abrechnungswesen“ teilgenommen 

und wollen nun „tiefer“ in die vertragsärztliche Abrechnung mit 

dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) einsteigen bzw. 

Sie verfügen bereits über Grundkenntnisse, kennen den Aufbau 

des EBM und haben die Systematik des EBM verstanden.

Termin PAT 12: Sa., 23.07.2022, 09:30– 15:00 Uhr 

Gebühr: 125 €

Kontakt: Elvira Günthert, Fon: 06032 782-132, Fax: -180

Pandemiebedingt stehen alle Termine unter Vorbehalt – wir bitten um Ihr Verständnis 

Bekanntgabe von Prüfungsterminen

Aufstiegsfortbildung Fachwirt/-in  

für ambulante medizinische Versorgung

Modulprüfung 1a

Do., 28.07.2022

Modulprüfung 1b

Do., 07.07.2022

Do., 17.11.2022

Do., 02.02.2023

Praktisch-mündliche Prüfung

Fr., 08.07.–Sa., 09.07.2022

Fr., 18.11.–Sa., 19.11.2022

Anmeldeschluss

07.07.2022

Anmeldeschluss

16.06.2022

27.10.2022

12.01.2023
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Abgeordnete zum 126. Deutschen Ärztetag 

vom 24.–27. Mai 2022 in Bremen 

Die Delegiertenversammlung hat am 26. März 2022 beschlossen, folgende  

Abgeordnete zum 126. Deutschen Ärztetag 2022 in Bremen und zu ggf. vor dem 

126. Deutschen Ärztetag stattfindenden außerordentlichen Deutschen Ärztetage

zu entsenden: 

Liste 

1

Liste 

2

Liste 

3

Liste 

4

Liste 

6

Liste 

9

Abgeordnete  

ÄrztINNEN Hessen

(Fachärzte/innen, Hausärzte/innen, 

angestellte Ärzte/innen, niedergelas-

sene Ärzte/innen, Ärzte/innen in 

Weiterbildung und Ärzte/innen im 

Ruhestand)  

 1) Dr. med. Sylvia-Gabriele  Mieke,

Frankfurt

Fachärztinnen und Fachärzte Hessen  

1)  Dr. med. Adelheid Rauch, Limburg

2)  Dr. med. Wolf Andreas Fach,

Bruchköbel

3) Dr. med. Klaus Doubek,

Wiesbaden 

4) Dr. med. Heike Raestrup, Oberursel 

5)   Dirk Paulukat, Bad Camberg

 Marburger Bund – die Liste für alle 

Ärztinnen und Ärzte   

1)  Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, 

BMedSci, Frankfurt

2)  Anne Kandler, Kassel

3)  Jan Henniger, Frankfurt

4) Dr. med. Lars Bodammer,

 Frankfurt

5)  Yvonne Jäger, Niederdorfelden

6) Dr. med. Susanne Johna, Kiedrich

Liste Ältere Ärzte 

1)  Dr. med. Hansjoachim Stürmer,

Freigericht 

LDÄÄ (Liste demokratischer  

Ärztinnen und Ärzte) 

1)  Dr. med. Bernhard Winter,

Frankfurt

2)  Pierre Frevert, Frankfurt

Die Hausärzte 

1)  Michael Andor, Groß-Gerau

2)  Jutta Willert-Jacob, Wetter

Ersatzabgeordnete 

2)  Christiane Hoppe, Frankfurt

6) Dr. med. Christine Hidas,

Darmstadt

7)  Dr. med. Gottfried von

Knoblauch zu Hatzbach,

Stadtallendorf

8)  Dr. med. Cornelius Weiß,

 Groß-Gerau 

9) Dr. med. Susan Trittmacher,

Frankfurt

10)  Dr. med. Michael

Repschläger, Herborn

7)  Dr. med. H. Christian Piper,

Wiesbaden

8)  Dr. med. Christian Schwark,

Frankfurt

9)  Dr. med. Jörg Focke,

Bad Nauheim

10)  PD Dr. med. Andreas Scholz,

Gießen

11)  Dr. med. Dipl.-Chem. Paul

Otto Nowak, Frankenberg

12)  Dr. med. Matthias Moreth,

Eschborn

2)  Dr. med. Gabriel Nick,

Braunfels

3)  Dr. med. Barbara Jäger,

Frankfurt

4)  Dr. med. Christof Stork,

Wiesbaden

3)  Dr. med. Egbert Reichwein,

Villmar

4) Dr. med. Christoph Claus,

Grebenstein
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Einladung

153. Bad Nauheimer Gespräch

 Mittwoch, 22. Juni 2022, 19–21 Uhr  

Landesärztekammer Hessen, Hanauer Landstr. 152, Frankfurt/M.

Moderation: Prof. Dr. med. Ursel Heudorf 

Klimawandel: Was sagen die Daten? Was ist zu tun?

Unser Klima verändert sich. Was sagen die Daten zu natürlichen und menschengemach-

ten Einflussfaktoren? Wo gibt es Kenntnislücken? Wie sicher sind die Prognosen? Wie 

dringlich sind Politik und Gesellschaft zum Handeln aufgerufen, um eine absehbar kata-

strophale Entwicklung zu stoppen, zumindest zu mindern? Und wie ist diese Herausfor-

derung am besten zu bewältigen – auf allen Ebenen? Hierüber diskutieren mit Ihnen: 

Prof. Fritz Vahrenholt wird die Datenlage zur bisherigen Entwicklung des Klimas und 

seine Einflussfaktoren darlegen, Kenntnislücken benennen und Perspektiven für die 

Zukunft aufzeigen. Frau Stadträtin Rosemarie Heilig wird die Herausforderungen einer 

nachhaltigen Klima- und Umweltpolitik am Beispiel der Stadt Frankfurt am Main vor-

stellen. 

Anmeldung und Information unter: 

info@Bad-Nauheimer-Gespraeche.de

Die Inhalte der Fortbildungsmaßnahme sind produkt- und/oder dienstleistungsneutral 

gestaltet. Potenzielle Interessenkonflikte des Veranstalters, der wissenschaftlichen 

Leitung und der Referenten werden offengelegt. Die Veranstaltung ist mit drei Punkten 

zertifiziert. 

Förderkreis Bad Nauheimer Gespräche e. V.

Hanauer Landstr. 152 

60314 Frankfurt a. M. (Ostend)

info@bad-nauheimer-gespraeche.de

Telefon: (069) 766350 

Telefax: (069) 766350

 www.bad-nauheimer-gespraeche.de
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Prof. Dr. rer. nat Fritz Vahrenholt 

Chemiker, Hochschullehrer, Autor 

Stadträtin Rosemarie Heilig   

Dezernentin für Klima, Umwelt und Frauen, 

Stadt Frankfurt am Main
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Die Beiträge im Hessischen Ärzteblatt sol-

len zur Diskussion anregen. Deshalb freut 

sich die Redaktion über Leserbriefe, behält 

sich Kürzungen jedoch vor. E-Mails bitte 

an: haebl@laekh.de; Briefe an: HÄBL, Han-

auer Landstraße 152, 60314 Frankfurt.

Schreiben Sie uns  

Ihre Meinung
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41. Sportweltspiele der Medizin und Gesundheit

vom 3. bis 10. Juli 2022 an der Algarve 

Die nächsten Sportweltspiele der Medi-

zin und Gesundheit, international be-

kannt als Medigames, finden vom 3. bis 

10. Juli 2022 im Süden Portugals statt.

Parallel dazu bietet der internationale 

Kongress für Sportmedizin einen Erfah-

rungsaustausch unter Kolleginnen und 

Kollegen aus aller Welt. 

Ursprünglich waren die 41. Medigames 

für 2020 und dann 2021 am gleichen Ort 

geplant, mussten aber wegen der Coro-

nakrise zweimal verschoben werden. 

Portugal weist eine Covid-19-Impfquote 

von über 93 % auf und gilt damit als si-

cherer Austragungsort.

Seit über 40 Jahren reisen jedes Jahr rund 

2.000 sportliche Ärztinnen und Ärzte 

sowie Kolleginnen und Kollegen aus dem 

gesamten Gesundheitswesen – Praxis 

und Verwaltung – mit Freunden und Fa-

milien für eine Woche zum jeweils wech-

selnden Austragungsort. Sie kommen 

aus über 40 Ländern.

Teilnehmen können Medizinerinnen und 

Mediziner sowie Kollegen aus Praxis und 

Verwaltung. Studierende und Auszubil-

dende erhalten Sonderkonditionen. Ein 

Gesundheitsattest und Berufsnachweis 

sind Voraussetzungen.

 Alle Vorträge des Kongresses für Sport-

medizin werden auf Englisch und Fran-

zösisch angeboten. Ein „Posting-Raum“ 

wird ebenfalls zur Verfügung stehen, in 

dem Teilnehmer ihre Forschungsergeb-

nisse vorstellen können. Abgabedatum 

für Konferenzbeiträge ist der 15. Mai 

2022. Offizieller Anmeldeschluss zur 

Sportweltspiele-Teilnahme ist der 15. Ju-

ni 2022

Die bisher jährlich tournierende Sport-

veranstaltung wird seit 1995 von der 

Corporate Sport Organisation (Frank-

reich) organisiert. Die Teilnahmeinfor-

mationen finden sich im Internet unter 

www.sportweltspiele.de.

Ungültige Arztausweise
Folgende Arztausweise sind verloren und hiermit ungültig:

Arztausweis-Nr. 60067245 ausgestellt 

am 11.08.2020 für Dr. med. 

Dagmar Baumüller, Frankfurt

Arztausweis-Nr. 60060192 ausgestellt 

am 18.07.2019 für Dr. med. 

Bernhard Knupp, Kassel

Arztausweis-Nr. 60059567 ausgestellt 

am 04.06.2019 für Dr. med.

 Sieglinde Meyer, Frankfurt

Arztausweis-Nr. 60051301 ausgestellt 

am 06.12.2017 für Ihsan Obut,

 Dietzenbach

Arztausweis-Nr. 60135405 ausgestellt 

am 18.10.2021 für 

Stephan Schließmann, Seligenstadt

Arztausweis-Nr. 60064923 ausgestellt 

am 02.04.2020 für Oliver Vogelbusch,

 Gießen

Arztausweis-Nr. 60048762 ausgestellt 

am 06.06.2017 für Günther von Ameln,

 Geisenheim

Arztausweis-Nr. 60150688 ausgestellt 

am 06.12.2021 für Christian Weber,

 Buseck

Die LÄKH-Abteilung Ausbildungswesen:  

Medizinische Fachangestellte informiert

Empfehlungen für die Einstellung von auszubildenden Medizinischen Fachange-

stellten: Die komplette Checkliste kann im Internet unter: 

https://www.laekh.de/fuer-mfa/ 

berufsausbildung/berufsausbildungs-

vertrag-und-vorschriften/  

abgerufen werden. 

Der QR-Code für 

Smartphones führt  

direkt dorthin. 

Checkliste
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Doktorjubiläum

Ehrungen MFA/

Arzthelfer*innen

Wir gratulieren zum zehn- und mehr als 

zehnjährigen Berufsjubiläum:

324 | Hessisches Ärzteblatt 5/2022

Wir gedenken der Verstorbenen
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Fachärzte für Obdachlosenhilfe gesucht

Ein Team von haupt- und ehrenamtlichen 

Ärztinnen und Ärzten leistet in der Elisa-

beth-Straßenambulanz (ESA) für kranke 

Menschen ohne festen Wohnsitz eine 

medizinische Basisversorgung. Über 

66 % der Patientinnen und Patienten ver-

fügen zum Behandlungszeitpunkt über 

keinen nachweislichen Versicherungs-

schutz. Gelegentlich bedarf es fachärztli-

cher Kompetenz, die im Team nicht vor-

handen ist. Die ESA ist daher Facharztkol-

leginnen und -kollegen aus dem Vertrags-

arztbereich sehr dankbar, die zur Über-

nahme einer ehrenamtlichen Behandlung 

bereit sind. Dafür werden niedergelasse-

ne Kolleginnen und Kollegen aller Fach-

richtungen, insbesondere Chirurgie, Uro-

logie, Radiologie, Gynäkologie und Der-

matologie, gesucht, die im Einzelfall auf 

Zuweisung einen wohnsitzlosen Men-

schen behandeln. Eine Zuwendungsbe-

stätigung kann auf Wunsch gerne ausge-

stellt werden. Gerne stellt das Team um 

die Leiterin der Einrichtung Dr. med. Ma-

ria Goetzens seine Arbeit und das Verfah-

ren der „Aufwandsspende“ in einem per-

sönlichen Gespräch vor.

Elisabeth-Straßenambulanz

  im Caritasverband Frankfurt

Klingerstraße 8, 60313 Frankfurt

  Fon: 069 29822990, E-Mail: elisabeth- 

 strassenambulanz@caritas-frankfurt.de
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Die Delegiertenversammlung der Landes-

ärztekammer Hessen hat am 26. März 

2022 folgende Satzung beschlossen:

Satzung der Landesärzte-

kammer Hessen zum  

Erwerb der Bescheinigung 

über die Qualifikation 

„Leitender Notarzt“1

Präambel

Gemäß § 7 Abs. 1 Hessischen Rettungs-

dienstgesetzes (HRDG) vom 16. Dezem-

ber 2010 (GVBl. I 2010, 646), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

12. September 2018 (GVBl. S. 580) i.V.m. 

§ 17 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 a) Verordnung zur 

Durchführung des Hessischen Rettungs-

dienstgesetzes (HRDG-VO) vom 3. Januar 

2011 (GVBl. I 2011, 13) zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 10. Dezember 

2019 (GVBl. S. 395) ist für die Bestellung 

eines Leitenden Notarztes eine entspre-

chende Bescheinigung der Landesärzte-

kammer Hessen erforderlich.

Der Leitende Notarzt übernimmt Lei-

tungsaufgaben im medizinischen Bereich 

beim Massenanfall Verletzter und Er-

krankter sowie bei außergewöhnlichen 

Notfällen und Gefahrenlagen. Er hat alle 

medizinischen Maßnahmen am Schaden-

sort zu leiten, zu koordinieren und zu 

überwachen. 

Mit der Satzung zum Erwerb der Beschei-

nigung über die Qualifikation „Leitender 

Notarzt“ soll eine qualifizierte Ausbildung 

von Leitenden Notärzten sichergestellt 

werden.

§ 1 Fachliche Voraussetzungen

Voraussetzungen für die Erteilung der 

Qualifikation Leitender Notarzt sind:

1)  der Nachweis der Zusatz-Weiterbil-

dung Notfallmedizin,

2)  der Nachweis einer mindestens drei-

jährigen ärztlichen Tätigkeit im Ret-

tungsdienst als Notarzt.

3)  Die Facharztanerkennung für ein Ge-

biet mit Tätigkeit in der Intensivmedi-

zin. Diese kann ersetzt werden durch 

eine gleichwertige klinische Weiterbil-

dung, d. h. mindestens vier Jahre an-

rechnungsfähige Weiterbildungszei-

ten, davon mindestens sechs Monate 

intensivmedizinische Weiterbildung.

4)  Der Nachweis der Dienstpläne über 

die Notarztwagen-Einsätze der letz-

ten sechs Monate in dem in Aussicht 

gestellten Einsatzbereich als Leiten-

der Notarzt.

5)  Die Absolvierung eines von der Lan-

desärztekammer Hessen durchge-

führten Seminars Leitender Notarzt 

bzw. vollständige Teilnahme an einem 

durch die Landesärztekammer Hes-

sen anerkannten gleichwertigen Se-

minar bzw. Kurs Leitender Notarzt.

§ 2 Seminar Leitender Notarzt

1)  Zur Teilnahme am Seminar Leitender 

Notarzt darf nur zugelassen werden, 

wer die Voraussetzungen des § 1 Abs. 

1–4 erfüllt.

2)  Die Bildungsinhalte des Seminars Lei-

tender Notarzt der Landesärztekam-

mer Hessen sind in den Empfehlungen 

der Bundesärztekammer zur Qualifi-

kation Leitender Notarzt in der jeweils 

geltenden Fassung festgelegt.

3)  Am Ende des Seminars stellt die Lan-

desärztekammer Hessen dem Semi-

narteilnehmer eine Urkunde über die 

Qualifikation Leitender Notarzt aus.

§ 3 Anerkennung der Qualifikation  

Leitender Notarzt anderer Ärztekam-

mern

Die im übrigen Geltungsbereich der Bun-

desärzteordnung erteilte Anerkennung 

der Qualifikation „Leitender Notarzt“ gilt 

auch in Hessen unter der Voraussetzung, 

dass sie den fachlichen Anforderungen ge-

mäß § 1 entspricht

§ 4 Zertifizierung von Seminaren 

 Leitender Notarzt

Der Antrag auf Zertifizierung von Semina-

ren zum Leitenden Notarzt muss vor sei-

ner Durchführung in der Abteilung Ärztli-

che Weiterbildung gestellt werden. Eine 

nachträgliche Zertifizierung ist nur in be-

gründeten Ausnahmefällen möglich. 

§ 5 Allgemeine Übergangsbestimmungen

Die nach dem bisher gültigen Beschluss 

der Delegiertenversammlung der Landes-

ärztekammer Hessen „Anforderungen 

zum Erwerb der Qualifikation Leitender 

Notarzt“ vom 24. April 1999 zuletzt geän-

dert durch Beschluss der Delegiertenver-

sammlung vom 16. September 2020, er-

worbene Qualifikation Leitender Notarzt 

kann auf Antrag durch eine zeitlich unbe-

fristete Qualifikation ersetzt werden. 

Eine unbefristete Bescheinigung über die 

Qualifikation Leitender Notarzt erhält je-

doch nur derjenige, dessen Urkunde das 

Ausstellungsjahr 2017 oder jünger trägt, 

bzw. wer seine Qualifikation durch Besuch 

eines Wiederholungsseminars Leitender 

Notarzt aktuell verlängert hat.

Der Antrag auf Erteilung einer unbefriste-

ten Bescheinigung über die Qualifikation 

Leitender Notarzt kann nur bis zum 1. Mai 

2025 gestellt werden.

§ 6 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Mai 2022 in 

Kraft. Gleichzeitig tritt der Beschluss der 

Delegiertenversammlung der Landesärz-

tekammer Hessen „Anforderungen zum 

Erwerb der Qualifikation Leitender Not-

arzt“ vom 24. April 1999, zuletzt geän-

dert durch Beschluss der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen vom 16. September 2020, außer 

Kraft.

Die vorstehende, von der Delegiertenver-

sammlung der Landesärztekammer Hes-

sen am 26. März 2022 beschlossene Sat-

zung der Landesärztekammer Hessen 

zum Erwerb der Bescheinigung über die 

Qualifikation „Leitender Notarzt“ wird 

hiermit ausgefertigt und im Hessischen 

Ärzteblatt verkündet. 

Frankfurt, 12. April 2022

Dr. med. Edgar Pinkowski

– Präsident – 

1 Genderneutrale Sprache: Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Text die männliche Form verwendet. Die Formulierungen beziehen sich jedoch auf Angehörige aller Geschlechter, 

sofern nicht ausdrücklich auf ein Geschlecht Bezug genommen wird.
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